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Line neue Mchlluilg lier IhjloMjdp VMichte. 
Geschichte Liu-, Ehst- und Kurlands von der „Auffegelung" 

des Landes bis zur Einverleibung in das russische Reich. Eine po-
puläre Darstellung uon Ernst Seraphim. Mit 6 Bildern, einer 
Karte und einem Personen- und Sachregister. I. Band: die Zeit bis 
zum Untergang liuländischer Selbständigkeit. — Neual 1895. Verlag 
von Franz Kluge. 8°. 425 Seiten. 

lim Gesammtdarstellung der livländischen Geschichte darf wohl 
^ als ein literarisches Ereigniß ersten 3tanges in unserer balti-

schen Heimath bezeichnet werden. Mit begreiflicher Spannung sah 
daher, wer nur immer für Gegenwart und Vergangenheit unserer 
Lande Herz und Sinn hat, nach den ersten buchhändlerischen Ankün-
digungen dieser viel versprechenden Weihnachtsgabe entgegen. Und 
als ein erfreulicher Beweis des kräftig sich regenden historischen Be-
wußtseins und des Verlangens nach geschichtlicher Erkenntniß mag 
zunächst die Thatsache hier festgestellt werden, daß dem Unternehmen 
des Verfassers und des Verlegers ein schöner äußerer Erfolg 
nicht gefehlt hat. Seraphims Werk hat so manchem Weihnachtstisch zur 
Zierde gereicht und so wenig wir anstehen, das große Verdienst der 
bewährten Klugeschen Verlagshandlung um die Herstellung eines so 
schön ausgestatteten Buches zu so civilem Preise rühmend hervorzu-
heben, so wenig sind wir geneigt, den äußeren Erfolg des Buches 
hauptsächlich diesem Umstände zuzuschreiben. Der Verfasser hat 
richtig gefühlt, woran es uns mangelte, und mit richtigem Griff sich 
an die Lösung einer Aufgabe gemacht, welche ihm durch ein Herr-
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schendes Bedürfniß vorgezeichnet war. Dieses heischte eine „populäre" 
Geschichte Lwlands. Die Klage, daß der größte Theil der histori-
schen Literatur bei ans trotz ihres sehr beträchtlichen Umfanges wenig 
genießbar sei, ineil sie entweder Specialkenntnisse voraussetze oder zu 
minutiöses Detail biete, für das nur der Fachmann wirkliches Inte-
reffe gewinnen könne, ist so alt und so oft gehört worden, daß nur 
an sie erinnert zn werden braucht, um die Vedürfnißfrage zu er-
ledigen. Auch Schiemanns Buch in Onckens „Weltgeschichte in 
Einzeldarstellungen" ist nur in einzelnen Partieen wirklich populär; 
im Grunde genommen hat Schiemann doch Leser vor Augen, die in 
der Geschichte mehr oder weniger bewandert sind. Der Verfasser 
des zur Besprechung vorliegenden Buches wollte ein „ H a u s b u c h " 
schreiben und er bezeichnet nüt diesem Worte richtig sowohl die Auf-
gäbe wie die Art ihrer Lösung, auf die es ankommt. Er fährt 
diesen Gedanken im Vorwort weiter aus, indem er sagt: „Der 
populär darstellende Gesichtspunkt verlangt den Vorrang vor den: rein 
wissenschaftlichen. — — — I n großen Zügen und scharfen Charak-
teristiken die Gestalten der Vorzeit zu schildern, einzelne wichtigere 
Epochen — — — — — in größerer Breite zu erzählen, schwebte 
mir vor." Direkt aus ungedruckten Quellen zu arbeiten, habe er 
ebenso wenig für seine Aufgabe gehalten, wie die Benutzung alles 
gedruckten Materials; herangezogen sei das, woraus er Farben 
für seine Bilder entnehmen zu könne,: glaubte. Das seien die 
Gesichtspunkte, von denen aus der Leser sein Urtheil über das 
Buch abzugeben haben werde. 

Eignen wir uns diese Gesichtspunkte an — und sie dürfen 
bei der Beurtheilung eines Buches für das deutsche Haus unbe-
denklich als die maßgebenden acceptirt werden —, so constatiren wir 
vor allem mit Genugthuung, daß der Verfasser fast durchweg den rich-
tigen Ton für seine Erzählung zu finden gewußt hat. Diese Sprache 
kommt ans begeistertem Herzen und geht zu Herzen. Das ist ein 
großer Vorzug. Wer den nöthigen Ernst mitbringt und die Aus-
dauer, welche jedes größere Buch ernsten Inhalts von den: Leser 
fordert, den wird dieses Buch nie langweilen. Ungesucht ergeben 
sich dem Verfasser seine reichen, farbigen Metapheren; sie zeugen 
davon, daß er nicht in Alltagsstimmung schreibt, sondern mit dem 
feurigen Schwung, welchen nur Liebe zur Sache, persönliches Ver-
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halten zum Gegenstand der Erzählung verleihen. Dabei hält er sich 
frei von jeder Schönfärberei. Die Geschichte des Zusammenbruchs und 
Untergangs wirkt ergreifend, ein Eindruck, den auch die geschickte 
Darlegung kompliärter diplomatischer Verhandlungen nicht abschwächt. 
Bilden die Schlußkapitel den Höhepunkt des Werkes, so fehlt es 
auch für die frühere Zeit nicht an besonders gelungenen Partieen, 
unter denen das 5. und 6. Kapitel, die Geschichte Bischof Alberto I., 
als Ganzes genommen besonders genannt zu werden verdienen. Das 
Buch ist geeignet einen starken Eindruck zu hinterlassen. Seiner 
Führung werden sich uiele anvertrauen, die das ihnen noch fremde 
Gebiet der heimathlichen Geschichte zum ersten Male betreten; und 
sie werden sich in ihrer Erwartung auf Belehrung und reichen 
Genuß nicht getäuscht sehen. 

Indessen kann es bei solch allgemeiner Empfehlung nicht sein 
Bewenden haben. Ist das Erscheinen dieser neuen Geschichte Liu-
lands ein so wichtiges Ereignis;, wie es zu Anfang dieser Zeilen 
bezeichnet wurde, so darf ihm eine mehr in's Einzelne gehende Prüfung 
nicht vorenthalten werden. Die „Baltische Monatsschrift" aber dürfte 
der rechte Ort sein, sich in dieser wichtigen Sache — sie kann eine 
Herzensangelegenheit unserer Gebildeten genannt werden — umständ­
licher zu äußern. 

Der Verfasser erklärt, der rein wissenschaftliche Gesichtspunkt 
solle bei der Beurtheilung hinter den populär darstellenden zurück-
treten. Dies wird in dem Sinn zu verstehen sein, daß nicht Ergeb-
nisse selbständiger eigener Forschung geboten werden sollen und 
darum auch keine Mehrung der wissenschaftlichen Erkenntniß dem Um-
fange nach erwartet werden dürfe. Das Buch giebt sich nach den 
einleitenden Worten des Verfassers wie nach dem Inhalt als eine 
Kompilation. Kompilation ist ein Wort, das so manchen von vorn 
herein mißtrauisch macht, das häufig mit verächtlicher Nebenbedeutung 
gebraucht wird und darum geeignet ist, ein ungünstiges Vorurtheil zu 
erwecken. Durchaus mit Unrecht. Kompilationen können außerordentlich 
verdienstlich sein und es ist gegen solche Bücher nichts einzuwenden, 
wenn sie, wie in diesem Falle, gar nicht mehr sein wollen. Aber eines 
darf auch bei solcher Beschränkung gefordert werden, und hier muß es ge-
stattet sein, zun: Maßstab streng wissenschaftlicher Beurtheilung zu greifen: 
die Kompilation braucht nicht auf jede Detailfrage Antwort zu geben, 

1* 
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was sie aber bietet, muß unbedingt zuverlässig sein, die Nichtigkeit 
der Einzeldaten ist eine conditio sine qua non, und gar ein Haus-
buch darf gar keine eigentlichen Fehler enthalten. Dem Verfasser 
kann der Vorwurf nicht erspart werden, sein Buch uon Fehlern 
nicht frei gehalten zu haben. Schon die Zahl der Druckfehler ist 
eine erhebliche und verursacht hier und da doch recht empfindliche 
Störungen. Es soll von den ausgelassenen Silben, den falschen 
Buchstaben, dem Mangel einheitlicher Schreibweise nicht weiter die 
Rede sein. Verwirrend wirken aber wiederholt die falschen Daten 
oder nach das Fehlen einer Jahreszahl bei genauer Angabe von Tag 
und Monats. Ein sorgfältiges Verzeichnis^ der Druckfehler wäre 
eine erwünschte Beigabe gewesen und wird hoffentlich dein in Aus-
ficht gestellten zweiten Bande hinzugefügt werden. 

Bei weitem mehr m's Gewicht fallen die Ausstellungen, welche 
gegen solche Fehler erhoben werden müssen, die entweder der indiui-
dnellen Auffassung des Verfassers oder einer gewissen Flüchtigkeit in 
der Verarbeitung des freilich außerordentlich umfangreichen Stoffes 
zugeschrieben werden müssen. Unter diese Kategorie werden auch 
viele zusammenfassende Urtheile zu rubriciren sein, gegen die sich 
schwer wiegende Bedenken geltend machen lassen und die, wie es 
scheint, der Vorliebe des Verfassers für vorschnelle Verallgemeine-
rangen ihren Ursprung verdanken. Es ist nicht zu läugnen, daß 
eine Erzählung sich häufig wirkungsvoller gestalten läßt, wenn das aus 
ihr abstrahirte Schlußurtheil vorweg genommen, an die Spitze gestellt 
und nun gleichsam deduktiv verfahren wird, indeni die Erzählung 
selbst dann zur Erläuterung der allgemein gehaltenen Behauptung 

*) S . 56: 1207 statt 1217; S . 93: im 8. Jahrhundert statt?; 
2 . 99: Heinrich II. statt III.; S. 103: Schlacht bei Durben am 13. Iu l i 
(Jahr?); S . 105: Mindauga's Abfall vom Christenthum i,n Sommer 
(Jahr?); S. 135: Gedimins Tod 1241/2 statt 1341/2; ©.141: das 
Jahr des Kalischer Friedens?; S . 151: Sitznngöber. d. A. G. (ans 
welchen: Jahr?); S . 155: desgleichen; S. 196: Johann XXII. statt 
XXXIII.; S . 215: EB. Siluesters Empfang durch 2000 5)erren des 
Erzstifts. (So viele gab es gar nicht); S . 221: Ulrich von Erichshaufon 
statt Ludwig von Erlichshausen; S . 226: 1471 statt 1481; S . 263: 
1512 statt 1522; S. 268: 1524 statt?; S . 275: 17. Iuli (Jahr?); 
S. 325: Bienemann Nr. u. Urk. 2 Bände statt 5. 
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dient. M i t der Neigung zu solchem Verfahren hängt vielleicht auch 
das Bestreben zusammen, jeden: Kapitel sein eigenes Motto zu 
geben. Die Verwendung zahlreicher Mottos ist Geschmackssache. 
I n vorliegendem Fall hätte wohl eines an der Spitze des ganzen 
Buches genügt. Jedenfalls müssen die Mottos prägnant, schlagend 
sein, kurz in der Form, reich an Inhalt und Gedanken. Von 
dieser Voraussetzung ans läßt sich die Wahl, welche der Ver-
fasser getroffen hat, nicht immer als eine glückliche bezeichnen. Wenn 
das 10. Kapitel „Weiteres Aufsteigen des Ordens" — mit einem 
Citat aus Faust I I . begleitet wird 

„Fminer höher inuß ich steigen, 
Immer weiter muß ich schau'n", 

so erhält man doch nur eine völlig gleichgiltige Paraphrase der 
Ueberschrift ohne irgend ein Plus an Empfindung, Vorstellung oder 
Gesichtspunkten. Auch das Citat aus Rankes Französ. Geschichte zn 
Kap. 18 kann man nicht ohne Kopfschütteln lesen; es,ist so, als 
ob der Verfasser sich eine der gewöhnlichsten Grundwahrheiten in mög-
lichst gewöhnlicher Form ausgesucht hätte, um die verderbliche Thor-
heit eines Bürgerkrieges zu kennzeichnen. Doch das nur nebenbei. 
Wer in der vorhin charakterisirten Weise verfährt, hat darauf 
zu achteu, daß die Erzählung im Einklang mit den gleichsam als 
Ankündigung vorausgeschickten Sätzen bleibt, daß sie vor allem nicht 
weniger bietet. Diese Forderung wird aber vom Verfasser nicht immer 
beachtet; seine Behauptungen sind daher in solchem Falle entweder 
an und für sich unzutreffend, oder sie stehen im Widerspruch Zu dem, 
was an anderer Stelle gesagt ist. Ein Widerspruch muß consta-
tirt werden zwischen der Art und Weise, wie die anscheinend unbe-
deutenden Differenzen des Ordens in Liuland mit Erzbischof Johann 
Wallenrode in den ersten Abschnitten des 12. 5lapitels erwähnt wer-
den und der bald darauf S. 195 folgenden Behauptung, daß nicht 
sowohl die großen Ereignisse der allgeineinen Politik, sondern eben 
der Streit mit dem Erzbischofe die Hauptsorge der livländischen 
Ordensmeister gewesen sei. Einige Seiten weiter beginnt ein Satz 
mit den Worten: „Tiefen Zwiespalt zwischen den: Hochmeister und 

den Livländern — • erregte die Politik gegen Littauen." Aber 
in der nun folgenden Darstellung ist von diesem tiefen Zwiespalt 
nichts zu spüren, erwähnt wird nur eine rasch wieder ausgeglichene 
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Meinungsdifferenz. Aehnliches findet sich S . 306. Nachdem 
die Einigung al ler liuländischen Stände auf dein Landtage zu 
Wälk rühmend hervorgehoben worden ist, heißt es: „Schon die nächste 
Folgezeit sollte zeigen, wie schwer es war, die Kräfte, die aus ein-

ander strebten, , zum Frieden anzuhalten." Die Richtig-
keit dieser Behauptung kann an sich nicht bezweifelt werden, 
denn, die livländischen Stände zusannnenzuhalten, ist immer eine 
verzweifelt schwere Aufgabe gewesen. Aber an dieser Stelle ist 
die Behauptung doch nicht richtig, denn in der Darstellung der 
„nächsten Folgezeit" ist lediglich von Zerwürfnissen und Spaltungen 
innerhalb des Ordens, also nur eines Standes, die Rede, niriche die 
Konföderation des ganzen Landes nicht in Frage stellten. I n 
diesem Zusammenhange mag noch ein anderer auffallender Wider-
spruch in der Darstellung Erwähnung finden. Der Verfasser hebt an 
einer Stelle ganz richtig hervor (S. 168), daß die Handelsbeziehungen 
zu Nowgorod für die livländischen Städte die wichtigsten gewesen 
seien. Nun muß man doch erwarten, daß, wenn die Art des Han-
dels in russischen Städten und die Lebensweise der deutschen Gäste 
in ihnen an einem Beispiel illnstrirt werden sollen, eben die wich-
tigste Handelsstadt zu diesem Zwecke herangezogen werde. Es wird 
indessen ausführlich und in der That sehr anschaulich au der Hand 
eines Aufsatzes von Hildebrand der Handelsverkehr mit Polozt 
geschildert. Das schwächt die Bedeutung, welche Nowgorod in der 
Geschichte der deutsch-russischen Handelsbeziehungen zukommt, nicht 
unwesentlich ab, während doch diese Detailschilderuug erst den Beweis 
für die vorhin erwähnte überragende Bedeutung Nowgorods geben 
müßte. Es paßt diese eingehende Berücksichtigung Polozks allerdings 
insofern in den Zusammenhang der Darstellung hinein, als Polozk 
fast ausschließlich mit Riga Handel trieb und der Verfasser sich bei der 
Schilderung des Städtewesens in Liuland auf Riga beschränkt. 
Damit ist aber die Vernachlässigung Nowgorods ebenso wenig gerecht-
fertigt, wie die stiefmütterliche Behandlung Revals und Dorpats, 
von denen doch wenigstens Reval eine etwas größere Beachtung 
neben Riga verdient hätte. 

Verallgemeinernde Behauptungen, die eben dadurch schief oder 
gar falsch werden, ließen sich in großer Menge anführen. Sie 
verleiten mir zu leicht zu Uebertreibungen und dieser Versuchung hat 
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der Verfasser um so eher erliegeil müssen, als seine bilderreiche, 
gemüthswarme Sprache eine starte Hinneigung zn hyperbolischer 
Ausdrucksweise verräth, unter der dann Klarheit und Präcision zn 
leiden haben. Alan gewinnt auch den Eindruck, daß viele seiner 
bedenklichen Aussprüche ans dieses Konto zu setzen und nicht etwa 
mangelnder Kenntniß zuzuschreiben sind. Das Gefühl geht gleichsain mit 
ihm durch; er merkt es offenbar gar nicht, wohin ihn dasselbe führt und 
wie rein rhetorische Rücksichten )̂ das Interesse an der nüchternen 
Sachlichkeit in den Hintergrund drängen. Der Zorneseifer über die 
plündernd durch die Länder streifenden Litauer stempelt sie unversehens 
zu „Nomaden" (S . 19). Die tapferen Nitter des Deutschen Ordens sind 
in der 2. Hälfte des 13. Jahrhunderts „ewig im Sattel, bald auf 
blutiger „Reife" gegen die Völker Kurlands, bald an der Spitze der Kreuz-
pilger auf gefahrvollem Zuge gegen die Esten", obwohl die eigentlichen 
Esten schon längst unterworfen waren und gleichzeitige Kämpfe mit 
Kuren und Esten vom Orden nicht geführt worden sind. Dahin gehört 
auch die ganz falsche Behauptung, daß im 14. Jahrhundert die 
Herrschaft der stolzen Patricier, die in unserm Städten noch aufrecht 
stand, „in Deutschland der demokratischen Bewegung der Zünfte 
längst zilm Opfer gefallen war"; hierhin anch die Uebertreibung, daß 
die Hansa um 1450 nur noch ein Schatten einstiger Grüße war. 
Welche Bezeichnung bleibt denn für ihre Stellung unter den dächten 
nach weiteren 100 Jahren? Wie unvorsichtig, wie wenig überein-
stimmend mit den späteren Ausführungeil und den: thatsächlichen 
Verlans der Begebenheiten ist des Verfassers voransgreifende Be-
lnerkung, daß Plettenberg „anch in den Jahren, da Luthers Lehre 
bei uns die Herzen bewegte," den Erfolg „stets" auf feiner Seite 
gehabt habe! (S . 249). 

Hat man es in diesen und ähnlichen Fällen in: Grunde genommen 
nüt Flüchtigkeitsfehlern zu thun, so wird ein härteres Verdict diejenigen 
Stellen treffen müssen, wo ganz bekannte Ereignisse und Hergänge fehler-
haft erzählt und falsch aufgefaßt werden, und wo ein gründlicheres 
Eindringen in den Stoff vermißt wird. Eine der unsichersten Hypothesen 
in Bezug auf die vorgeschichtliche Zeit der baltischen Länder ist die 
Herrschaft der Goten im 4. und 5. Jahrhundert. Der Historiker kann 

!) Vergl. S. 10 die Wendung: die Ostsee mit ihren Inseln und Eilanden. 
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bei dem heutigen Stande der Forschung nur sagen: „wir wissen über 
die Zeit nichts." Seraphim behandelt die Gotenherrschaft als 
chronologisch fixirte Thatsache. J a er zieht aus ihr, wenn auch nur 
zögernd, die Consequenz, daß mit den Ostgoten am Schwarzen Meer 
auch die „Aestuer" unter hunnische Herrschaft geriethen, „bis ihre 
Befreiungsstunde fern uon ihnen auf den f'atalannifchen Gefilden 
schlug (451)." Ob der Verfasser die Oberherrschaft Attilas in 
unseren Landen wirklich ernsthaft zu vertreten geneigt ist? — Zu 
mehrfachen Ausstellungen giebt die Erzählung von der ersten großen 
Fehde zwischen dem Orden und Riga Anlaß, die bekanntlich mit 
der Unterwerfung Rigas endete. Jeder aufmerksame Leser wird an 
der Mittheilung Anstoß nehmen, daß der Ergbischof im J u n i 1297 
Riga verließ, um sein krankes Bein in Flandern heilen zu lassen, 
wenn er bald nach d'em 20. I u l i wieder heimgekehrt fein soll. 
Nicht so offen zu Tage liegt die ungenügende Behandlung, welche 
das wichtige Bündniß der livländischen Stände von 1304 erfährt, 
die sogen. Dorpater Conföderation. Als Vetheiligte werden genannt: 
der Orden, die dänischen Vasallen in Estland, die Bischöfe von 
Reu a l und Dorpat. Man könnte die Erwähnung des Bischofs 
von Reval anstatt des von Oesel für einen Schreibfehler halten. 
Aber wenige Zeilen darauf wird unter den Namen der verbündeten 
Landesherren auch der richtige Näme des damaligen Bischofs von 
Reval, Heinrich, genannt. Da nuu die Namen in der Bündniß-
Urkunde selbst nicht vorkommen, so muß der Verfasser, als er diese 
Ergänzungen von sich aus hinzufügte, wirklich der Meinung gewesen 
sein, daß der unbedeutende Bischof von 3teual und nicht der von 
Oesel an dieser Stelle zu erwähnen sei. Wenige Zeilen weiter, 
noch im selben Satz, rückt dann endlich Oesel in die ihm gebührende 
Stellung ein. Aber abgesehen davon wird der Verfasser der Ve-
deutung dieser Conföderation nicht gerecht, wenn er in ihr nur einen 
ewigen Friedens- und Freundschaftsuertrag der Conföderirten sieht. 
Sie war vielmehr das erste vollgiltige Zeugniß für das Bewußtsein, 
daß das gestimmte Livland trotz der Scheidung in einzelne Territorien 
dem Auslande gegenüber ein abgeschlossenes Ganze, ein Land für sich 
sei. Daraus ergab sich die Forderung, daß kein Stand auswärtige 
Hilfe in Anspruch nehmen dürfe. Die Conföderation rückt erst dann 
in die rechte Beleuchtung, wenn ihr nächster und wichtigster Zweck 
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angeführt wird: es sollen die Stadt Riga (und wol auch der Erz-
bischof) so lange mit gemeinsamen Kräften bekämpft werden, bis sie 
dem Bunde beitreten und auf fremde Hilfe verzichten. — Nicht 
präcise genug erscheint, was über den Inhalt der Verträge uon 1330 
und iiber das durch sie begründete Verhältniß zwischen dem Orden 
und der Stadt Riga gesagt wird. Es ist nicht richtig, daß Riga dem 
Orden auf Grund des Sühnebriefes ein neues Schloß bauen mußte; 
das ist eine Verwechselung mit den Bestimmungen der Wolmarschen 
Afspröke von 1492. Im Jahr 1330 trat die Stadt nur ein 
Grundstück für die Erbauung des Schlosses ab. Von den übrigen 
Bestimmungen des Sühnebriefes sind einige der wichtigsten un-
erwähnt geblieben, welche gerade geigen, worin die Beschränkung der 
städtischen Freiheit bestand, uor allem die, daß der Orden an jeder 
Sitzung des Rathes durch einen Vertreter theilnehmen könne und 
daß über alle nach Stadtrecht zu richtenden Verbrechen der Stadt-
uogt nur in Gemeinschaft mit einem uom Meister ernannten Ordens-
bruder zu erkennen habe. Diese Bestimmungen waren gewiß viel ein-
schneidender und mußten viel drückender einpfunden werden, als 
Huldigung und eine leichte Heerespflicht. Der Verfasser scheint 
freilich zu glauben, daß das alles schon aus seiner Mittheilung ent-
nommen werden könne: „die Hälfte aller Gerichtsgefälle endlich 
sollen dein Orden zustehen". Wenigstens setzt er die Bestimmungen 
über Theilnahme eines Ordensbruders am städtischen Gericht einige 
Zeilen weiter auf derselben Seite als bekannt voraus, wenn er sagt: 
„Thatsache bleibt . . ., daß Mitte August den Städtern . . . der 
harte Gerichtszwang erlassen wird. Nur bei Gericht über Leben 
und Tod sollte auch in Zukunft ein Bruder mit urtheilen", wobei 
das vom Verfasser beliebte Wort „Gerichtszwang" nicht nur das 
nicht sagt, was der Verfasser meint, sondern an dieser Stelle über-
haupt keiueu angebbaren Sinn hat. Es sei gleich bei dieser 
Gelegenheit ausgesprochen, daß das soeben gerügte Verfahren in 
mehrfachen Modificationen öfter wiederkehrt: häusig wird etwas als 
bekannt vorausgesetzt, was gar nicht erzählt worden, oder der Ver-
fasser rekurrirt auf Dinge, deren Erwähnung sich nur versteckt in 
einem Nebensatze findet, ohne daß sie ihrer Zeit ordentlich hervor-
gehoben worden sind. Der Kenner vermag sich, wenn in einer 
Gedankenreihe oder Erzählung hie und da Mittelglieder fehlen, noch 
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zur Noth zu helfen, der Neuling steht dann rathlos da. - - Zwei 
Corrigcnda mögen hier noch Erwähnung finden. 8 . 194 wird der 
Sturz des Hochmeisters Heinrich nou Plauen dein Geheimbund der 
Eidechsen unter dein unzufriedenen preußischen Vasallenadel zur Last 
gelegt. Die Sache «erhält sich anders. Der Landesadel hat anfangs 
allerdings gegen ihn als den Vertreter des Ordens confpirirt. 
Plauen aber wußte durch Einführung eines Landesrathes den Adel 
mit der Orbensherrschaft einigermaßen zu versöhnen. Bitteren Haß 
zog er sich aber gerade durch diese Schöpfung und durch seine rück-
sichtslose, durchgreifende Regierungsweise bei den Ordensrittern selbst 
zu: eine Partei innerhalb des Ordens, an ihrer Spitze Michael 
Küchmeister, hat seinen Sturz verschuldet. - Nicht ohne Erstaunen 
sieht der Leser auf S . 230 und T . 850 anscheinend ein und 
dasselbe Ereigniß zwei Mal, aber zu verschiedenen Jahren, 1492 
und 1557, verzeichnet. Nur die Anführungszeichen haben ihren 
Platz gewechselt. Nach S . 230 erbauen die Russen 1492 ein 
„Tnttznarva" Iwangorod, nach S . 350 befiehlt der Zar 155? eine 
Trutzburg „Iwangorod" anzulegen! Da darf denn der Leser wohl 
fragen, wann denn eigentlich Iwangorod wirklich erbaut worden ist. 

Durch den Charakter, welchen der Verfasser seinem Werke geben 
wollte, ist eine gewisse Ungleichmäßigkeit in der Koinposition des 
Ganzen bedingt. Sie hat ihre volle Berechtigung. Es kam darauf 
an, die wichtigsten Partieen der livländischen Geschichte, die ja Zugleich 
auch die interessantesten sind, recht eindrucksvoll zu gestalten. Es ist 
daher nur zu billigen, wenn die Gründung der Kolonie, das Ein-
dringen der Reformation und feine Folgen, sonne der Untergang, 
ausführlich, in breiter, voll austönender Erzählung geboten werden. 
Aber auch die dazwischen liegenden Zeiträume und Ereignisse mußten 
je nach ihrer Bedeutung oder ihrer Verwendbarkeit für eine populäre 
Darstellung eine verschiedene Behandlung erfahren. Man kann mit 
der Auswahl, welche der Verfasser getroffen hat, in: Allgemeinen 
einverstanden sein und billig haben sich die zu bescheiden, die hier 
etwas mehr und dort etwas weniger gern gesehen hätten. Indessen 
lassen sich aus den Voraussetzungen für die Beurtheilung des 
Buches, aus seinem ganzen Plane heraus doch einige Erwägungen 
beibringen, die bei der Verkeilung des Stoffes nicht genügend 
beachtet zn sein scheinen. Es werden nämlich die Vorkenntnisse der 



Eine neue Darstellung der liuländischen Geschichte. 83 

Leser uiel zu oft iiberschätzt und andererseits das Bedürfniß, über 
das Wichtigste soweit ausreichend unterrichtet zu werden, daß der 
Zusammenhang und die Entwickelung numer verständlich bleiben, 
unterschätzt. Das Buch ist vielfach gar nicht so populär, wie es sein 
will. Schon der Titel ist es eigentlich nicht. Das durch An-
führungszeichen markirte Wort „Aufsegelung" fiihrt dem Kundigen 
freilich mit einem Schlage eine ganze lange Gedankenreihe, die 
Geschichte einer gelehrten Kontrouerse uor Augen; dem Unkundigen 
müssen die Anführuugszeichen erst erläutert nierdeu. Der Titel 
eines Buches muß aber den Lesern, für welche es geschrieben ist, 
uon vornherein klar sein. Was es mit der „Aufsegelung" auf sich 
hat, daß dieses Wort eine falsche, aber herkömmliche Bezeichnung ist, 
darf nicht ohne weiteres als bekannt angenonnncn werden. Ebenso 
hätte es dem Zwecke des Buches gut entsprochen, wenn so mancher 
dein Mittelalter eigenthümliche staatsrechtliche Begriff erläutert worden 
wäre1). Doch kaun man hierüber ja wohl verschiedener Meirnrng 
sein. Eine schärfere Fonnulirung in allen verfassungsgeschichtlichen 
3luseinandersetzungen wäre aber jedenfalls zu wünschen gewesen. 
Die Bedürfnisse des Lesers werden doch entschieden unterschätzt, 
wenn von dem Handelsleben in der Stadt Riga, ihrem Aus-
sehen, dem ganzen Gebühren ihrer Bewohner ein farbenreiches Bild 
gegeben wird, die Geschichte ihrer Verfassung aber da abbricht, wo 
das Bulmerineqsche Buch aufhört. Das charakteristische Merkmal 
der liuländischen Städteverfassung, die politische Bedeutung der 
Gilden, ist überhaupt uicht erwähnt. Oder ist es nicht ein Mißuer-
hältniß, wenn die Zerioürfnisse innerhalb der Hansa im 15. Jahr-
hundert im Verhältniß zu anderen Partieen sehr ausführlich ge-
schildert werden, über die Entstehung des Bundes, vor allem aber 
über seine Organisation, in der doch die liuländischen Städte eine 
hervorragende Rolle spielten, gar nichts gesagt wird. Man könnte 
einwenden, daß bei den engen Grenzen, welche der Verfasser sich noth-
wendig setzen mußte, eine Beschränkung auf das rein Livländifche 
ihre Berechtigung habe. Der Einwand ist nicht haltbar. Es soll 
doch das alte Livland als ein Staatswesen gezeigt werden, das 
sich mitten nnter anderen größeren Mächten seine eigenthümliche 

i) z. B. Kapitel, Stift, KoaÄjutor u. n. m. 
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Position zu wahren gewußt hat, das seine weltgeschichtliche Aufgabe 
hatte und in einen: ganz eigenartigen Verhältniß zun: gesammten 
Occident stand, dessen am weitesten in den Osten vorgeschobener Posten 
es war. Das alles wird nur verständlich, wenn die allgemeinen 
Verhältnisse genügend berücksichtigt werden. Es ist das ja auch 
vielfach geschehen. Aber nicht überall und nicht immer da, wo es 
unbedingt nothwendig war. Das führt aber zu einem anderen 
Vorwurf. Ein schwerwiegender Fehler in der Anlage ist es, daß 
die preußische Geschichte so mager behandelt wird. Darunter leidet 
die Auffassung, daß Livland in: Mittelalter wesentlich als Glied 
des preußisch-liuländischen Staatswesens verstanden werden nrnß. 
Die Kolonisation und Germanisirung Preußens fehlt ganz. Und 
hier wird dem Leser wieder zuviel zugemuthet: Die preußischen Land­
schaftsnamen, verschiedene Details aus der preußischen Geschichte 
des 13. Jahrhunderts werden gelegentlich so erwähnt, als ob die 
Bekanntschaft mit ihnen selbstverständlich sei. Ruch der Deutsche 
Orden wird dem Leser bei der knappen und ungleichmäßigen Be­
handlung nicht recht gegenständlich. Gerade er hätte doch wahl als 
Gesammtheit eine viel eingehendere Würdignng verdient, als der 
kurzlebige Schwcrtbrüderorden. Der Leser sieht diese großartige 
Schöpfung des kirchlich-politischen Idealismus des Mittelalters nicht 
so vor seinen Augen erstehen, wachsen und schließlich zusammen-
brechen, wie es die enge Verbindung Livlands mit ihm wohl 
erwarten ließe. Wäre nicht manchem Leser eine Skizze der Eni-
stehung des deutschen Ordens, seiner Organisation, seines Verhält-
uisses zu den preußischen Ständen erwünschter gewesen, als die 
Darlegung seiner kominerziellen Thätigkeit, die doch jedenfalls in: 
Vergleich zu den Grundlagen der Ordenspolitik erst in zweiter 
Stelle in Betracht kommt? 

Um eine lebendige Anschauung von den konkreten Machtuer-
Hältnissen und den internationalen Beziehungen zu geben, in welche 
der Ordensstaat hineingesetzt war, hätte in aller Kürze die Vorge-
schichte und Entwickeluug der Nachbarländer skizzirt werden können. 
Wenigstens für Polen und Litauen scheint dieses durchaus geboten 
zu sein. Litauen war zur Zeit Witolds ein größtentheils russisches 
Reich und erst, wenn man weiß, daß das Herrschaftsgebiet des 
Großfürsten in Wilna sich fast über das ganze Stromgebiet des 
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Dnjepr erstreckte, kann die Gefahr in ihrem ganzen Umfange ermessen 
werden, welche aus der Vereinigung Litauens und Polens für die 
Deutschen an der Ostsee erwuchs. 

So kommt das Wesentliche, das Wichtigste nicht immer zu 
seinem vollen Recht. Dazu bleibt es dem Leser vielfach selbst über-
lassen, aus einer Masse von Details, nach längerer glatt hin-
fließender Erzählung den eigentlich springenden Punkt, das, worauf es 
ankommt, herauszufinden, den Kern von der Schale zu sondern. 
Auch die einzelnen Stadien der inneren Entwickelung Livlands, ins-
besondere der Kämpfe des Ordens mit dem Erzbischofe, sind nicht so scharf 
markirt, daß jedesmal die eigentlichen Streitpunkte in Heller Beleuch-
tung hervortreten. In ewig grauem Einerlei kämpfen Erzbischof 
und Orden einen unfruchtbaren, ergebnißlosen Kampf. Daß dieser 
Kamps zu verschiedenen Zeiten auch verschiedenen Charakter gehabt 
hat, ist kaum zu merken. Der schwächste Theil des Buches ist ja 
wohl die Darstellung des 15. Jahrhunderts. Nun ist einzuräumen, 
daß wir für diese Zeit überhaupt sehr schlecht unterrichtet sind und 
der Historiker hier mit besonderen Schwierigkeiten zu kämpfen hat. 
Da muß denn der Erzähler, wenn es nicht anders geht, seine Un-
wissenheit eingestehen und die offen gebliebenen Fragen als solche 
bezeichnen. Das schützt vor dem Vorwurf der Verschwommenheit 
und Unklarheit, dem sich der Verfasser in diesem Abschnitt wiederholt 
aussetzt. Oder sollte Referent der einzige sein, der sich hier fast 
auf jeder Seite ein Warum? an den Rand geschrieben hat? So ist 
weder die politische Bedeutung des Kleiderstreits noch die ausschlag-
gebende Bedeutung Rigas für die streitenden Parteien genügend ge-
würdigt. Daß schon in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts die 
rigasche Frage im Mittelpunkt steht, daß der Streit des Erzbischofs mit 
dem Orden fast einzig und allein die Herrschaft über Riga betraf, läßt 
sich aus dieser Darstellung nicht entnehmen; sie beschränkt sich auf 
die Bemerkung zun: Walker Landtage von 1435, daß „der Erz-
bischof seine oberherrlichen Pläne 12 Jahre hindurch ruhen zu 
lassen" versprach. Von den oberherrlichen Plänen ist aber vorher gar 
nicht gehandelt worden. Unwillkürlich fragt man nach der Erzählung von 
der Bezwingung Rigas durch Plettenberg i. I . 1492: Welches war 
denn nun der politische Ertrag des langen Kampfes für das ge-
sammte Livland? Doch wohl, da der Erzbischof auf selbständige 
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Politik verzichtet, die unbestrittene Hegemonie des Ordens in den 
nächsten Jahrzehnten. Wäre es nicht angezeigt gewesen, an dieser 
Stelle eine solche Betrachtung einzuschalten, anstatt den Leser auf 
sein eigenes Kombinationsoermögcn zu «erweisen? 

Mit besonderer Ausführlichkeit sind die Jahre 1522—26 be-
handelt. Und geiuiß, diese gespannte Zeit des Eindringens der 
Reformation, welche so znkunftschwere Entscheidungen in ihrem 
Schoße barg, — sie verdient eine bevorzugte Berücksichtigung. Aber 
die folgenden Jahre fallen doch zn sehr ab. Wenn der Aufbau 
des denkwürdigen Einigungswerkes, das nüt vieler Mühe auf dem 
Wolmarer Landtag einen schließlich doch nicht befriedigenden Abschluß 
fand, so ausführlich erzählt wird, so stehen die wenigen Worte, die 
der Niederreißung eben desselben Werkes gewidmet sind, in einem 
peinlich empfundenen Mißverhältnis) dazu. Hierzu kommt, daß die 
Ausführlichkeit der Reforrnationsgeschichte ihrer Verständlichkeit nicht 
immer die Wege ebnet; gerade hier erscheint das Wesentliche mehr 
als einmal wie erstickt durch das üppig wuchernde Detail. Vielleicht 
hätte eine kürzere Verarbeitung da bessere Dienste geleistet, sicher für 
den entscheideichen Landtag von 1526! Das ganz unverarbeitet ein-
geflickte Regest des Landtagsrecesses von 1526, das durch die An-
führungszeichen fälschlich als die Originalfassung gekennzeichnet wird, 
erschwert dem Leser das Verständniß für den bedeutsan:en Vorgang 
und seine politische Tragweite. Wenigstens hätte der Verfasser mit 
eigenen Worten genau formulireir sollen, welche staatsrechtliche Be-
deutung die hier geschilderten Ereignisse an sich und in den Augen 
der livländischen Stände hatten und wie weit eine, Veränderung der 
livländischen Landesverfassung durch sie eingetreten war. Hier drängt 
sich unabweislich eine Wahrnehmung auf, die auch bei den früheren 
Partieen des Buches gemacht werden konnte: für die Ausführlichkeit 
einzelner Abschnitte, ja für die Erwähnung oder die Uebergehung 
eines Ereignisses oder Umstandes, sind dein Verfasser nicht immer 
innere, aus dem Plan der Darstellung sich ergebende Gründe maß-
gebend, sondern vielfach ganz äußerliche: der Inhalt und Cha-
rakter der Monographien oder Gesmmntdarstellungen, aus denen er 
sein Material schöpft. Diese Gebundenheit an die jeweilige 
Vorlage steht einer völlig freien Beherrschung des Stosses hindernd 
im Wege. 
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Wir sind am ßrnde unserer Kritik. Sie ist länger geworden 
und insbesondere hat die Begründung der Ausstellungen, die zu 
machen waren, mehr Raum in Anspruch genommen, als es 
ursprünglich beabsichtigt war. Doch mag der Umstand berücksichtigt 
werden, der oben bereits erwähnt worden ist, daß es sich um ein 
wichtiges literarisches Produkt unserer Heimath handelt, über das 
nicht mit einigen allgemeinen Redewendungen zur Tagesordnung 
übergegangen werden darf. Wer im „Erkenne dich selbst" einen 
Spruch von höchster Weisheit und zugleich eine sittliche Forderung 
sieht, wird es billig finden, daß wir zu den Leistungen unserer 
Heimath, auf welchem Gebiete es sei, sorgfältiger und auch strenger 
Stellung nehmen, als zu den Leistungen Fremder. Es ist wahr, 
das hier besprochene Buch hätte besser sein können. Aber es soll 
der ungünstige Eindruck, welchen eine langwierige und ermüdende 
Aufzählung von Fehlern oder Desideraten hervorrufen muß, doch nicht in 
dem Maße überwiegen, daß das Buch womöglich als verfehlt bei Seite 
geschoben werde. Schreiber dieses bittet daher den Leser, er wolle 
freundlichst das überlesen und beherzigen, was über Seraphims Buch 
zun: Beginn dieser Zeilen gesagt worden ist und davon überzeugt 
sein, daß auch Referent viele Theile mit Vergnügen gelesen hat, 
und daß es seinerseits keine Uebertreibung war, wenn er bekannte, 
daß der Gindruck nach Beendigung der Lectüre ein starker, nach' 
haltiger gewesen ist. Der Verfasser hat unstreitig ein hübsches schrift-
stellerisches Talent. Es muß nur mehr in Zucht genommen werden 
und es fehlt noch an der Gründlichkeit, welche allein erst volles 
Vertrauen erweckt. 

Sollten bei einer zweiten Auflage, einem Erfolge, welchen 
Referent dem Buche von Herzen wünscht, die hier verzeichneten 
Ausstellungen und Wahrnehmungen Berücksichtigung und Verwerthung 
finden, so würde Referent darin einen schönen Lohn für das 
undankbare Geschäft sehen, dem er sich in diesen Zeilen unterzogen. 

Zum Schluß sei noch eine Bitte ausgesprochen: das Buch 
kann unmöglich mit dem Jahre 1721 völlig abschließen. Jede 
populäre Geschichte, die nicht nur Episoden behandeln will, muß das 
Entstehen der Gegenwart aus der Vergangenheit verständlich machen. 
Aber erst in die Zeit der russischen Herrschaft fällt die volle Aus-
bildung der eigenthümlichen Institutionen unserer Landesverfassung, 
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Zu denen allerdings in schwedischer und noch früherer Zeit der 
Grllnd gelegt worden ist. Wenn überall die Forderung ertönt, daß 
wir festhalten sollen am Erbe der Väter, so muß dieses Erbe auch 
geschichtlich erläutert und so dem Verständniß näher gebracht werden. 
Das ist aber nicht möglich, wenn die Erzählung mit der Einver-
leibung des Landes in das russische Reich aufhört. 

Dr. A. B e r g e n g r ü n . 



New Kllnßslllll. 
M/ 
(Ä,ir haben bisher gesehen,̂ ) wie der Kunstsinn des Vtenfchen sich 

tfe° als Kunsttrieb in activer* Weise äußert, zuerst im Schmuck 

der eigenen Person und dann in der Verschönernng seiner Um-

gebung. Wenden wir uns jetzt der Frage zu, wie der Kunstsinn 

sich recevtiu kundthut, indem er uns zum Kunstgenuß befähigt. 

Wie kommt es, daß beispielsweise beim Betrachten eines Gemäldes 

nicht alle Beschauer den gleichen Genuß haben, ja inanche sogar 
überhaupt nichts dabei empfinden, während andere in Entzücken 
gerathen? Die Frage ist damit nicht abgethan, daß man behauptet, 
dem einen fehle einfach der Kunstsinn und somit auch das Kunst-
Verständniß, sie leiden gleichsam an einem geistigen organischen Fehler, 
der sie, die Schönheiten eines Bildes nicht erkennen läßt, wie etwa 
für das sinnliche Auge des Farbenblinden gewisse Farbentöne nicht 
vorhanden sind. 

Man führe z. B. einen japanischen Maler, den wir uns mit 
notorisch hochentwickeltem Kunstsinn begabt denken können, der aber 
nur seine eigene Kunst und sein eigenes Volk kennt, vor Lionardo 
da Vincis Abendmahl. Er wird an dem Bilde nichts weiter sehen 
als eine am Tisch versammelte Gruppe von Männern, deren Ge-
berden auf eine sie bewegende Verhandlung deuten, er wird vielleicht 
bemerken, daß die Mittelfigur besonders hervorgehoben scheint. I m 
Uebrigen wird ihm das Bild nichts Interessantes sagen, es wird 
ihm einfach langweilig erscheinen. Wie unendlich weit bleibt seine 

*) Vgl. S. 20 ff. 
Baltische Monatsschrift. Bd. Vil l i . . Hest 2 2 
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Würdigung hinter der tiefen Erregung zurück, welche ein gleich de-
anlagter Europäer vor diesen: Bilde empfindet, ein Beschauer, der 
weiß, daß hier einer der bedeutendsten Momente der Welt-
und Heilsgeschichte dargestellt ist, eine der ergreifendsten Scenen aus 
dein letzteil Abend im Leben seines Erlösers. Der Japaner bringt 
es nicht zu einer vollen Würdigung unserer Kunst aus demselben 
Grande, der den Europäer von dem vollen Genuß eines japanischen 
Kunstwerks ausschließt. Em Fremder sieht in einen: fremden Kunst-
werk nur das, was man sehen kann; er genießt im besten Falle 
denselben unmit te lbaren Eindruck, deu eiu Kulturgenosse des 
Künstlers erhält; aber alles, nias durch diesen Eindruck für den 
letzten mi t te lbar ausgedrückt ist, ist für den ersten nicht vor-
Handen. Das ist der wahre Grund für die falsche Behauptung 
mancher Kritiker, daß z. B. der japanischen Kunst bei aller äußeren 
Anmuth der tiefere Gehalt fehle. Der tiefere Gehalt ist vorhanden, es 
fehlt nns nur das nothwendige Verständniß für den Inhalt des 
Dargestellten und für die den Künstler bestimmenden Kultur-
bedingungen. Gerade bei der Beurtheilung von Kunstwerken fremder 
und besonders primitiver Völker erweist sich der Grad unseres 
künstlerischen Verständnisses in der Fähigkeit, den jedesmal anzu-
legenden Maßstab geringer oder größer zu nehmen. 

Jeder ergänzt das Geschaute durch seine individuellen Vor-
stellungen, denn jedes Kunstwerk ist an und für sich nur eiu 
Fragment . Die Darstellung des Künstlers bedarf zu ihrer Voll-
endung der Vorstellungen des Beschauers; erst auf diese Weise ent-
steht das Ganze, welches der Künstler schaffen wollte. 

Die erste Bedingung also zu richtiger Würdigung eines Kunst­
werks ist die Kenntniß des dargestellten Gegenstandes 
und das Verständniß für die S p h ä r e des Künstlers. 

Daneben muß als zweite Voraussetzung für den vollen Genuß 
einer Kunstschöpfung die Fähigkeit treten, den verstandesmäßig be-
griffenen Gegenstand der Darstellung auch mit seinem Gemüth 
erfassen zu können. Der Beschauer muß unt einer gewissen Elasticität 
des Gefühls im Stande sein, sich den Intentionen des Künstlers an-
zupassen, um die Saite in seinem Herzen anklingen zu lassen, die 
im Schöpfer des ,Cnnstwerks bei der Ausführung vibrirt hat. Das 
Wort Goethes „wenn ihr's nicht fühlt , ihr werdet's nicht er-



Ueber Kunstsinn. 91 

jagen" gilt hier in vollstem Maße, ebenso der Ausspruch Schillers: 
„Die Wahrheit ist vorhanden für den Weisen, die Schönheit für ein 
fühlend Herz." Der Grad der G e m ü t h s b i l d u n g entscheidet 
hier für den Grad des Genusses. 

Zu diesen beiden Erfordernissen für den Kunstgenuß kommt als 
drittes Hauptmoment der T i n n für ästhetische Schönheit. — 
Es mag ein Beschauer von Rubens Kreuzabnahme mit vollster 
Kenntniß des Gegenstandes warmes Gefühl und tiefe religiöse 
Stimmung verbinden, der höchste Genuß des Bildes wird ihm 
versagt bleiben, wenn er kein Auge hat für den herrlichen Fluß der 
Linien, die Hannonische Gruppirung der Gestalten, den stimmungs-
vollen Wechsel von Licht und Schatten. 

Man kann mit Sicherheit behaupten, daß die Kenne zu 
ästhetischem Empfinden jedem Menschen angeboren sind, denn es 
giebt wohl schlechterdings Niemand, der nicht ein schönes Gesicht 
lieber sähe als ein häßliches. Wie viele aber sind im Stande, selbst 
in einem häßlichen Antlitz Spuren der Schönheit zu entdecken und 
sich ihrer zu erfreuen? — Diese im Menschen vorhandenen Keime 
des Kunstsinns entwickeln sich nun bei jedem verschieden, bei manchen 
wohl auch gar nicht, wie ja nicht jedes Saatkorn aufgeht oder gleich 
viel Halme hervorbringt. Erziehung und Lebensgewohnheiten spielen 
hier eine entscheidende Rolle. Wer z. B. sein Leben unter Bücher-
staub und Aktenstößen zuzubringen gewohnt ist, wem wie Faust's 
Wagner „in einen: würdigen Pergamen der ganze Himmel nieder-
steigt", der sieht sich wie dieser „leicht an Wald und Feldern satt". 
Hat aber jemand keinen Sinn für Naturschönheiten, den: ist auch 
das ganze große Gebiet der Landschaftsmalerei als Quelle des 
Genusses verschlossen, ihn fesseln weder die hohe Romantik einer 
Elaude-Lorrain'schen Phantasielandschaft, noch die berauschende Farben-
pracht eines Kleuerschen Sonnenuntergangs. 

Zum Genuß complicirter Schöpfungen der Kunst genügt der 
blos angeborene Kunstsinn nicht, es muß vielmehr hier eine richtige 
ästhetische Erziehung und Anleitung dazu vorbereiten. Goethe sagt 
einmal zu Eckermann: „Der Vtcnsch ist überall nur für das Kleine 
geboren und er begreift nur und hat nur Freude an dem, was 
ihm bekannt ist. Ein großer Kenner begreift ein Gemälde, er weiß 
das verschiedene Einzelne dem ihm bekannten Allgemeinen zu ver-

2* 
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knüpfen und das Ganze wie das Einzelne ist ihm lebendig. Er hat 
auch keine Vorliebe für einzelne Theile, er fragt nicht, ob ein Gesicht 
garstig oder schön, ob eine Stelle hell oder dunkel, sondern er­
fragt, ob Alles an seinem Ort stehe und gesetzlich und recht sei. 
Führen nur aber einen Unkundigen uor ein Gemälde uon einigein 
Umfang, so werden wir sehen, wie ihn das Ganze unberührt 
läßt oder verwirrt, wie einzelne Theile ihn anziehen oder ihn ab-
stoßen und ivie er am Ende bei ihm bekannten ganz kleinen Dingen 
stehen bleiht, indem er etwa lobt, wie doch dieser Halm und 
diese Feder ant gemacht sei". Eine Bestätigung dieser Beinerkung 
Goethes luird man bei jedem Besuch einer Gemäldegallerie finden. 

Noch schärfer äußert sich G r i l l p a r z e r in seinen ästhetischen 
Studien über die verschiedenen Kategorieen der Betrachter uon Ge-
mälden. Er sagt: „Die Betrachter von Kunstwerken lassen sich nach 
drei Stufen der Ausbildung eiutheilen. Die ersten sehen blos auf's 
A u ß e n - und M a c h w e r k - das sind die rohesten und gemeinsten, 
und die meisten. Die zweiten, die obschon über die vorige Stufe 
hinaus, doch selbst uicht überflüssige Ideeu haben und bei denen die 
wenigen vorhandenen als Embryonen unentwickelt daliegen, sehen ans 
G e h a l t , G e f ü h l , R ü h r u n g , B e g r i f f , i n o r a t i s c h e n 
W e r t h , weil sie sich durch diese Eigenschaften eines 5tunstwerks 
ihrer eigenen Empfindungen und unentwickelten Ansichten erst bewußt 
werden und zu einem wohlthätigen Gefühl ihres eigenen Selbst ge-
langen. Die dritten endlich, die selbst was zu inachen im Stande 
sind, oder die wenigstens ivissen, worauf es dabei ankommt, sehen 
auf die D a r s t e l l u n g . Sie , denen huudert Mal die herrlichsteu 
Ideen durch deu Kopf geheil, bis sie einmal zur ki'uistlerischen Aus-
bildung einer einzigen gelangen können, wisse,:, daß Ideen wohlfeil 
sind und nur dann ein Verdienst begründen, wenn sie durch Ber-
schmelzung mit der Natur zum äußern Leben gekommen sind." 

Endlich sei noch Sch i l l e r angeführt, der in seinen ästhetischen 
Briefen constatirt, daß die ganze Sinnesart des Beschauers und 
seine individuellen Anforderungen an ein Kunstwerk von bestimmendem 
Einfluß siud. Er sagt: „Ist der Beurtheiler eines Kunstwerkes 
entweder zu gespannt oder zu schlaff, ist er gewohnt entweder blos 
mit dem V e r s t ä n d e , oder blos mit den S i n n e n aufzunehmen, 
so wird er sich auch bei dem glücklichsten Ganzen nur an die Theile 
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und bei der schönsten Fonn nur an die Materie halten. Nur für 
das rohe Element empfänglich, muß er die ästhetische Organisation 
eines Werks erst zerstören, ehe er einen Genuß daran findet, und 
das Einzelne sorgfältig aufscharren, das der Meister mit unendlicher 
Kunst in der Harmonie des Ganzen verschwinden machte. Sein 
Interesse daran ist schlechterdings entweder moralisch oder physisch; 
nur gerade was es sein soll, ästhetisch, ist es nicht. Solche 
Leser genießen ein ernsthaftes und pathetisches Gedicht wie eine 
P r e d i g t , und ein naives oder scherzhaftes, wie ein berauschendes 
G e t r ä n t ; und waren sie geschmacklos genug, von einer Tragödie 
und einem Epos, wenn es auch eine Ä'cessiade wäre, E r b a u u n g 
zu verlangen, so werden sie an einem Annkreontischen oder Catullischen 
Lied unfehlbar ein Aergerniß nehmen." 

Ob Jemand den drei Vorbedingungen Zu einen: vollen Kunst-
gennß genügt, d. h. ob er eine ausreichende Kenn tn iß des G e g e n -
st a n d e s mit einem e m p f ä n g l i ch e n G e m i't t h uud ästhe­
t i s che r B i l d u n g vereint, läßt sich mit Sicherheit an der 
Wirkung erkennen, die ein in seiner Gattung höchstes Kunstwerk auf 
ihn macht. Nur wähle man zu solcher Prüfnng womöglich ein 
zeitlich und national naheliegendes Werk. Jener angehende Jünger 
der Kunsnvissenfchaft, der um seine ästhetische Begabung zu prüfen, 
sich im Museum vor den H e r m e s des P r a x i t e l e s setzte und 
nachdem er ihn nüt rührender Geduld zwei Stunden lang betrachtet, 
ohne daß eine höhere Erleuchtung über ihn gekonunen, seufzeud auf 
gänzlichen Mangel an Kunstsinn schloß und noch an: selben Tage 
ein anderes Studium wählte, hat nicht bedacht, daß zum Verstäudniß 
gerade griechischer Kunstwerke eine Ginführung in das Wesen der-
selben besonders nothwendig ist. Erst dann können wir von jenem 
eigenthümlichen Gefühl ergriffen werden, welches z. B. Schi l ler 
gegenüber der I n n o L u d o u i f i empfand, bei deren Anblick, wie 
er sagt, wir uns zilgleich in dem Zustand der höchsten Ruhe und 
der höchsten Bewegung befinden und jene wunderbare Rührung ent-
steht, „für welche der Verstand keinen Begriff und die Sprache 
keinen Namen hat." 

Die Vorbildung zu richtigem Betrachten und Verstehen von 
Kuustwerken müßte zum Theil schon bei der Jugenderziehung und 
nicht zum wenigsten in der Schule angestrebt werden. Neben gründ-
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lichem Zeichenunterricht, durch welchen das Auge unt den Elementen 
ästhetischer Formen vertraut gemacht wird, wäre besonderer Nach-
druck auf systematisches Betrachten und Beschreiben uon Bildwerken 
zu legen. Es wird damit der Jugend nicht blos ein Gebiet edelsten 
geistigen Genusses erschlossen, sondern sie wird daran gewöhnt, was 
sie dunkel ahnt und fühlt, zu bestimmten Gedanken zu formen und 
diese Gedanken zu klarem Ausdruck zu bringen. Neberhaupt könnte 
und müßte für die ästhetische Bildung der Jugend in den Schulen 
viel mehr gethan werden, als thatsächlich geschieht. Wenn nur auch 
noch weit entfernt sind von dem Ideal des Zukunftsgymnasiums, 
wie es kürzlich ein Optimist in einer Broschüre^) entworfen, indein 
er unter anderem, statt der leeren, getünchten Wände, Frescogemälde 
und weiße Büsten auf dunkelrothem Grunde für die Schulräume 
verlangt, so ließe sich doch Manches mit verhältnifnnäßig geringen 
Mitteln thun. Es wäre schon viel erreicht, wenn man die Schul-
räume mit Abbildungen schmückte, die in einfachen, großen Umrissen 
die edelsten Gestalten der Antike und der großen Italiener nneder-
geben. Welch eine Summe von Schönheitsbegriffen und ästhetischer 
Anregung könnte so durch tägliche Anschauung unvermerkt in das 
geistige Eigenthum der lernenden Jugend übergehen, denn Eindrücke, 
in diesem Alter empfangen, bleiben bekanntlich für's ganze Leben 
haften. Von welcher Bedeutung eine ästhetische Erziehung gerade 
für die Jugend der ärmeren Klassen sein müßte, der das Haus in 
dieser Hinsicht nichts gewähren kann, der das Leben aber täglich so 
viel des Häßlichen und Abstoßenden bietet, liegt auf der Hand. Es 
vollendet sich in diesem Jahre genan ein Jahrhundert, seit S c h i l l e r 
seine berühmten B r i e f e ü b e r die ästhetische E r z i e h u n g des 
Menschen schrieb, und die damals von ihm aufgestellten Sätze, 
die gleichsam sein philosophisches Gesammtbekenntniß enthalten, sind 
in der Hauptsache bis auf den heutigen Tag nicht angefochten 
worden; aber wie wenig ist in diesen 100 Jahren geschehen um diese 
Forderungen aus der bloßen Theorie in die lebendige Praxis zu 
übertragen. Schiller's Ausführungen, auf die näher einzugehen hier 
der Raum nicht gestattet, gipfeln bekanntlich in dem Resultat, daß 
der Weg zu wahrer sittlicher und moralischer Freiheit ein ästhetischer 

*) I . F. Horn, DasZukunftsgynmasium. Ein Versuch. Gotha, 1893. 
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sein und durch die Schönheit führen müsse. „Der Mensch in seinem 
physischen Zustand e r l e i d e t blos die Macht der Natur; er 
e n t l e d i g t sich dieser Macht in dem ästhetischen Zustand und 
er beherrscht sie in dem moral ischen." 

Sollte so bei der hohen Bedeutung des ästhetischen Moments 
schon die Jugenderziehung und Schule den Kunstsinn pflegen, so ist 
CÖ im Leben Sache jedes Einzelnen sich diesen Sinn zu wahren und 
nicitcr zu entnnckeln. Denn lvag für alle Sinne, gilt auch für den 
Kunstsinn: er muß geübt werden, wenn er nicht verkümmern soll. 
Knnstausstellungen und Ältuscen bieten dazu Gelegenheit und wa 
beides nicht vorhanden, da hat bei den nwdernen Leistungen der 
ueruielfältigenden Künste wohl jeder die Möglichkeit sich in einer 
Äildermappe ein kleineo Museum nach eigenem Geschmack zu schaffend) 

Im Besitz der drei Vorbedingungen zu vollem Genuß eines 
Kunstwerks: Kenntniß des Gegenstandes, Gemüths- und ästhetischer 
Bildung, sollte man ineinen, müßte ein Jeder von einem Kunst-
werk grade die Wirkung auf sich verspüren, die vom Künstler 
gewollt und beabsichtigt ist. Den: scheint die merkwürdige Thatsache 
zu nndersprechen, daß nicht selten die nainhaftesten Kuusthistoriker 
in ihren Urtheilen über ein und dasselbe Werk weit auseinander 
gehen, ja oft geradezu zu entgegengesetzten Schlüssen gelangen. 
Diese Frage in interessanter Weise beleuchtet zu haben, ist das 
Verdienst einer nenerdings erschienenen Schrift, deren Verfasser es 
unternommen hat, die Kunsturtheile, welche im Laufe der letzten beiden 

v) Welch einen hohen Werth unter mibcni G o e t h e einer womöglich 
täglichen Erfrischung des ästhetischen Sinnes beimißt, geht aus folgender 
Bemerkung hervor: „Der Mensch," sagt er, „ist so geneigt, sich mit den: 
Gemeinsten abzugeben, Geist und Sinne stumpfen sich so leicht gegen die 
Eindrücke des Schönen und Vollkommenen ab, daß man die Fähigkeit, es 
zu empfinden, bei sich auf alle Weise erhalten sollte. Denn einen solchen 
Genuß kann Niemand ganz entbehren, und nur die Ungemohnheit, etwas 
G u t e s zu genießen, ist Ursache, daß viele Menschen schon a,n Albernen 
und Abgeschmackten, wenn es nur neu ist, Vergnügen finden. Man 
sollte alle Tage wenigstens ein kleines Lied hören, ein gutes Gedicht lesen, 
ein treffliches Gemälde sehen und, wenn es möglich zu machen wäre, einige 
vernünftige Worte sprechen." 
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Jahrhunderte über die antiken Porträtdarstcllungen des Antinous 
gefällt worden sind, zusammenzustellen und zu vergleichend) 

Es liegen uns seit Mitte des vorigen Jahrhunderts mehr alö 
40 Ausspruche von Gelehrten, Kunstkritikern, Künstlern, Dichtern ic. 
über den Gemüthsausdruck des Autinous vor, aber wunderbarer 
Weise sagt kaum einer genau dasselbe wie die andern?) 

Wie ist diese höchst seltsame Erscheinung zu erklären? 
Unser Gewährsmann kommt zu dein Resultat, daß alle diese 

Männer, so sehr sie scheinbar durchaus unbefangen ihre Meinung 
aussprechen, doch alle unter einein bestimmenden Einfluß stehen und 
zwar dem Einfluß ihrer jedesmaligen Zeit. Was den Autor einer 
bestimmten Zeit veranlaßt, einen gewissen Ausdruck in jenem Haupte 
zu erblicken, das ist das vorherrschende Bildungselement, die 
Grundstimmung seiner Zeit. Mit der Gemüthswelt, zu der er in 
sich selbst den Zugang sindet, belebt der Beschauer die Andeutung 
des Bildhauers und entwickelt in seiner Phantasie dieselben in einer 
gewissen einseitigen Weise, obschon ohne Ahnung des Vorgangs, in 

i) Ferd. Laban, der GemüthsausdmÄ deö VIntinous. Ein Jahr-
hundert angewandter Psychologie auf dem Gebiete der antiken Plastik 
Berlin, 1891. 

2) Die einen finden den Ausdruck trübe und melancholisch, mür-
risch und finster, die andern legen blos nachdenkenden Ernst und 
Festigkeit hinein, oder die geschlossenen, etwas starken Lippen des schön 
gebildeten Mundes sollen höchst lieblich und anziehend das süße Behagen 
eines vollkommen befriedigten Gemüths ausdrücken, indessen die tiefen 
in die Stirn gezogenen .haare dem oberen Theil des Gesichts ein finsteres 
Aussehen geben. Während der eine ihn einen schönen Träumer zwischen 
Schlafen und Wachen nennt, liest ein folgender aus seinen Zügen Wollust 
mit Melancholie gevaart heraus und der nächste glaubt in dem Blick des 
Antinous einen naiv-unschuldigcn Ausdruck zu sehen. Lieblich 
schmachtend und sentimental l iebenswürdig lauten die folgenden 
Epitheta. Für manche hat der Mund dagegen einen wilden, ja rohen Zug, 
das ganze Gesicht einen starren, todten Ausdruck, während wieder andere 
eine staunende und entzückte S t i m m u n g dargestellt finden. Weiter wird 
bemerkt das Gefühl der Krankheit bei dem Besitz voller äußerer 
Kraft, der Hoffnungslosigkeit mitten im Genuß aller irdischer Güter, 
deutlicher Ausdruck des lebhaftesten Weltschmerzes vereint mit einem 
dämonischen. Zuge; eine gewisse Verschämtheit und Unschuld oder 
wieder etwas Böses und Grausames, düsterer F a n a t i s m u s und 
naive frische Lebenslust je. :c. 
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gutem Glauben au seine absolute Objektivität. Der Verfasser 
gelangt endlich zu dem Schluß, daß ein festes Kunsturtheil nou 
absoluter Gültigkeit für alle Zeiteu überhaupt nicht möglich ist, da 
jedes Urtheil vom Zeitgeist beeinflußt erscheint. 

Dabei hat er zweierlei übersehen. Erstens sind eine ganze 
Reihe grade der excentrischsten von den angeführten Urtheilen als 
werthlos zu streichen, weil sie von Männern stammen, die ein 
ernstgemeintes Kunsturtheil zu geben weder beabsichtigten noch dazu 
im Stande waren, wie Wi lhe lm Hein se, Monge z, Qu an dt, 
Hertzberg, S tan ley , Ebers, T a y l o r - H a u s r a t h und andere. 
Uebrigens beruhen auch die Älussprüche der andern nur zum 
geringsten Theil auf wirklich ernstlicher eingehender Prüfung, denn 
das Antinousidcal als keineswegs hervorragende Kunstschöpfung 
einer Periode des Verfalls der Plastik schien einer gründlichen 
Untersuchung nicht werth zu sein. Z w e i t e n s : Wenn auch zuge-
geben werden muß, daß das Kunsturthcil vielfach durch die Zeit-
strönnmg beeinflußt wird, was bei Laien immer der Fall sein mag, 
so ist doch nicht blos der Beschauer eines Kunstwerks ein 
Kind seiner Zeit, sondern auch und in nicht geringerem Maße der 
Schöpfer desselben, der Künstler selbst. Wird dieser Umstand 
berücksichtigt, so muß es bei sonst richtiger Prüfung gelingen, mit 
Sicherheit den Eindruck von einem Kunstwerk zu gewinnen, den der 
Künstler hat hineinlegen wollen, vorausgesetzt natürlich, daß letzterer 
überhaupt im Stande gewesen ist, seine Absicht auszudrücken. Wir 
werden also dabei bleiben, daß es feststehende allgemein giltige 
Kunsturtheile giebt, auf denen die Wissenschaft der Kunstgeschichte 
wesentlich beruht. 

Es sei mir zun: Schluß noch gestattet, die kürzlich auf-
gestellte Behauptuug zu prüfen, wir ständen am Beginn einer 
neuen Kunstepoche. I n dein Aufsehen erregenden, viel gelesenen 
Buche „Reinbrandt als Erzieher," ist die Ansicht ausgesprochen, 
das Zeitalter der Wissenschaft habe sich überlebt, das Zeitalter 
der Kunst sei angebrochen. Diese Behauptung ist von anderer 
Seite lebhaft bestritten worden, nuter Andern von Konrad Langes) 
Wir können Letzterem durchaus nur beistimmen, wenn er sagt, 

i) Dr. Konrad Lange, Die künstlerische Erziehung der deutschen 
Jugend, (Darmstadt 1893) p. 1 ff. 
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daß der Urheber jener Behauptung offenbar im Irr thum war, 
insofern er dabei die Gegenwart int Auge hatte. Man mag es 
gelten lassen, daß jemand das goldene Zeitalter der Kunst für 
die Gegenwart herbeiwünscht, angebrochen ist es sicher noch nicht. 
Andere Aufgaben sind es, die vorerst noch ihrer Lösung harren. 
Vor allem ist es das Gespenst der socialen Frage, welche drohend ihr 
Haupt erhebt und gebieterisch eine Lösung fordert. Blickt man auf die 
großen Centren geistigen und politische!! Lebens, so sieht man überall 
harte und energische Arbeit auf ben verschiedensten Gebieten, in 
Theorie nnd Praxis, im Forschen und Schassen, bittren Kampf 
um's Dasein bei den oberen Zehntausend ebenso wie bei dem niedern 
Volke. Wo soll da die frohe Muße herkonnnen, ans der die Blüthe 
der Kunst sich entwickeln könnte, wo soll da der behagliche Reich-
thum entstehen, ohne den das künstlerische Schaffen unmöglich ist? 
Ueberall, wo wir in der Geschichte eine wirkliche Kunstblüthe finden, 
ist es in Zeiten überwundener kriegerischer Gefahr, in Zeiten der 
Ansammlung großer Reichthümer in den Händen Einzelner, in Zeiten 
freier und ungebundener Entwickelung des Individuums. Jenes 
üppige Schwelgen in heiterem Lebensgenuß und jene Begeisterung 
für das Schöne, wie es den großen Kunstepochen eigen ist, »nie 
wir es bei Raphael und Tizian, bei Rubens und Remorcrndt finden, 
hat in dem Europa des 19. Jahrhunderts keine Stätte. 

Wir haben indeß noch keinen Grund an dem baldigen An-
brechen einer neuen Kunstepoche zu verznieifeln, ja es scheinen 
diejenigen sogar Recht zu haben, die für das kommende Jahrhundert 
eine solche Blüthezeit der Kunst prophezeien. Die Geschichte, lehrt, 
daß in den seltensten Fällen ein und dasselbe Volk gleichzeitig nach 
verschiedenen Richtungen hin das Höchste leisten kann, daß die 
Volkskraft, die sich durch energische Thätigkeit nach der einen Seite 
hin erschöpft, zur selben Zeit nicht im Stande ist in einer andern 
Richtung sich vollständig auszuleben. 

So hat das italienische Volk im 14. Jahrhundert auf dem 
Höhepunkt seines dichterischen Könnens gestanden, im 15. sich auf 
den Gipfel bildnerischer Schaffenskraft erhoben, im 16. eine gleich-
zeitige Blüthe der Kunst und Poesie geschaffen, im 17. und 18. das 
Zeitalter der Wissenschaft erlebt und im 19. seine politische Arbeit 
gethan. — 
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Deutschland hat eine eigentlich herrschende Stellung im Gebiete 
der bildenden Kunst bis jetzt noch nicht eingenommen. I n ganz 
anderer Richtung liegt seine historische Bedeutung für die europäische 
Cultur. Es hat im 16. Jahrhundert durch die Reformation die 
Befreiung des religiösen Gewissens angebahnt, um die Weude des 
18. und 19. Jahrhunderts in Schiller und Goethe eine führende 
Rolle in der Poesie gespielt, in der ersten Hälfte des 19. Jahr-
Hunderts eine großartige wissenschaftliche Thätigkeit entfaltet, in den 
letztvergangenen Jahrzehnten seine militärische und politische Ausgabe 
gelöst. Dem kommenden Jahrhundert bliebe somit nur noch die 
Aufgabe, die künstlerischen Kräfte des Volkes zur Entfaltung zu 
bringen. Schon jetzt mehren sich allenthalben die Zeichen, welche 
das Herannahen dieser neuen Epoche verkünden. 

Die gewaltig gährende Bewegung des Realismus, die durch 
alle Völker geht, verheißt nicht nur eine nationale, sie läßt eine 
allgemeine europäische Kunstblüthe ahnen. Nie hat ein Princip so 
rücksichtslos unt den alten überlebten Formen aufgeräumt. Noch 
läßt sich das neue Kunstideal nicht erkennen, doch wenn auch in dem 
ungcbändigten Drange nach Wahrhe i t die Kunst ihr eigentlichstes 
Ziel, die Schönhei t , momentan aus den Augen verloren, auch 
der neue Weg muß endlich zum alten Ziele führen und es kommt 
die Zeit, von der der Dichter singt: 

Der fortgeschntt'ne Mensch trägt auf erhob'nen Schwingen 
Dankbar die Kunst mit sich ernpOE 
Und neue Schönheitswelten springen 
Aus der bereicherten Natur hervor. 

Alfred G r a ß . 
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!i duo faciunt idem, nou 68t idem. — Die Richtigkeit diesem 
in Folge ungehöriger jesuitischer Ninuendung beinahe verrufenen 

Satzes ist doch eine unleugbare, namentlich in: politischeil Leben 
häusig hervortretende Thatsache. Wer hoch steht, dessen Stimme 
schallt vernehmlich und weit hinaus, macht einen andere»: Eindruck, 
als die gleiche Aeußerung eines nicht auf dem Sockel gesellschaftlicher 
oder amtlicher Stellung Befindlichen. Die abstrakt genommen gleiche 
That hat konkret betrachtet eine verschiedene Bedeutung, je nachdem 
von wem sie begangen wurde, abgesehen sogar von den für ihre 
vol le Würdigung meist auch sehr wichtigen Triebfedern. Oft ent-
ziehen sich diese näherer Betrachtung, wie in: vorliegenden Falle, 
wo es sich darum handelt, die jüngst erschienene historisch-kritische 
Darstellung der livländischen Verfassungs- und Steuerverhältnisse 
nebst daran geknüpften Vorschlägen zu beurtheilen. Lassen wir also 
diese subjective Erörterung bei der Schrift ganz ans dem Spiele, 
nehmen wir sie, wie sie ist und was uns durch sie geboten wird, 
ohne Hintergedanken unsererseits und ohne Suppeditirung solcher beim 
Verfasser. — Sie ist von der baltischen Tagespresse und auch uou 
Privatpersonen sehr günstig beurtheilt, gleichsam als ein Ereignis; 
in: baltischen öffentlichen Leben hingestellt worden. Das Material, 
auf das sie sich stützt, ist verschiedentlich behandelt, Jedermann zu-
gänglichen Veröffentlichungen und Gesetzen entnommen und in richtige 

*) Die von uns in Aussicht gestellte eingehende Kritik der Broschüre 
des Herm Sinowjew haben wir leider aus äußere:: Gründen zurück-
stellen inüssen, hoffen aber die uorliege,:de Recension, soweit sie »nichtige 
Emzelheiten unberührt läßt, demnächst, ebenfalls uon sachverständiger Seite, 
ergänzt 311 sehen. Die Red. 
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Verbindung gebracht; sie bietet daher ein anschauliches Bild 
(inländischer Verwaltungsorganisation. So hätte die Kritik zu lauten, 
falls auf dem Titelblatt nicht der Näme des Verfassers sich befände, 
sondern ein beliebiger anderer, zumal eines Landeskindes, bei dem 
es befremden müßte, daß, wenn man sich so ausdrücken darf, die 
Untersuchung des Verfassungskörpers und seiner Functionen mehr 
anatomisch-pathologische Interessen als physiologische im Auge hatte. 
I n der That läßt die Arbeit oft ein richtiges Verständniß für viele 
Livlands Eigenart, namentlich im Vergleich mit russischen Gouver-
nements darstellende Lebensäußerungen erkennen; aber deren Quelle, die 
Kulturform, der sie entstammen, ward nicht entdeckt, findet wenigstens 
keine Erwähnung, geschweige denn Anerkennung, — eine Lücke, die unter 
den obiualtenden Verhältnissen nicht weiter auffallen kann, der nian 
sich aber bewußt sein muß, weil sie nicht ohne Einfluß ist ans des 
Verfassers mit der zukünftigen Gestaltung des Verfassungslebens ver-
bundenen weiteren Ziele. Zwar hat derselbe sich ausdrücklich auf eine 
Untersuchung der rein wirthschaftlichen Zustände beschränkt und macht 
auch zunächst nur diese betreffende Vorschläge, aber ohne, wie die 
Tchlnßbetrachtungen ergeben, deren Bedeutung für andere Dinge zu 
verkennen, die nicht unter den Begriff des täglichen Brodes fallend, doch 
für eine Bevölkerung oft wichtiger sind als dieses. — Also, in der 
Autorschaft liegt die wesentliche und hervorragende Bedeutung der 
Arbeit. Diese kann und soll durch Feststellung dieser Thatsache 
keineswegs beeinträchtigt, sondern umgekehrt, in das richtige Licht 
gestellt werden. Das aber ist neu, das ist überraschend, das ist 
erfreulich, daß der höchste vom Kaiser mit der Verwaltung Livlands 
betraute Beamte, sich in die ihm ursprünglich fremden Verhältnisse 
in gegebener Weise hineinzuarbeiten und zu vertiefen gesucht hat, 
neu ist es, daß er öffentlich dem Zuge der Zeit, welcher Alles um-
modeln lvill, was etwa im Gouvernement Pleskau kein Vorbild hat, 
entgegentritt und gewissen öffentlichen Stimmen den begründeten 
Vorwurf nicht erspart, sie wüßten nicht, was sie thun und redeten 
über baltische Zustände, ohne die hierzu allein berechtigende Voraus-
setzung der Kenntniß solcher zu besitzen. Gesagt und bewiesen hat 
man das häufig, aber nicht von so autoritativer Seite und darum 
vergeblich; man kann recht begierig sein, welchen Eindruck diese 
Stimme auf die von ihr Apostrophirten machen wird. Sympathisch 
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berührt die der Verwaltu,:gstüchtigt'eit unserer Bevölkerung, besonders 
des Adels, gezollte Anerkennung, die nicht unwesentlich dazu bei-
getragen hat, den lwländischen Gouverneur zum Gegner das Bestehende 
gänzlich vernichtender Umformungen zu machen; weder einer Ein­
führung der russischen Landschaftsverfassung, noch einer alle Selbst-
Verwaltung ertödtenden bureaukratischen Administration, wie von 
anderer Seite in Vorschlag gebracht worden, vermag er in richtiger 
Schätzung des Werthes erprobter ritterschaftlicher Mitarbeitcrschaft, 
zuzustimmen. Kann dieser Ausdruck ehrenden Vertrauens dem Lande 
nur willkommen sein, so wird hier doch das Bedauern darüber nicht 
nnterdrückt werden können, daß der Generallieutenant Sinowjew 
durch Gegenüberstellung der v o r den „Reformen" der vorigen 
Regierung und nach denselben im Lande zu Tage getretenen Be-
strebungen für die geiviß unbegründete Anschauung eiue Unterlage 
bietet, als sei erst jetzt der Adel des Vertrauens werth geworden 
und die von der russischen Presse oft genug ins Feld geführte 
baltische Intrigue früher nicht ein ganz wesenloses Phantom gewesen. 
Demgegenüber möchten wir zur Ehre des Landes behaupten, daß es 
auch früher das Vertrauen verdiente, das ihm jetzt entgegengebracht 
wird und sich, in den wenigen Jahren, seines Charakters nicht ent-
äußert hat. — Mit der Kennzeichnung des durch die „harte Schule 
der barönlichen Gutsbesitzer" gegangenen lwländischen Bauernstandes 
wird man schwerlich ganz einverstanden sein können, wenn unter 
anerkennender Betonung seines wirthschaftlichen Strebens, ihm jede 
andere als auf materiellen Erwerb gerichtete Regung abgesprochen, 
sein Horizont als höchst beschränkt und seine Bildungsstufe als eine 
recht niedrige hingestellt wird. Wäre dieses Urtheil ein zutreffendes, 
dann fiele damit zugleich ein sehr unvorteilhaftes Licht auf die 
Schule, welche, wie der Verfasser sagt, „gemäß einer Eigenthümlichkeit 
der lutherischen Religion", sich bei jeder Kirche befinden muß. Einen 
gesunden Egoismus besitzt jeder Bauer, auch der nicht solche harte 
Schule durchzumachen hatte, und mehr davon, als sonst irgend wo 
diesem Stande eigen, ist auch bei den unsrigen nicht vorhanden; 
was dagegen seine Bildung und den Umfang des durch sie bedingten 
Gesichtskreises anlangt, vermag er sich getrost mit seinen Standes-
genossen nicht allein im russischen Reiche, sondern weit über dessen 
Grenzen hinaus zu messen. Einen Beweis hierfür dürfte denn doch 
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die lettisch-estnische Litteratur, die Reihe von in diesen Sprachen 
erscheinenden Zeitungen und sonstigen Schriften liefern, die, man 
mag über deren Nützlichkeit gleichviel wie denken, doch Leser habend) 
Wird nicht von unsern Bauern Musik und Gesang gepflegt, bringen 
sie nicht für diese immateriellen Genüsse auch gern Opfer, sind sie 
nicht jeder Zeit bereit solche zu leisten für Zwecke ihres Volksthums? 
Es sei doch nur cm die estnische Alexanderschule erinnert, für die 
das Volk allein die nicht unbedeutenden Mittel aufbrachte; gewiß 
kein Zeichen eines nur auf Erwerb gerichteten Sinnes, eines 
„mangelnden Verständnisses für i'lbersiniüiche Dinge". Nach diesen 
allgemeinen Bemerkungen zu Einzelheiten übergehend, können hier 
von den vielen durch den Verfasser sehr übersichtlich und klar dem 
Lande ins Credit- und Debet-Conto gestellten Punkten nur die 
wichtigeren erörtert werden. Daß die Vewerthung des Landes nach 
Thalern, der namelülich im Vergleich mit der russischen Veranlagung 
nach Dessätinen, eine große Feinheit nicht abgesprochen werden kann, 
bei den gegenwärtigen Wirthschafts- und Verkehrsverhältnissen, nicht 
überall gleichmäßig trifft und demnach zu Bemängelung Anlaß giebt, 
ist nicht zu leugnen. Daher wurde, sobald ein besserer Maßstab sich 
fände, seine Anwendung gewiß allgemeiner Billigung begegnen. Ob 
die in Vorschlag gebrachte, vom Finanzminister für die inneren 
Gouvernements erlassene Instruction dd. 4. Juni 1894, als ein 
solcher zu betrachten ist, entzieht sich unserer Beurtheilung. 

Nachdem der livländische Landtag im Jahre 1890 auf die sog. 
Schatzfreiheit des Hofeslandes Verzicht geleistet hat, nachdem die 
Schießstellung in Geld abgelöst worden und pro rata auch von den 
Höfen getragen wird, die Postirungs-Fouragestellung und -Baulast 
in die gleichen Bahnen gelenkt worden, ist kaum daran zu zweifeln, 
daß, wie die Schrift voraussetzt, der Großgrundbesitz bereit sein 
wird, sich in Zukunft auch an der Wegebaulast zu betheiligen, obwohl 
die kritische Zeit, welche die gestimmte Landwirthschaft durchlebt und 

*) Nach dem officiellcn Zeitschriftenkatalog pro 1894 erschienen 
9 lettische und 11 estnische Zeitschriften, die doch eben fast nur von den 
Bauern der Ostseeprouinzen gelesen werden. Ein Vergleich mit dem Lese-
bedürfniß der bäuerlichen Bevölkerung in den kultivirtesten Gouvernements 
des Innern und vieler Provinzen des europäischen Westens, würde zu 
Gunsten unseres Bauernstandes ausfallen. 
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die naturgemäß auf den Großgrundbesitz in höherem Maaße un-
günstig einwirkte, nicht sehr ermuthigend zur Uebernahme nener 
Opfer wirken dürfte. Darin jedoch vermag dem Verfasser nicht bei-
gepflichtet zu werden, daß durch Uebernahme aller dieser Lasten ein 
Akt ausgleichender Gerechtigkeit sich vollziehe, daß mit anderen 
Worten die sog. Schatzfreiheit des Hofeslandes eine auf „selbst-
süchtige Bestrebungen des Adels" zurückzuführende Ungerechtigkeit 
gegenüber dem Bauernstande in sich geschlossen habe. Die Frage 
gehört jetzt allerdings der Geschichte an, da sie aber in der Schrift 
eine solche Beleuchtung erhielt, ist es erforderlich, sie in das richtige 
Licht zu stellen, namentlich mit Rücksicht auf die außerhalb Livlands 
lebenden Beurtheiler seiner nürthschaftlich-politischen Entwickelung, die 
wie der Verfasser ausspricht, ihre Anschauungen nicht auf eingehendes 
Studium, sondern auf die flüchtigen aus Zeitungsartikeln und 
Broschüren gewolmenen Eindrücke gründen. Dem Unkundigen muß 
es allerdings als eine Anomalie erscheinen, wenn er erfährt, daß 
das Bauernland alle öffentlichen Lasten trug, das Hofesland, 
welches in seiner Vorstellung den Baronen gehört, „schatzfrei" war, 
gar nicht durch Abgaben belastet gewesen sei. Entspricht aber solche 
Annahme der Wirklichkeit? Zunächst wird vrnn Verfasser ja auch 
richtig ausgeführt, daß diese Schatzfreiheit des Hofeslandes, so lange 
der Bauerlanduerkauf noch nicht erfolgt war, sich dieses also noch 
in des Gutsherrn Eigenthum befand, zu keinen Bedenken Anlaß bot, 
weil der Thaler des Bauerlandes nur den Maßstab für die Leistungs-
pflicht des Gesammtgutes abgab. Erst mit dem Bauerlanduerkauf 
sei der Maßstab zum Steuerobjec t geworden und des Hofes-
landes Steuerfreiheit hervorgetreten, habe des Bauern Beeinträchtigung 
begonnen. Nun wird aber hierbei doch übersehen, daß gemäß der 
den: $ 55 der Bauerverordnung von 1804 beigegebenen Erklärung 
der Thalereinschätzung, der Thaler Landes einen bestimmten Rein-
ertrag des Grund und Bodens darstellt, der gewonnen wird, nach 
Abzug des für den Bauer benöthigten Unterhal tes und 
des zur Entrichtung der publiken Abgaben erforderlichen 
Bedürfnisses. Daraus folgt doch, daß nach der Natur der 
Thaler- und Hakeneinschätzung, dm Inhabern des Bauerlandes die 
im Anhange D. zu obiger Bauerverordnung aufgeführten öffentlichen 
Verpflichtungen bei der Einschätzung, Messung und Katastrirung von 



M. A. Sinowjew über hie Verfassung Liulands. 105 

dein angenommenen Neinertrage des Landes in Abzug gebracht, also 
vergütet worden sind. Bei den alsdann erfolgten >tauf- und Pacht-
vertragen Haben die Känfer und Pächter die anf den einzelnen 
Gesinden ruhenden Lasten selbstverständlicher Weise berechnet und 
uou den: 511 zahlenden Kaufpreise oder Pachtschilling in Abzug 
gebracht, sich remboursirt und die Grundlast auf den Verkäufer, 
d. i. den Großgrundbesitzer, überwälzt, wie das stets zu geschehen 
pflegt. Eine solche Ueberwälzung kann nur hinsichtlich zukünftiger 
oder in ihrem Werth erhöhter alter Reallasten nicht stattfinden und 
darin liegt, obwohl Niemand vor Ueberlastuug absolut gesichert sein 
kann, der springende Punkt, wo das öffentliche Interesse einem 
derartigen Zustande, der seine Entstehung zu starkem Vorwalten rein 
priuatrechtlicher Gesichtspunkte verdankt, mit Recht entgegentritt. Es 
soll nicht geleugnet werden, daß die Radiärnng aller öffentlichen 
Lasten auf einen fest bestimmten Theil des Landes umn öffentlich-
rechtlichen Standpunkte aus auf die Dauer nicht ertragen werden 
kann, zumal wenn dadurch Ueberlastnng eintritt und die Schultern, 
denen Alles aufgebürdet wird, nicht mehr tragfähig erscheinen, neben 
diesen aber sich noch andere gänzlich unbelastete befinden. Kann 
man das jedoch hinsichtlich des liuländischen Großgrundbesitzes be-
Häupten? Ist die Schatzfreiheit des Hofeslandes je, wie der 
Unkundige glauben möchte, einer Befreiung von zum Besten des 
gestimmten Landes erhobenen Steuern gleich gekommen? Hat nicht 
der Großgrundbesitz, in durchaus das Gegentheil von Selbstsucht 
erhärtender Weise, für jene Ungleichheit in der Verkeilung der 
Landesprästandcn, die man jetzt als Ungerechtigkeit bezeichnet, dem 
Bauernstande ausreichende Aequiualente geboten? Eine richtige 
Buchung muß diese Fragen ziffermäßig in so unzweideutiger Weise 
beantworten können, daß jeder Schatten einer Uebervortheilung des 
liuländischen Bauern durch den liuländischen Adel beseitigt wird. 
Die Aufsuchung redender Zahlen bleibt Anderen vorbehalten, hier 
mögen einige allgemeine Hinweise Raum finden. Zuvor sei nur 
noch hervorgehoben, daß, wenn der Verfasser unter Angabe der 
großen Summen, welche der liuländische Bauernstand in 30 Jahren 
an Kaufgeldern, Steuern, Ersparnissen u. s. w. aufbrachte und sein 
Erstaunen über diese Leistungsfähigkeit zu unterdrücken nicht vermag, 
auch zugesteht, derselbe sei recht behäbig und gesichert, solche Wahr-

Baltische Monatsschrift. Bd. YIIII». Heft 2. 3 
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nehmungen doch wohl geeignet erscheinen, ans ben Gedanken zu 
führen, es müsse re vera dem Bauer nicht gar zu viel zugemuthet 
wurden sein. Auch kann hier nicht unerwähnt bleiben, daß die 
öffentlichen Leistungen der zu den Privatgäterir gehörigen Bauern 
wesentlich geringer wären, wenn der größte und reichste Grund-
bescher Livlands, der durch die Baltische Domänen-Verwalwng uer-
tretene Staat, in einer der Grundwerthsteigerung seines Landes ent-
sprechenden Höhe zur Theilnahine an den öffentlichen Abgaben hätte 
herangezogen werden können, lvährend er stets für diese nur den 
längst der Wirklichkeit nicht eonformen Katasterwerth der Messung 
von 1832 hat gelten lassen. — Das der liuländischen Landes-
Verwaltung gespendete Lob, daß sie so ungemein billig arbeite, ver-
bunden mit der ehrenden Anerkennung der allgemein verbreiteten 
Bereitwilligkeit zu unentgeltlicher Arbeitsleistung im Dienste des 
Landes, gebührt in hervorragendem Maße dem Adel und überhaupt 
den: Stande der Großgrundbesitzer. Diese Arbeit kommt Zu nicht 
geringen: Theil auch den itleingruudbesitzern, überhaupt dem Bauern-
stände zu gut. Für die gesammte im Landrathseollegium concentrirte 
Verwaltung, die keineswegs nur in: Interesse der Großgrundbesitzer 
arbeitet, leistet der Kleingrundbesitzer nicht einen Heller. Die 27 
Bände der als „musterhaft" bezeichneten Grundbücher der Grund-
steuer-Commission umfassen auch die mehr als dreißigtausend Einheiten 
des bäuerlichen Grundbesitzes, ohne daß dieser an den hierzu 
erforderlichen Kosten irgend betheiligt worden wäre. Für die jetzt 
beseitigte alte Landesjustiz und Polizei trug die bäuerliche Bevölkerung 
ganz geringe Opfer, der weit überwiegende Theil des Unterhaltes 
entfiel auf den Großgrundbesitz. I m Schulwesen ist das Gleiche der 
Fall ; neben der unentgeltlichen Arbeit der Prediger, der Schul-
revidenten, der Mitglieder der Kreislandschulbehärde, der Ober-
landschulbehörde, hat der Großgrundbesitz allein die Volkslehrer-
seminare unterhalten und nicht unwesentliche Beiträge für die Parochial-
und Gemeindeschuleir, für welche letztereu nach dem Gesetz nur die 
Gemeinden zu sorgen haben, gespendet. Auch für das liuläudische 
Consistorium, eine Behörde, deren Thätigkeit von der bäuerlichen 
Bevölkerung ganz besonders reichlich in Anspruch genommen wird, 
gewährt der Großgrundbesitz Zuschüsse, weil sie und ihre Glieder 
einschließlich des neuerdings vom Staat ernannten Präsidenten, im 
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Staatsbudget gar zu kärglich bedacht werden. Damit sind übrigens 
noch lange uicht alle von den: sog. schätz freien Lande zum Besten 
der ganzen Provinz getragenen Opfer erledigt, zu ihnen gehören noch 
andere, höheren Kulturzwecken dienende, deren Aufzählung nur an 
der Haild der Akten und Rechnungsbücher möglich wäre. Es sei 
nur noch angeführt, daß nach einer amtlichen Feststellung über die 
Steuerumlage des Jahres 1882, der bäuerliche Grundbesitzer vom 
Thaler steuerpflichtigen Landes 19,GO Kov. zahlte, während vom 
Thaler des sog. schätz freien Hofes l andes (also vorn Groß-
grundbesitz), nach den einzelnen Kreisen verschieden, zwischen 80,43 
bis 90,43 Kop. zur Erhebung lauten. Die mögliche Annahme, daß 
solche unter der Bezeichnung oon „Willigungen" figurirende absolute 
Mehrbelastung des Hofeslandes vorzugsweise nicht allgemeinen Landes-
zwecken, an denen auch die bäuerliche Bevölkerung theilnahm, sondern 
den Interessen der landtagsbercchtigten Großgrundbesitzer gedient 
hätte, wäre eine irrige und uernwchte durch genaue Prüfung des 
Charakters dieser „Willigungen" leicht widerlegt zu werden. Hier 
kam es nur darauf an, zu zeigen, was es mit der Schatzfreiheit 
genau betrachtet für eiue Bewandtniß hatte und wie jene scheinbare 
Ungerechtigkeit der livländischen Steuerverhältnisse sich bei genauerer 
Betrachtung als das Gegentheil davon darstellt; dazu dürfte das 
Gesagte genügen. 

Vtit besonderer Nachdrücklichkeit, man könnte beinahe sagen: 
mit Verve, wird nicht nur die Beseitigung des in Livland herrschenden 
Rechtszustandes, wonach der Unterhalt der lutherischen Landeskirche 
eine auf dein gesanunten Lande ruhende Zteallast ist, gefordert, 
sonderu die materielle Sicherstellung dieser Kirche und ihrer Diener 
als nothwendige Vorbedingung jeglicher Verwaltungsreform hinge-
stellt, ohne, bedauerlicher Weise, Fingerzeige in dieser Richtung zu 
geben. Die kirchlichen Leistungen hätten, heißt es dort, eine Be-
rechtigung gehabt, so lange im Lande nur ein Bekenntniß herrschte, 
seitdem aber die griechisch-orthodoxe iUrche daselbst Fuß gefaßt, die 
lutherische ihrer Stellung als Landeskirche entkleidet sei, müsse diese 
althergebrachte Form der Erhebung kirchlicher Leistungen als überlebt 
bezeichnet werden, einer anderen, der Gegenwart mehr entsprechenden 
weichen. Von den die griechisch-orthodoxen Grundbesitzer aller kirch-
lichen Leistungen befreienden Allerhöchsten Befehlen wird gesagt, daß 

3* 
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sie, os)uc die allgemeinen Bestimmungen oeö geltenden Rechts zu be­
rühren, ja dieselben gleichsam ignorirenb, nur eine Speeialfrage zur 
Entscheidung bringen wollten, thatsächlich aber den neueil, den: uoch 
gegenwärtig nicht abolirten Gesetze diametral entgegenstehenden Grund-
satz aufgestellt hätten: die kirchlichen A b g a b e n sind nicht 
R e a l - , sondern P e r s o n a l las ten. I n scharfer Zeichnung und 
unter Anführung uon Beispielen führt der Verfasser dann die Un-
geheuerlichkeit der durch solche Widersprüche der Gesetzgebung hervor-
gerufenen Zustände aus, denen zur Veruollstäudigung des markanten 
Bildes noch die bekannten moralischen Schatten hätten hinzugefügt 
werden solleil. Der Leser wird sie selbst nachtragen können und 
daher möge zur Erörterung der Frage, geschritten werden, ob es 
richtig ist, daß jene Ukase den angeführten, neuen Grundsatz aufge-
stellt haben und daß sie, was aus dieser Behauptung gefolgert 
werden könnte, genau genommen, das Vorhandensein einer kirchlichen 
Reallast überhaupt ausschließen, deren formelle Aboliruug nou ihnen 
eigentlich bereits indieirt sei. Diese zwar nicht direkt ausgesprochene, 
aber doch ziuischen den Zeilen liegende Anschauung, beruht auf einer 
Verwechslung von Gesetz und Recht und vermag gegenüber juristi-
scheu Interpretationsregeln nicht zu bestehen. Die aus Erwägungen 
politischer Utilität hervorgegangenen Allerhöchsten Befehle haben 
allerdings in das Recht der protestantischen Kirche Bresche gelegt, 
dieses selbst jedoch nicht vernichtet, sondern nur durch Schaffung 
von Ausnahmen eingeschränkt, seine Geltung aber dadurch gerade 
anerkannt. Hätten sie in der That die Bestinnnuug gehabt, 
diesen neuen Grundsatz der kirchlichen P e r s o n a l iast aufzustelleu, 
dann wären doch den Angehörigen der griechischen Kirche oder den 
zu dieser Uebertretenden, solche persönl iche Lasten auferlegt worden, 
während ihren Personen eine so ausgedehnte Freiheit von Kirchen-
steuern gewährt worden ist, daß dieselbe sogar auf das von ihnen, 
ja selbst von Dritten besessene Land Ausdehnung findet, indem sie 
auch dessen Steuerverpflichtung beseitigt und den benachbarten Grund-
besitzeru aufbürdet; denn wenn ein griechisch-orthodoxer Großgrund-
besitzer kein Material für die lutherische Kirche zu liefern hat, erstirbt 
nach einer gewiß anfechtbaren, aber doch geübten Praxis, auch die 
Verpflichtung der zu seinem Gute gehörenden protestantischen Bauern 
hinsichtlich der Anfuhr, und die Folge ist, daß die protestantischen 
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Nachbarn, Groß- und Kleingrundbesitzer, entsprechend mehr belastet 
werden. Auf diesem Wege ist etwas geschaffen worden, was ber 
Dorn Verfasser so entschieden angegriffenen Schatzfre ihei t des 
Hofeslandes sehr ähnlich ist, eine Art in Betreff der Kirchenlasten 
scha tz f re i en L a n d e s , dessen Benesicimn nur noch deutlicher aus-
geprägt ist, weil es keine Aequiualente leistet, wie oben hinsichtlich 
des Hofeslandes nachgewiesen worden. Auch hier hat man wie dort 
übersehen, daß die kirchliche Last bei der Thalerabschätznng in Abzug 
gebracht worden ist, bei Verkäufen und Verpachtungen in: Kaufpreise 
und Pachtschilling einen Ausdruck gefunden, daß daher der plötzliche, 
Grundbesitzern eines bestimmten Bekenntnisses gewährte Steuererlaß, 
die Wirkung eines ihnen zugewandten Geschenkes äußert. Wie die 
Landesprästanden auf das sog. Gehorchsland allein radicirt worden 
waren, so ist hier die kirchliche Last auf das von Protestanten be-
sessene Land beschränkt, ihre Basis verkleinert worden und zwar nach 
einem Princip, das ihrer weiteren Einschrumpfung keine Grenze 
setzt. Trotz dieser in die Augen springenden Parallele, werden aber 
zur Sanirung der einerseits das allgemeine und andererseits das 
kirchliche Prästandenwesen betreffenden gleichen Inconuenienzen, durch-
aus verschiedene Mittel in Vorschlag gebracht. Dort heißt es: Die 
Schatzfreiheit des Hofeslandes muß aufhören, es hat einen Theil 
der Prästanden zu übernehmen, hier dagegen: die kirchliche Reallast 
muß ganz schwinden. W i r anerkennen in beiden Fällen, daß die 
Entwickelung der Dinge eine Neuregelung erheischt, können es aber 
nicht als der Gerechtigkeit, oder auch nur der Billigkeit entsprechend 
ansehen, wenn sie in zwei ganz analogen Fällen in so vollkommen 
entgegengesetzter Weise erfolgen soll. Die Aufhebung der kirchlichen 
Neallasten ist leicht gemacht, schwer aber wird es sein, sie durch eine 
entsprechende Maßnahme zu ersetzen, die geeignet wäre, den Unter-
halt der lutherischen Kirche und ihrer Diener genügend zu sichern, 
schon weil, wie der Verfasser an anderer Stelle in so überzeugender 
Weise nachgewiesen hat, wie verhältnismäßig billig und vortheilhaft 
jede Naturalprästation ist, wenn sie innerhalb eines nicht gar zu 
ausgedehnten Gebietes (hier ist es das Kirchspiel) zur Ausübung 
gelangt. Also, selbst bei einer in 3iaten erfolgenden Kapitalablösung, 
der große Schwierigkeiten entgegenstünden, geriethe die Kirche in 
Verlust, weil ihr in Geld berechneter Unterhalt (abgesehen von dessen 
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Entwehrthung und allen anderen Fährlichkeiten, denen Kapitalien ano-
gesetzt sind), sich bedeutend vertheuern müßte. I n Uebereinstimmung 
mit dein Verfasser sind wir der Meinung, daß nur durch das Ein-
dringen der Staatskirche in die Provinz und die dadurch gezeitigten 
Zustände das Bedürfniß nach einer anderen Gestaltung der kirchlichcir 
Steuerveranlagung hervorgerufen worden ist und hoffen daher, daß 
unsere Wege sich nicht scheiden, wenn von uns aus dieser Thatsache 
der Schluß gezogen wird, dem Staate liege die sittliche Pflicht 
ob, auch seinerseits mit der That für die Sicherstellung unserer 
Kirche einzutreten, zumal eiue uerkünnnertc, in ihrer Existenz be-
drohte Kirche, auch die „fremden Bekenntiüsses" dem wirklichen 
Staatswohle nicht entspricht. Es bedarf keines Geschenkes, sondern 
nur der Auskehrung dessen, was genau genommen, der Staat dem 
livländifchen Prästandenwesen schuldet. Auf Seite 28 der Schrift, 
wo von dem Fahrpostwesen Liulands und Estlands die Rede ist, 
heißt es: „Diese Lasten bestehen im Bau und in der Instandhaltung 
der Stationshäuser und in der Lieferung von Fourage und Brenn-
holz. Eine solche Ueberivälzung einer Neichsprästande auf das Landes-
conto ist einerseits ein großer Vortheil für die Staatskasse, welche 
von den Ausgaben für die Fahrpost befreit wird, andererseits jedoch 
— eine nicht geringe Ungerechtigkeit gegenüber den genannten 
Gouvernements, die solche Lasten tragen, von denen die übrigen 
Gouvernements frei sind." — Kann eine solche, seit Jahrzehnten 
stattgehabte „Ungerechtigkeit" anch nicht wett genmcht und dem 
Lande, was es an Mehrbelastung zu Gunsten der Reichskasse ge-
tragen, auf Heller und Pfennig wiedererstattet werden, so entspräche 
es doch gewiß mindestens der Billigkeit, wenn der livländifchen 
Landesprästanden-Casse eine Bonification durch Zuweisung eines ent-
sprechenden Kapitals gewährt würde, das zu den anderen noch für 
das Kirchenwesen aufzubringenden Mitteln als theilweise Gntschädi-
gung für die dasselbe gewiß treffenden Verluste verwandt werden 
könnte. Man wird diesem Gedanken vielleicht entgegenhalten, daß 
das Postwesen mit der lutherischen Kirche nichts zu thun habe und 
daß für jenes auch die griechisch-orthodoxen Grundbesitzer Leistungen 
aufgebracht hätten, deren Anspruchsquote der fremden Kirche nicht 
zufließen dürfte. Doch diese Einwände wären nicht stichhaltig, weil 
das zur Erhebung jener Forderung befugte Rechtssubjekt uicht die 
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Postkasse, sondern die Prästandentasse, d. h. die Landschaft ist, weil 
ferner die griechisch-orthodoxen Grundbesitzer durch die auf Kosten 
der protestantischen geschehene Befreiung von den kirchlichen Lasten, 
einen reichlichen Gegenwerth erhalten haben. Ein solches Vorgehen 
des Staates müßte — und darauf ist ein großer Werth zu legen — 
sehr versöhnend wirken, würde manche durch die gegebenen Ver-
Hältnisse hervorgerufene, schwer empfundene Unbilligkeit vergessen 
machen und als Akt ausgleichender Gerechtigkeit anerkannt werden. 

Noch ein anderer, die materiellen Interessen der Kirche be-
treffender Punkt, den die Schrift berührt, verdient Veachtnng. Das 
ist die Befürwortung eines obligatorischen Verkaufes der zu den 
Ritterfchafts-, Stadtgütern und -Pastoraten gehörigen Bauerländereien. 
Begründet nurd dieser Vorschlag mit dem Bestreben der ^Itegierung, 
einen wirthschaftlich selbstständigen Stand von Bauernwirthen zu 
schaffen und mit dem Hinweise, daß solche Maßnahme, der „kein 
Hinderniß irgend welcher Art" entgegenstehe, eine Consequenz des 
historischen Ganges der agraren Entwickelung wäre. Bei dieser 
Gelegenheit entscheidet der Verfasser die noch strittige Frage, über 
den Charakter der Nitterschaftsgüter kurzer Hand dahin, daß diese 
Domänen seien und daher anch hinsichtlich des Bauerlanduert'aufes 
als solche behandelt werden müßten. Ohne auf diese Specialfrage 
näher einzugeheu, nwchten wir doch nicht unterlassen, darauf auf-
nierksam 51t machen, daß die Achtung vor dem Eigenthumsrecht eilt 
Hinderniß für einen derartigen Eingriff in dasselbe bilden sollte. 
Derselbe ließe sich ja allerdings unter den Gesichtspunkt einer „Ent-
eignung", zu welcher der Staat im öffentlichen Interesse befugt ist, 
bringen; aber daß ein solches hier wirklich vorliege, nurd im Ernst 
nicht behauptet werden können. Die Baueruerordnung bestimmt 
ausdrücklich, daß der Eigenthümer das sog. Vauerland auch durch 
Verpachtung an Bauern nutzen dürfe und hat, obwohl der Verkauf 
des Bauerlaudes das Ziel der agrareir Gesetzgebung sein mag, für 
diesen eine Frist nicht gesetzt, weil es ihr einerseits fern lag, der 
natürlichen Entwickelung der Dinge vorzugreifen, andererseits aber 
von ihr Fürsorge für die nnrthschaftliche Selbstständigkeit, anch der 
Bauerlandpächter, in ausreichendem Maaße getroffen wurde. Alle 
die dahin zielenden Bestimmungen der Agrargesetzgebung hier aufzu-
führen, erscheint überflüssig, es wird die Berufung auf das Zeugniß 
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des liul. Gouverneuren genügen, der selbst in seiner Schrift ganz 
allgemein von allen bäuerlichen Pächtern, sowohl von den auf Hofes-
land, wie von den 5757 auf Bauerland angesessenen sagt, daß die 
„überwiegende Mehrheit derselben ebenfalls der Klasse vollkommen 
gesicherter und selbstständiger Leute zugezählt werden könne." Unter 
solchen Umständen ist der allein noch übrig bleibende Gesichtspunkt 
historischer Konsequenz doch nur formaler Natur und darum gewiß 
nicht von d e r durchschlagenden Kraft, um ein so bedenkliches Ans-
nahmeverfahren zu rechtfertigen, zumal an einer anderen Stelle an-
erkannt wird, daß sich der Bauerlanducrkauf Liulands innerhalb des 
Zeitraumes von 30 Jahren in überraschender Weise abgewickelt habe. 
Wenn demnach ein öffentliches Interesse den obligatorischen Verkauf 
des bisher nicht in bäuerliches Eigenthum übergegangenen steuer-
Pflichtigen Landes keineswegs erheischt, so steht, soweit es sich um die 
Pastorate handelt, ein öffentliches I n t e r e s s e solchem Vorhaben 
eher entgegen. Abgesehen davon, daß der Besitz von Grund und 
Boden eine sicherere Unterlage für die Kirche bietet, als Werthe 
irgend welcher Art, — weßhalb auch die bestehende Gesetzgebung 
jede Veräußerung von kirchlichen Immobilien an gewisse erschwerende 
Bedingungen bindet, — müßte ein obligatorischer Verkauf in höchst 
nachteiliger Weise ans die Preisbestimmung wirken, also die lutherische 
Kirche materiell schädigen. Daß damit den Zwecken des Staates 
gedient wäre, bezweifeln wir, denn er hat, wie bereits ausgeführt 
worden, ein dringendes Interesse an der Sicherstellung der pro-
testantischen Kirche Livlands, die nicht irgend welche egoistischen 
Zwecke verfolgt, vielmehr in der Erziehung des Volkes zu Gottes-
furcht und aus dieser ersprießenden Kaisertreue ihn: unschätzbare 
Dienste leistet. Wir würden es nach keiner R ich tung hin für 
bedenklich halten, wenn die Bauerländereien der Pastorate diesen er-
halten blieben, wollen aber die Entscheidung darüber in jedem 
einzelnen Falle der Eigenthümerin überlassen wissen und nicht die 
Kirche durch Zwangsmaßregeln beeinträchtigt, ja rigoroser behandelt 
sehen, als den Privatmann. Sollte sich hier oder da das Bedürfniß 
nach Verkauf der bäuerlichen Pastoratsländereien herausstellen, so 
wäre es gewiß wünschenswerth, daß die Durchführung desselben mit 
tzilfe der livländischen adeligen Creditsocietät erfolgen könnte, deren 
geltende Statuten dem freilich zunächst entgegenstehen. Damit würde 
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sowohl den bäuerlichen Käufern, als der verkaufenden Kirche ein 
wesentlicher Dienst geleistet werden. 

Nußer den vorenvähnten Vorschlägen, deren Durchführung vor 
Inangriffnahme einer umfassenden Aenderung des liuländischen 
Selbstuerwaltungskörpers beantragt wird, tritt der Verfasser noch ein 
für eine Reformirung des Adelsconvents und endlich dafür, daß das 
bisher nur von der lokalen Obrigkeit sanctionirte Institut der Kirch-
spielseouuente, die Anerkennung der gesetzgebenden Gewalt erlange. 
Das erstere dieser Postulate, wonach für die Kammer der Deputirten 
die bestehende ausschließliche Wahlberechtigung des Adels zu Gunsten 
des Großgrundbesitzerstandes aufgehoben, mit anderen Worten, an 
Stelle des Adelsconvents ein der Zusammensetzung des Landtags 
entsprechender Landesconuent geschaffen werden soll, dürfte kaum 
einem Einspruch begegnen, da der Vorschlag sich durchaus in der 
Richtung bewegt, die das liuländische Verfassungsleben gegangen ist; 
doch wird Vorsorge dafür getroffen werden müssen, daß zur Vor-
berathung die Adelscorporation berührender Angelegenheiten, sofern 
Nichtedelleute in den Convent gewählt werden sollten, ein Ersatz 
stattfinde. 

Was ferner die beabsichtigte gesetzliche Sicherung des Bestandes 
der Inländischen Kirchspielseonvente anlangt, wird man in der 
Annahme, daß dieses Vorhaben allseitiger Sympathien gewiß sein 
kann, kaum fehlgreifen. Liulands Landtag hat mit der Errichtung 
dieser Convente einen zweifellos glücklichen Griff gethan, indem er 
die erste Stnfe genwinschaftlicher Verwaltnngsarbeit des Groß- und 
Kleingrundbesitzes schuf; und es haben sich, nach Ueberwindung 
mannigfacher Schwierigkeiten, diese in ihrer Zusammensetzung so un-
gemein einfachen Verwaltungskörper nicht allein bewährt, sondern 
dermaßen eingebürgert, daß ihre Beseitigung, die mehrfach drohte, 
als schwerer Verlust, als klaffende Lücke in der livländischen Selbst-
Verwaltung empfunden werden müßte. Erfreulich, daß die Bedeu-
tuug dieser vermuthlich letzten Schöpfung des livländischen Landtages 
von so maßgebeî der Seite erkannt, dankenswert!), daß für ihre Er-
Haltung so energisch eingetreten wird. Wenn wir uns daher in voller 
Uebereinstimmung mit dem liol. Gouverneur dafür aussprechen, 
daß ein organisches Statut zur Regeluug der aus der Uebung 
herausgewachsenen Thätigkeit dieser Kirchspielseonvente zusammen-
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gestellt imb von der gesetzgebenden Genmlt genehmigt »verde, möge 
gestattet seia, aaf zwei Gesichtspnnkte anfmerksmn zu machen, die 
hierbei nicht anßcr Acht gelassen werden dürfen. Da, wie die 
Schrift ausfährt, für längere Zeit noch von einer weiteren Refonn 
Abstand genommen nierden soll, könnte es sich leicht ereignen, daß 
nmn geneigt wäre, in dem neuen Statut, unt Zti'icksicht auf die in: 
Landtage nicht vorhandene Vertretung des Kleingrnndbesitzes, die 
Kompetenz der Conuente in Angelegenheiten, die den Bereich der 
eigentlichen Kirchspielsinteressen überragen, „versuchsweise" oder 
„interimistisch" auszudehnen. Das wäre ein großer Fehler, eine 

Atomisirung des Landes, eine seine wirthschaftliche Kraft beein-
trächtigcnde, den Aufgaben des Landtages entgegengesetzte Maßnahme, 
die zudem, da die in den Kirchspielen erfolgende Stcnerumlage den 
Großgrundbesitz besonders belastet, diesen materiell schädigen würde. 
Dem Verfasser der Schrift liegt es ja gennß fern, aus den Kirch-
spielsconventen mehr zu machen, als sie bisher waren, aber in 
anderen Instanzen könnte solcher Gedanke Boden fassen, ihm müßte 
mit allen Mitteln entgegengetreten werden. Ferner scheint es er-
forderlich, daß in dem Statnt die Möglichkeit der Errichtnng von 
Kirchspielsuerbändcn oder Kirchspielsuerschmelznngen in Anssicht ge-
nommen werde; die Bedürfnisse fortschreitender Kultur steigen und 
verlangen große Aufwendungen. Zwar ist es richtig, daß, ivie der 
Verfasser hervorhebt, die lokalen Einrichtungen einer nicht gar zu 
ausgedehnten Verwaltung, wie es die des Kirchspiels ist, Verhältniß-
mäßig billig verwaltet werden können, weil die Interessenten sie 
stets unter Augen haben, ihnen beständige, persönliche Fürsorge zu-
wenden können, andererseits darf aber nicht übersehen werden, daß 
in vielen Fällen erst die Vereinignng der Kräfte etwas Gntes zu 
schaffen ermöglicht und die Zersplitterung eine verteuernde Wirkung 
ausübt. Einzelne Kirchspiele können, um einige Beispiele anzuführen, 
ein eigenes Doctorat, ein Krankenhaus, eine Armenuerpflegungs-
anstatt nicht errichten und unterhalten, sie sind dazu zu klein und zu 
arm. I n solchen Fällen erschiene die Anlehnung an ein Nachbar-
kirchspicl erforderlich und wäre daher im Gesetz voraus zu sehen. 

Endlich sei noch ein Moment zur Sprache gebracht. Gegen-
über den mit Liulands Organisation wenig Vertrauten weist die 
Schrift in sachgemäßer Weise daranf hin, daß der Landtag keines-
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wegs, wie häusig angenommen werde, eine Adelsuersannnlung sei, 
daß sich überhaupt das ständische Wesen Lwlands ganz anders heraus-
gebildet habe als in: übrigen Reich, indem die Verwaltungsbefugnisse 
der einzelnen Person nicht durch ihren Stand, sondern durch den 
Charakter des von ihr besessenen Landes bedingt seien; es gehe 
durch die gesummte Verfassung Liulands der Gruudzug, daß der 
Grund und Boden in den einzelnen Verwaltungsstufen bestimmte 
Vertretungsrechte besitze. Dabei ist aber übersehen worden, daß 
gerade bei der Zusammensetzung der Kirchspielseonvente dieser Grund-
satz keine Geltung erlangt hat, denn die zur Mnvirkung in demselben 
neben den Großgrundbesitzern berufenen Gemeindeältesten, sind zwar 
selbst Kleingrundbesitzer, keineswegs aber Vertreter dieser, sondern 
der landlosen Landgemeinde. Diese Abweichung von jenem in Livland 
sonst herrschenden Princip soll hier keineswegs bemängelt werden; 
sie hat sich eingebürgert und bringt auch die unbesitzliche, aber au 
der Verwaltung der Angelegenheiten des Kirchspiels interessirte Ve-
uölkeruug in einen gemissen Zusammenhang zu jener. Wenn daher 
auch nichts dagegen einzuwenden ist, daß der im Kirchspielscanvent 
thätige bäuerliche Repräsentant uon der Gemeinde gewählt wird, so 
fragt es sich doch, ob es wünschenswerth sei, wie bisher den Gemeinde-
ältesten ipso jure mit dieser Thätigkeit zu betrauen, oder ob es sich 
nicht vielmehr empfehlen dürfte, die Gemeinde aus der Zahl der 
Kleingrundbesitzer einen besonderen Delegirten für den Kirchspiels« 
eonvent wählen zu lassen, zumal wenn, wie doch anzunehmen, die 
Kirchspielsconvente die Unterlage für einen späteren weiteren Ausbau 
der Verwaltungsorganisation bilden sollen. Der Gemeindeälteste, 
zugleich ein Polizeibeamter niederster Orduuug, befindet sich als 
solcher in einer 3lbhängigkeit und disciplinaren Gewalt seiner Vor-
gesetzten, die ihn an der Bewegungsfreiheit, welche das commnnale 
Leben voraussetzt, häufig hindert und ein zur Hälfte aus Polizei-
beamten bestehender Selbstoerwaltungskörper ist, näher betrachtet, 
doch ein sehr sonderbares Gebilde. 2)icrn hat ein diesem Zustande 
bisher uicht rütteln wollen, wenn aber der Erlaß eines Statutes 
für die Conoente in Angriff genommen wird, ist der Angelrblick 
geboten, auch diese Frage in Erwägung zu zieheu. Bei der Staats-
regierung läßt sich eiu Widerstand nicht befürchteil, da ihr, wie der 
liuländische Gouuerueur nachgewiesen hat, hinsichtlich des Ganges der 
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Verwaltung Liulands so ausgedehnte Anfsichtsrechte und Befugnisse 
zur Seite stehen, daß sie gewiß darauf verzichten wird, in den Ver-
n'altungskörpern, die doch frei berathen und beschließen sollen, 
indireet durch die nou ihr zu bestätigenden untersten Polizeichargen 
vertreten zu sein. Indem nur unsere Bemerkungen zu der Schrift 
schließen, sei noch erwähnt, daß wenn auch jedes Eingehen anf die 
Ichwcsterprouinzen vermieden wurde, wir der Meinung sind, auch 
sie könnten durch Einführuug von Kirchfpielscoilvcnten nur Vortheilen 
und, wie es in Livland geschehen, durch solche ihre Kleingruudbesitzer 
im Selbstverwaltungsleben schulen, um sie zur später erfolgenden 
weiteren Bethätigung an den Interessen des Landes reif zu machen. 



3ie liiliilifii» Wortnproccfr. 

f ür Erläuterung des Verzeichnisses der liuländischen Pastorenprocesse 
<S. 31 ff.) müssen wir uns zunächst hinsichtlich der staats-

rechtlichen und rechtshistorischen Seite aus einen Auszug aus den: 
Werke des Professors I . Engelmmm „das Staatsrecht des Kaiser-
thums Rußland" 1889 beschränken. Das betr. Kapitel über 
„Glaubens- und Re l ig ions f re ihe i t " , das wir hier in extenso 
wiedergeben, lautet: 

Die griechisch-orthodoxe russische Kirche ist die herrschende in 
Rußland. Allen übrigen christlichen Confessionen und nichtchristlichen 
Religionen ist das Recht der freien Ausübung ihrer Religion gewährt. 
Das Recht der Propaganda unter Christen, Juden, Muhmmnedanern 
und Heiden steht ausschließlich der herrschenden Kirche zu und ist 
allen anderen christlichen Confessionen, sowie den nichtchristlichen 
Religionsbekennern verboten^). 

Die Bekehrung eines Andersgläubigen, auf welche Weise und 
zu welchem Glauben es auch sei, ist nach dem Strafgesetzbuch zu 
bestrafen^). Dagegen steht jeder einzelnen, nicht zur rechtgläubigen 
Konfession gehörenden Person der Uebertritt zu einer beliebigen 
christlichen Confession frei. Die Geistlichen der übrigen christlichen 
Confessionen dürfen aber den Unterricht in den Lehren ihrer Eon-
fession in jedem Fall nur mit Genehmigung des Ministers des 

X) Statut über Verhinderung und Vorhütunss von Verbrechen Art.78— 85. 
2) Ib. Art. 93. 
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Innern ertheilen; von solcher Genehmigung kann abgesehen werden 
bei Juden im Falle schwerer Krankheit, bei Mnhammedanern, welche 
an der Grenze oder in: Kaukasus leben1). 

Mischehen zwischen Christeil einer-, Mnhammedanern und Juden 
andererseits, welche nur Protestanten gestattet sind, müssen mono-
gamische sein und die Kinder in der christlichen Confession getauft 
und erzogen werden. Bei Vtischehen zwischen Angehörigen uer-
schiedener christlicher Confessionen stehen diese einander gleichberechtigt 
gegenüber, also entscheidet die Vereinbarung der Eltern. Bei Misch-
ehen zwischen Angehöngm der russischen rechtgläubigen Kirche und 
anderer christlicher Confessionen muß die Ehe stets uonr Geistlichen 
der russischen Kirche getränt werden, und muß der andersgläubige 
Ehegatte sich verpflichten, seinen Gatten der rechtgläubigen Kirche 
nicht abwelldig zn machen und die Kinder in der russischen Kirche 
taufen und in ihren Lehren erziehen zu lassen. Diese Verpflichtung 
wird eingegangen durch die Unterzeichnung eines Neuersals, in 
welchen: die Uebernahme der angeführten Verpflichtungen ausge-
sprachen ist. Eine Reihe weiter unten abgedruckter Gesetze droht 
Strafe denen, welche nach dem Gesetz verpflichtet sind, ihre Kinder 
in der orthodoxen Kirche taufen zu lassen und dieser Verflichtung 
nicht nachkommen. Diese Ausdrucksweise ist aber berechtigt nur für 
Angehörige der orthodoxen Kirche, für Andersgläubige besteht eine 
solche Verpflichtung einzig durch das Reuersal. 

Diese Thatsache erklärt sich aus der Entstehung der Mischehen 
in Rußland. Die alte russische Kirche nahn: in der Frage der 
Mischehen eine, von Manchem vielleicht für einseitig gehaltene, aber 
durchaus koilsequente Stellung ein. Die alte einheitliche Kirche hatte 
die Ehe mit Häretikmr verboten. Die russische Kirche wandte diese 
Regel auf die fremden Confessionen an und gestattete die Ehe nur, wenn 
der einer fremden Confession Angehörende zur russischen Kirche übertrat. 
Daher kennt das russische Kirchenrecht gar keine Bestimmungen 
über Mischehen und verpflichtet auch n u r die rechtgläubigen Eltern, 
ihre Kinder in den Lehren der orthodoxen Kirche zu erziehen. 

Erst durch Peter d. Gr. wurde, um die schwedischen Kriegs-
gefangenen, welche sich als kundige Bergleute, tüchtige Werkmeister 

l) II). Art. 90 und 94. 
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u. s. w. eru'iesen hatten, an seinen Dienst Zu fesseln, von der von 
ihm soeben eingesetzten Synode am 18. August 1721*) Kriegs­
gefangenen, welche die ewige Unterthanenschaft annähmen, gestattet, 
Russinnen zu heirathen, und der oben erwähnte Reuers eingeführt. 
Diese Erlaubniß, Mischehen einzugehen, wurde sodann im Laufe des 
vorigen Jahrhunderts zunächst auf nichtkriegsgefangene Ausländer, 
welche die russische Unterthanenschaft annahmen, dann auf Ruften, 
welche andersgläubige Frauen heiratheten, angeivandt. Doch fand 
das Reverfal Anwendung nur in Großrußland. Westrußland ge-
hörte damals noch Zum Königreich Polen. I n . L i v l a n d und Est-
land war durch die Bestätigung des Privilegnini Sigismund! 
Augusfci und der Kapitulationen für Liuland und Estland, Riga und 
Reual die Gewissensfreiheit sichergestellt und erhielt durch den Ny-
städter Frieden völkerrechtliche Sanction. Der Ztystädter Frieden 
bestimmt: „Es soll in diesen Landen keinerlei Gewissenszwang ein­
geführt werden, sondern vielmehr die evangelische Religion, auch 
.Kirchen- und Schulwesen und was dem anhängig ist, auf dem Fuß, 
wie es unter der schwedischen Regierung gewesen, gelassen und bei-
behalten werden, allein in denselben soll der Glaube griechischer 
Confession in Zukunft ebenso frei und ohne Hinderniß ausgeübt 
werden können." Seitdein bestanden beide Kirchen nebeneinander zu 
gleichem Recht; gab es auch hin und wieder Collisionen, so waren 
dieselben doch vorübergehender Natur, man fand den Boden des 
Ausgleichs auf Grund des bestehenden Rechts der Gleichberechtigung 
beider Konfessionen, und die griechische Kirche bewies, daß sie hier 
sehr wohl des staatlichen Zwanges entbehren konnte. Entsprechend 
dem in Livland und Estland geltenden. Recht sind Ukase, welche für 
die lutherische Kirche im 3teich erlassen wurden und den lutherischen 
Pastoren verboten, Amtshandlungen an Personen griechischer Eon-
fessioir vorzunehmen, Mischehen zu trauen, Kinder aus solchen zu 
taufen, in Livland und Estland gar nicht publ ic i r t worden^). 
I n dieser Gewöhnung an Gewissensfreiheit lag ein Theil der großen 
Bedeutung Liulands und Estlands für das innere Leben in Rußland 

*) 1'. Sota. Sak. Nr. 3795. 
2) Z. 23. von 1728 (P. Sobr. Sak. Nr. 5343), der Ukns an den 

Probst Mantelin in Petersburg mit dem Vermerk, daß ein aleicher Ukas an 
den Probst Malartapeus in Wibora gesandt sei. 
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und die Entwickelung der Kultur in demselben. Unter der Kaiserin 
Katharina II. trat Nußland entschieden ein für die Sache der Ge-
wissensfreiheit in Polen, nicht nur für die Anhänger der eigenen 
Kirche, fondern auch für die „Dissidenten" aller Confefsionen und 
sicherte durch den Vertrag nüt der Republik Polen vom 24. Februar 
17681) für ewige Zeiten die Gewissensfreiheit für Griechen, Luthe-
raner und Reformirte. Als durch die Theilungen Polens Weiß-
rußland, Lithauen und andere Provinzen an Rußland kamen, wurde 
den Bewohnern derselben die Aufrechterhaltung ihrer Rechte und 
Freiheiten für ewige Zeiten zugesagt. Speciell ist die Rechtsbe-
ständigkeit des Vertrages von 1768 durch eine Reihe Erlasse von 
1776 bis 1814 ausdrücklich gegenüber einer Reihe von Angriffen 
gegen dieselbe anerkannt worden. Wenn die Regeln über die Misch-
ehen verletzt wurden, traten Strafen ein, al lein die wenn auch 
wider das Gesetz vorgenommenen geistlichen oder sacra-
menta len Handlungen wurden als solche nicht änge-
fochten. Sogar wenn Angehörige der großrussischen Gouvernements 
von katholischen oder lutherischen Geistlichen sich hatten trauen lassen, 
wurde die Rechtsbeständigkeit der Trauung nicht angefochten. Wenn 
solche Leute später die Ehe als ungesetzlich lösen wollten, nües die 
Heilige Synode dieselben ab und resoluirte: sie mögen sich um 
Lösung derselben an die geistlichen Behörden der betreffenden Eon-
fession wenden"). 

In: Jahre 1803*) anerkennt die Synode, daß, da nach den 
Staatsgesetzen den ehemaligen polnischen Provinzen ihr altes Recht 
und die Gewissensfreiheit aufrechterhalten sei, es bei den Bestimmungen 
des Vertrages von 1768 bleiben müsse, und beantragt beim Senat, 
es möge erklärt werden, daß sich dieses Recht nur auf die Ein-

') P. Sobr.Sak. Nr. 13071. Ueber gemischte Ehen. Art. 2, § 10, S. 456 
2) Die Polnoje tiobraiiije Sakonow enthält mehrere Fälle. Roch 

in den Jahren 1805 <Rr. 21949) und 1808 (Nr. 23319) entschied die 
Heilige Sunode, daß über die Scheidung uon Ehen Rechtgläubiger mit 
Lutheranerinnen, welche von lutherischen Geistlichen getraut seien, das Justiz-
collegiuin für liu-, est- und finländische Sachen nach protestantischem Kirchen-
recht zu erkennen habe, einerlei, ob die Klage gegen den lutherischen oder 
griechisch-russischen Gatten erhoben worden, während dieses Collegiuin die 
Klage nicht hatte annehmen wollen. 

3) P. 8. 8. Nr. 20987. 
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geboreneu beziehe und keine Anwendung auf Russen habe, welche 
ans den inneren Gonuerneinentc, sich dorthin begeben. Diesem 
Antrage stimmt der Senat erst im Jahre 1808 bei1). Noch 1814 
wird das siecht katholischer Geistlicher, Mischehen griechisch-rusfischer 
Personen zu trauen, anerkannt'). Erst in Folge der Revolution von 
1630 wird dao in Litauen geltende Gesetz über die Äcischehen (der 
Vertrag uon LT68) ausdrücklich aufgehoben und das Reoersttl, wie 
es in Großrußlaud galt, in Litaueu eiugeführt. I n Lin land und 
Estland ist die gewährte Gewissensfreiheit niemals ausdrücklich auf­
gehoben worden, sondern das in Großrnßland geltende Reuersal ans 
dem Wege der Codification stillschweigend eingeführt worden, aly 
für die lutherische Kirche ))tußlnnds und die der Ostseeproviuzen, 
welche verschiedenartige Kirchenordnnngen besaßen, eine gemeinsame 
erlassen wurde, ivobei ausdrücklich erklärt wurde, am bestehenden 
Rechte werde dnrch diese Eodisication gar nichts geändert.^) 

Im Jahre 1865 wurde durch einen Consistorialcrlaß vom 
25. Mai allen lutherischen Predigern mitgetheilt, daß Kaiser 
Alerander II. am 19. Vtärz desselben Jahres befohlen habe, in den 
Ostseeprouinzen bei gemischten Ehen das Itaerjat, betreffend die 
Taufe imb Erziehulug der Kinder aus solchen Ehen nach den Lehren 
der rechtglänbigen Kirche, nicht zu fordern. 

Am 9. August des Jahres 1885 wurde dagegen das Reverfal 
bei Mischehen in den Ostseeprouinzen wieder für unbedingt obliga^ 
torisch erklärt und den lutherischeu Predigern die Nebergabc an das 
Kriminalgericht nach Art. 1576 des Strafgesetzbuchs für un-
befugte T r a u u n g e n und uach Art. 193 desselben „für Nicht-
beachtuug der vor Eingehung der Ehe gegebenen Reuersale dnrch 
Eintragung der Kinder aus solcheu Eheu in die lutherischeu Kirchen-
bücher" angedroht. ^Allerhöchster Befehl vom 25. Iuli 1885.] 

Die gesetzlichen Bestimmungen über die Verleitung zum Abfall uon 
der herrscheudcu Kirche und Verletzung der Vorschriften über Mischeheu 
sind folgende: 

Statut über Verhinderuug und Verhütung von Verbrechen (R.-G.-N. 
Bd. XIV). 

*) P. S 8. Nr. 21588. 
2) P. 8. 8. Nr. 25545. 
a) Vgl. Valt. Man. Bd. 11 S. 161 f., ferner Th. u. Bunge, Aus 

den: balt. Rechtsleben 1894 S. 16 ff. Anm. der Red. der B. M. 
Baltische Monatsschrift. Bd. V i l l i . . Heft 2. 4 
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Art. 40. Wer uon der Rechtgläubigkeit abfällt, oder seine recht-
gläubige Frau zwingt, eineil anderen Glauben anzunehmen oder solches 
zuläßt, oder seine Kinder in einer anderen Confesston taufen läßt, umsomehr 
wmn er sie zwingt, oder es zuläßt, nach dein Verlassen der Rechtgläubigkeit 
in einem anderen Glauben zu bleiben, der wird nach dein Straf-G.-V. zur 
Verantwortung gezogen. 

Art. 41. Den von der Rechtgläubigkeit abgefallenen Personen ist es 
verböte,:, so lango sie zu derselben nicht zurückkehren, auf ihren Gütern, 
welche von Rechtgläubigen bewohnt sind, zu lebeil. Diese Güter werden 
für diese Zeit in vormundschaftliche Verwaltung genommen, an dieser Ver-
waltung hat weder der vom Glauben abgefallene Ehemann noch dessen 
Frau Theil. 

Art. 42. Die Ausführung dieser Matzregeln ist dem Ministerium 
des Innern übertragen, welches zu gleicher Zeit Nachrichten über die Familie 
des Abtrünnigen einzieht und, wenn unmündige Kinder vorhanden sind, 
über die Maßregeln zum Schutze ihrer Rechtgläubigkeit dem Ermessen 
Sr. Majestät vorstellt. 

Im Strafgesetzbuch (Ausg. von 1885) ist gedroht, im 
Art. 184. Für Verleitung zum Abfall vom christlichen Glauben — 

Verlust aller Rechte und Zwangsarbeit von 8—15 Jahren. 
Art. 187. Für Bekehrung Jemandes von der Rechtgläubigkeit zu 

einer anderen christlicheil Confesston oder Secte: Verlust aller besonderen 
Rechte und Verschickung nach Sibirien oder Arrestantencompagnien. 

Art. 185 u. 188. I n beiden Fällen werden die Abgefallene!: ihrer 
geistlichen Obrigkeit zur Bekehrung übergeben, bis dahin werden ihre Kinder 
ihnen genommen, ihr Vermögen unter Kuratel gestellt, im zweiten Falle 
nur das von Rechtgläubigen bewohnte Immobil und ihnen wird der Auf-
enthalt in demselben verboten. 

Art. 189. Wer in einer Predigt oder Schrift sich bestrebt, Recht-
gläubige zu einer anderen christliche!: Confesston oder Secte 311 bekehren, 
unterliegt das erste Mal dem Verlust einiger besonderen Rechte irnd Ein­
sperrung im Correctionshaus von 8—16 Monaten, das zweite Mal Festungs­
haft von 2—4 Jahren, das dritte Mal Verlust aller besonderen Rechte unt» 
Verschickung nach Sibirien. 

Wer auch nur in obigen Absichten Predigten und Schriften ver-
breitet: Correctionshaus von 4 bis 8 Monaten. 

Art. 190. Eltern (und Vormünder), welche nach den: Gesetz ver-
pflichtet sind, ihre Kinder in den Lehre,: der Rechtgläubigkeit zu erziehen, 
dieselben in einer anderen Confesston taufe,: und erziehen lassen: Gefängniß 
von 8 Monaten bis 1 Jahr 4 Monate. 

Die Kinder werde,: ihnen genommen und rechtgläubigen Verwandten 
oder Vormündern übergeben. 

Art. 191. Wer Jemand, der aus eigenen: Antriebe zur orthodoxen 
Kirche übertreten will, Hindernisse in den Weg legt: Gefängniß von 2 bis 
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4 Monaten bis Correctionshaus von 1 Fahl 4 Monaten mit Entziehung 

einiger Rechte. Ihrc Güter, in denen sich Orthodoxe finden, werden unter 

Vormundschaft gestellt. 

Art. 192. Wer darum weiß, daß seine Frau oder Kinder oder 

andere Personen, deren Beaufsichtigung und Curatel ihm dein Gesetze nach 

abliegen, beabsichtigen von der Rechtgläubigkeit abzufallen, sich jedoch nicht 

bestrebt, dieselben von diesem Vorhaben abzubringen, und durchaus keine 

der gesetzlich von ihm abhängenden Maßregeln ergreift, um die Ausführung 

desselben zu bindern: Arrest von 3 Tagen bis 3 Monate. Falls er selbst 

Rechtgläubiger, überdies Kirchenbuße. 
Art. 19:!. Geistliche fremder- christlicher Goiifeffioucn, welche wissentlich Rechtglllubissc 

zur Veichte, Comm»»io» oder letzte» kelling nach ihren Gebräuchen zulassen, unterliesseu bei», 
ersten Male — der Ämtssuspension anf die Dauer uon 6 Vlonaten bis zu einem Jahre; beiin 
zweiten Male — der Entziehung der geistlichen Würde. 7yür die unwissentliche Vornahme 
solcher Handlungen an einem Rechtgläubigen unterliegen sie einem strengen Verweise wegen 
der mit der Wichtigkeit ihres Amtes nicht vereinbare» Unachtsamkeit. 

Art. 194, l. Geistliche fremder christlicher Confessione», welche an Mieder der recht? 
gläubigen Kirche die Lonfirmatiou, die ssirnieluug oder ei»e andere heilige Handlung nach 
ihren «Gebräuchen vollziehen, »>elche die Aufnahme in den Verband einer andersgläubigen 
christlichen Confession bedeutet, oder an Kinder» rechtgläubigen Vekenntnisses die Taufe vor-
nehmen lassen, oder vornehmen, »»terliege» dafür: der Amtsentsetzung oder der Entziehnng 
der geistliche» Würde. 

Art. 194. Geistliche anderer christlicher Confefsionen, »'eiche überführt sind, Unniün-
digen orthodoxer Konfession tatechetischen Unterricht ertheilt, oder aber sich ihnen gegenüber 
den Zehren dieser Kirche zuwiderlaufender Einflüsterungen schuldig gemacht zu haben, wen» 
auch die Absicht, diese zu verkehre», nicht nachgenüesen ist, unterliegen: Zum erste» Mal der 
Tnspendirnng vom Amte auf I bis .'! Jahre, zum zweiten Male: Verlust der geistlichen Würde 
und Gefängniß von 8 bis 16 Älonaten. [2)er vorstehende Wortlaut der 3 letzte» Art. enthält 
ei»e Äbä»derung resp. Ergänzung der Ausg. v, I . 1885 auf Kruud eines am 17. April 189:! 
Allerh. best. Neichsr.-Gntachtens^. 

Art. 195. Geistliche anderer christlicher Confefsionen unterliegen für 
Aufnahme Andersgläubiger ohne besondere für jeden einzelnen Fall zu 
ertheilende Erlaubniß in ihre Confession das erste und zmeite Mal einem 
strengen Verweis, das dritte Mal Entferinmg vorn Amte auf 2 Jahre, 
das vierte Mal Ausschließung aus dein geistlichen Stande und Verlust der 
mit demselben verknüpften Rechte. 

Art. 157fi. Is t eine Mischehe mit einer Person orthodoxen Be-
kenntnisses vollzogen, bevor sie von einem orthodoxen Geistlichen eingesegnet 
worden, so unterliegen, wenn nicht eine förinliche Bescheinigung der zil-
ständigen geistlichen Obrigkeit vorliegt, daß nach dem Vorschriften der 
orientalische»^ Kirche durchaus keine Hiildernisse dieser Ehe entgegenstehell, 
Geistliche anderer Coirfessioin'N je nach den Umständen: entweder einer Geld­
buße bis 50 Rubel, oder der Suspension oder der Entfernung vom Amte. 

Ein Gesetz voin 14. Mai 1888 ermächtigt den Minister des Innern, 
in dringenden Fällen, wenn das Consistorium (d. h. das geistliche Gericht» 
leine rechtzeitige Verfügung über die Suspcndirung eines lutherischen 
Predigers treffe, beim Consistorium auf Euspendirung des Predigers vom 
Amte anzutragen Solche Anträge hat das Consistorirnn zu erfüllen." 

4* 
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De» vorstclicnd aufgeführten ArtiMit des Strafgesetzbliches fügen 
wir noch hinzu den Art. 1575, der lnehrfach im Verzeichniß der Pastoren-
prucesse i>l Fragc tommi. Lr lautet: Röinisch-Katllolische, Arinenisch-
Gregorianische liild Ariileilisch-Katholische Geistliche, sowie Prediger der 
protestantischeil Klaubenc'belelllltnisse, werde», wenn sie eine Ehe, welche 
dem Gesetze zufolge für ungiltig erklärt werden iunil, einsegnen, uerurtheilt, 
falls solches von ihnen ivissentlich geschehen: zuin Verluste der geistliche» 
Würde und zur Gefäilgllißliaft auf eine Zeit uon R Monntell bis zll 1 Fahn> 
lind 4 Monaten. 

Wenn sie sich alier nur eines durch das Zusammentreffen besonderer 
Umstände mehr oder minder zu entschuldigenden Versehens schuldig er-
wiesen; so unterliegen sie: das erste Mal, einein strengen Verweise; das 
zweite Mal aber der Entfernung vom Amte (Vergl. Art. 65, Pkt 4.) 

Falls sie wissentlich eine durch die Gesetze verbotene, wenngleich nicht 
als ungültig anzusehende, Ehe aus irgend welchen eigennützigen oder 
sonstigen Persönlichen Rücksichten einsegnen, so unterliegen sie: dem Verluste 
der geistlichen Würde; 

sind sie dagegell nur in ein den Umständen nach zu entschuldigendes 
Versehen geführt worden; so >uird ihnen das erste Mal blos ein strenger 
Verweis ertheilt; »niederholt sich aber ein derartiger Mangel an Achtsamkeit, 
so werden sie vom Amte entfernt mit dem Verbote, wiederum zu demselben 
angestellt zu werden. 

Ebendiesen Strafen und in Grundlage derselben Bestimmungen 
unterliegen auch diejenigen Geistlichen und Prediger etiler fremdell Eon-
fessioll, welche, obschon sie nicht selbst eine gesetzwidrige Ehe einsegneten, 
aber durch Zeugnisse, durch Aufgebote in der Kirche oder drn'ch irgend 
andere Amtshandlungen, einein andern Geistlichen oder Prediger Ver-
anlassung gegeben haben, die Trarnulg zu vollziehen. 

Der Art. 177 (es. Nr. (57 im Verzeichnist der Processe) lalltet: Wer 
das in: vorhergehelldell Artikel 17<! bezeichnete Verbrechen (Blasphemie 
in der Kirche, öffentlich oder vor einer Versailllnluirg) obwohl nicht 
öffentlich und nicht in zahlreicher Versammlung, dennoch aber in Gegenwart 
von Zeugen verübt hat in der Absicht, ihren Glauben zll erschüttern oder 
Aergerniß zu geben, wird uerurtheilt: zur Entziehung aller Standesrechte 
und zur Verweisung nach den entfernteren Gegenden Sibiriens zur An­
siedelung. 

Der Art. 182 P . 1 u. 2 (es. Nr. 141 im Verzeichnis; der Processe, 
lautet: Diejenigen, welche überführt worden, die Religion in höhnischer 
Weise verspottet zu haben, wodurch eine offenbare Nichtachtung für die 
Vorschriften oder Ceremonien der orthodoxen Kirche, oder überhaupt des 
Christenthums bekundet wird, werden uerurtheilt: Zur Gcfängnißhaft auf 
eine Zeit von 4 bis zu 8 Monaten. 

Wenn jedoch anerkannt werden lvird, daß der Schuldige nicht die 
Absicht hatte, Aergerniß zu geben und Nichtachtung für die Religion zu 
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beweisen, sondern dies aus Unverstand, Unwissenheit »da- Trunkenheit gethan, 
so wird er bestraft: mit Arrest auf eine Zcit von 3 Wochen vis zu 3 Monaten. 

Pün speciellen Gesetzeserlassen koinint ferner in Frage der Allerhöchste 
Befehl vom 27. ssuni 1894, dein zu Folge „in den in Liuland zu eiltet* 
„nrenden Sachen wegen Verantwortlichinachung lutherischer Prediger für 
Vollziehung von Aintöhnndlungen an Sljersonctt, ^ e a\§ ($xkä)m gelten, 
sich selbst jedoch für Lutheraner ansehen, alle Datei: über solche verbrecherische 
Handlungen vor Beginn formeller Verhandlungen dein Minister des Innern 
vorzustellen sind, von welchem es nach Übereinkunft mit dein Iustizminister 
und dein Oberprocurem der.^eiligen Synode abhängen wird, die weitere 
Verhandlung niederzuschlagen oder Anordnung zu treffen wegen Verfolgung 
solcher Sachen in festgesetzter Ordirung."^) 

(Endlich ist noch zu erwähnen das Allerhöchste Manifest vorn 14. 
November 1894. Nach Art. IV. P . 1 desselben sind alle Personen, welche 
dienstlichen Strafen unterliegen, die im Art. 65, P . 2—92) des Straf-
gcsetzbuches aufgeführt iverdcn, von Gericht und Strafe zu befreien. 

Aktenrelation einzelner Proeeffe. 
Die 3tunlniern bezichen sich auf das im Januarheft dieser Zeitschrift 

befindliche Proceß-Verzcichniß. Die mit einem * bezeichneten Fälle sind als 
typische anzusehen. 

54*. Pastor P a u l H a f f n e r zu Lemburg wurde zur Vor-
emtroortuncj gezogen und zu einjähriger Atlttsstlspension nerurtheilt, 
weil er den Batlern Cyrillus Vogel ant 22. März imb 18. October 
1892 zum Abendmahl zugelassen, nachdem er ihn vorher am I . M ä r z 
1892 mit der Lutheranerin Thrine Platun — ohne vorherige 
Trauung in der griechischen Kirche — getraut hatte. Nktenaus-

l) I n Folge dessen find seit dem September 1894 bezüglich derartiger 
Amtshandlungen von dein livl. Gouverneur durch das Conststoriuin behufs 
Vorstellung an das Miniftrnum des Innern, Erklärungen eingefordert von 
den Pastoreir: Walter-Riga (Paulskirche), Kuntzendorff-Fürgensburg, Hörschel-
inann-Fennern, Werbatlls (omer.>9ii.qa, Grosiberg-Itujelr, >vrügcr-WoImar, 
Reiuiann-Klein St.-^ohannis, u. Hirschheydt-Ubbenorin, Freyinann-Salis, 
Vehse-Hclmet, Lange-Sunzel, Älteyer-Allendorf. 

'-') P . 2. Entsetzrlng vom Amte (Remotion); 3) Abzug von der 
Dienstzeit; 4) Entfernung voin Anlte; 5) Versetzung von einem höheren zu 
einem geringeren Amte; ß) Mehr oder weniger strenger Verweis mit Ein-
tragung in die Dienstliste; 7) Abzug an der Besoldung; 8) Mehr oder 
weniger strenger Verweis ohne Eintragung in die Dienstliste; 9) Mehr oder 
weniger strenge Bemerkung. 
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weislich ist Vogel vom Pastor Haffner im Jahre 1883 consirmirt 
und von da ab unbeanstandet zwei Mal jährlich zum Abendmahl 
zugelassen worden. In seinen: Urlaubsbillet ist der Bauer Vogel 
nach seiner Beurlaubung als Soldal, als Lutheraner verzeichnet. 

68*. Der Pastor Eduard Kügler zu Rööp ist auf Grund 
des Art. 198 des Strafgesetzbuches zu sechsmonatlicher Suspension 
vom Amte deswegen verurtheilt worden, weil er den rechtgläubigen 
Jacob Kalmetz in den Jahren 1887 und 1888 zum Abendmahl 
zugelassen habe. Aus den Akten ergiebt sich, daß der Jacob Kalmetz, 
nachdem derselbe von Herrn Pastor Sengbusch im Jahre 1872 und 
1873 Zum Abendmahl zugelassen worden, von der zweiten Hälfte des 
Jahres 1873 ab bis zum Jahre 1887, also im Laufe von 14 Jahren 
zwei Mal jährlich unbeanstandet zum Abendmahl zugelassen worden 
war, also 28 Mal. 

90*. Der Kalzenausche Pastor Karl Theodor D 3 b n e r ist 
auf Grund der Art. 1575 und 193 des Strafgesetzbuches zur straf-
rechtlichen Verantiuortung gezogen und von zwei Instanzen zur Cassa-
tion der geistlichen Würde und zu einer Gefängnißhaft von 8 Monaten 
verurtheilt worden, iveil er den Boris Melis mit der Magdalena 
Lassis am 29. Januar 1889 lutherisch getraut und dadurch eine 
nichtige Ehe eingesegnet habe, sowie gleichzeitig dafür, daß er die 
genannten beiden Personen in den Jahren 1891 und 1892 zum 
Abendmahl zugelassen hatte. Aus den Akten ergiebt sich, daß Pastor 
Döbner die Ehegatten, welche beide als Rechtgläubige reclanürt 
wurden, im Jähre 1880 lutherisch consirmirt und von da ab unbe-
anstandet geistlich bedient hat. Boris Melis ist in seinem Soldaten-
urlaubs-Billet als Lutheraner verzeichnet worden. 

111. Pastor Eisenschmidt zu Dorpat (St. Petri). Im 
Jahre 1887 entdeckte die Polizei in Kronstadt, daß Kinder aus 
verschiedenen Mischehen zwischen in Kronstadt wohnhaften Personen 
griechischer und evangelisch - lutherischer Confession nach lutherischem 
Ritus getauft worden waren. I n der hierauf vorgenomn:e:ten 
Untersuchung stellte es sich heraus, daß die betr. Kinder von dein 
Küster der kronstädtischen euangelisch-lutherischen Kirche Luther in der 
Nothtaufe getauft und diese Taufe von dem Pastor Eisenschmidt zu 
Dorpat in das Taufregister der Petrikirche zu Dorpat eingetragen 
worden war, sowie daß Pastor Eisenschmidt in den für diese Kinder 
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ausgefertigten Taufscheüten nicht immer dessen, daß die Nothtanfc 
in .kronstadt vollzogen, Erwähnung gethan hatte. Nachdem darauf 
Zu Folge Allerhöchsten Vefehls vom 4. Septeinber 1889 die Crimi-
nalucrhandlung wider die betr. Eltern wegen Taufe ihrer minder 
nach lutherischen! :1lituo niedergeschlagen, ferner die Verfolgnng des 
Güsters Luther, nachdem derselbe sich 1690 nach Sibirien begeben, 
eingestellt worden, wurde die Anklage wider den Pastor Eisenschmidt 
wegen Beihilfe bei widergesetzlicher Taufe von mindern griechischer 
Eltern nach lutherischein Ritns ans Grund des Art. 198 und wegen 
Fälschung der Kirchenbücher und der von ihm ausgefertigten Tauf-
scheine ans Grund des Art. 1441 des Strafgesetzbuches erhoben. 
Das Bezirksgericht erkannte den Pastor Eisenschmidt der ihm zur 
Last gelegten Verbrechen für schuldig und uerurtheilte ihn am 
29. April 1891 auf Grund des Art. 1441 zum Verlust aller be-
sonderen, persönlichen und Standesrechte und zur Verbannung in's 
Gouvernement Tomsk, wodurch die ihn gemäß Art. 193 I. e. 
treffende Strafe der Amtssuspension auf 6 Monate absorbirt war. 
Der Petersburger Gerichtshof bestätigte dieses Urtheil am 31. Januar 
1892. Das Cassations - Departement des Dirigirendcn Senats hob 
das Urtheil des Gerichtshofs, soweit es auf den Art. 1441 l. c. 
gegründet war, auf und erklärte die Anwendung des erwähnten Art. 
1441 in vorliegendem Falle für ungerechtfertigt. An: 12. Oetober 
1893 wurde darauf Pastor Eisenschmidt vom Gerichtshof bezüglich 
des im Art. 1441 bedrohten Verbrechens freigesprochen, auf Grund 
des im Uebrigen rechtskräftig gewordenen Urtheils vom 31. Januar 
1892 aber gemäß Art. 193 auf 6 Monate suspendirt und zwar 
vom 6. Februar bis zum 6. August 1894. 

159''. Der Marienbnrgsche Pastor A u g u s t F r i e d r i c h 
B r e n n e r ist rechtskräftig auf Grund der Art. 193, 1575 und 
1576 des Strafgesetzbuches zum Verlust der geistlichen Würde und 
zur Gefäugnißhaft auf die Dauer vou 3 Monaten verurtheilt worden 
und zwar vornehnüich deswegen, weil er neben verschiedenen Trau-
nngen an sog. gemischten Paaren auch Trauungen an 2 Paaren 
vollzogen hat, bei denen beide Ehegatten als Orthodoxe von der 
griechischen Kirche reelamirt worden, nämlich der Bauer Iaeob 
Schigur unt der Anna Wein, getränt den 7. April 1885 und der 
Baner Iaan Stojasch mit der Marie Lahz, getränt am 17. Mai 
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1887. Aus den Akten ist ersichtlich, daß Stojasch vom Pastor 
Brenner am 12. Mai 1674, Jacob Schigur ebenfalls am 12. Mai 
1874 confirmirt waren und einige Jahre später auch die Anna 
Wein und die Marie Lahz. Alle 4 Ehegatten sind, nne ebenfalls 
aktenansweislich, von früher Jugend an in die lutherische Schule ge-
gangen, haben auch regelmäßig während des Verlaufes uon einem 
Jahrzehnt lutherisch das Abendmahl unbeanstandet empfangen. 

175*. Pastor E m i l W e g e n e r zu Eeck wurde zu zwei-
lnonatlicher Gefängnißhaft und zum Verlust der geistlichen Würde 
deswegen verurtheilt, weil er den Banern Kust Kasti mit der Anna 
Linno am 21. Februar 18«« getraut hatte und ferner am 6. März 
den Jahn Karin mit der Bäuerin Anna Kallas. Aus den Akten 
ergiebt sich, daß Pastor Wegeiler die besagten 4 Personen in den 
Jahren 1874, 1877 und 1878 confirmirt und von da ad ununter-
brachen und unbeanstandet jährlich zun: Abendmahl zugelassen hatte. 
Ebenso, daß dieselben Personen von frühester Kindheit an unter 
Aufsicht des Pastor Wegener die Schule besucht hatten und daß die-
selben von ihm auch stets für Lutheraner gehalten worden waren. 

122*. Pastor Gustav M a s i n g zu Neuhausen wurde auf 
Grund des Art. 198 des Strafgesetzbuches angeklagt und zu sechs-
lnonatlicher Suspension uom Amte verurtheilt, weil er in den Jahren 
1887 und 1888 den Johann Linas und seine Frau Maja Linas 
zum Abendmahl zugelassen hat. Aus den Akten ergiebt sich, daß 
der Johann und die Maja Linas bereits im Jahre 1870 zum ersten 
Mal sich das Abendmahl beim Herrn Pastor Masing heimlich 
arripirt hatten, in der Folge aber von demselben uom Jahre 1871 
ab 2 Mal jährlich, während 17 Jahren, unbeanstandet zum Abend-
mahl zugelassen worden waren. 

138*. Pastor G e o r g Koit zu Testama wurde vom Riga-
scheu Bezirksgericht auf Grund der Art. 193 und 1576 des Straf-
gesetzbuches zu sechsmonatlicher Amtssuspension verurtheilt, weil er 
an einer Reihe von Personen Amtshandlungen nach lutherischem 
M u s vorgenommen, welche von der griechischen Geistlichkeit als 
Orthodoxe reclamirt wurden, unter Anderem aber namentlich des-
wegen, lveil er den Bauern Roman Lauritz mit der Lutheranerin 
Anna Kjusel im Jahre 1887 getraut hatte, ohne vorherige Trauung 
dieser Personen in der griechischen Kirche. Aus den Akten ergiebt 
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sich, daß der Rmnan Launtz, welcher im Jahre 1887 von der 
griechischen Geistlichkeit als Orthodoxer reclaniirt wurde, seit 10 Jahren 
unbeanstandet offen als lutherischer Küster bei der Testmnaschcn 
Pfarre fnngirt hatte. 

162. Pastor G r i m m zu HerrnU war wegen Schmähung 
und Verspottung der griechischen Kirche, wegen Confinnation einer 
zur griechischen Kirche gehörigen Person und wegen Trauung zweier 
griechischer Gemeindeglieder mit Lntheranern, auf Grund der Art. 
178, 182, 187 und 1570 des Strafgesetzes in Anklage versetzt 
worden. Hlittels Urtheils umn 12. Juni 1890 erkannte das Rig. 
Bez.-Ger. den Pastor Grimm der in den Art. 182, 187 und 1576 
vorgesehenen Verbrechen, nämlich der Verspottung der griechischen 
Kirche, der Verführung zum Uebertritt von der griechischen zu einer 
andereil christlichen Confession und der Trauung einer griechischen 
Person mit einer zur evangelisch-lutherischen Kirche gehörigen Person, 
für schuldig und uerurtheiltc ihn zum Verlust aller besonderen 
persönlichen und Staudesrechte und Verschickung in's Permschc 
Goilvernenrent mit Internirilng aus 2 Jahre an einem Orte. I n 
Folge Protestes des Procureurs und der Appellation des Angeklagten 
entschied die St . Petersburger Palate im October 1.890 dahin, 
daß Pastor Grimm für Vcrspottnng der griechischen Kirche gemäß 
Art. 182 zu einer 6-nwnatlichcn Gefängnihhaft zu verurtheilcn, 
dagegen von dein im Art. 187 vorgesehenen Verbrechen der Ver; 
führuug zum Abfall von der griechischeil Confession, da in der von 
dem Pastor Grimm vollzogenen Confirmation einer griechisch getauften 
Person eine Verführung zun: Abfall von: Glauben nicht zu erkennen, 
und uou dem im Art. 1576 bedrohten Verbrechen der Trauung einer 
griechischen mit einer lutherischen Person freizusprechen sei, da dieser 
letztgenannte, Art. nur in Bezug auf Angehörige der griechischen 
Kirche Anwendung finden kann. Pastor Grimm habe 2 lutherische 
Gemeindeglieder mit griechisch getauften, darauf aber von ihn: 
lutherisch confirmirten Personen getraut. D a s Gesetz verbiete 
zwar den Abfa l l von der griechischen Kirche und den 
U e b e r t r i t t zur euang.-lutherischen Confession, rechne 
die von der griechischen Kirche Abgefallenen jedoch nicht 
zu Gliedern der griechischen Kirche («kr. Art. 40 und 41 
des Gesetzes über die Verhinderung und Verhütung von Verbrechen 
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und 188 des Strafgefttzbuchcs). Demzufolge habe Pastor Grimm 
bei der Trauung der von ihm früher consirmirten und darauf zur 
lutherischen Kirche übergetretenen Personen mit Lutheranern nicht 
Griechen, sondern Lutheraner, wenngleich dieselben zur Rückkehr zur 
griechischen Kirche verpflichtet seien, getraut, weshalb der Art. 157« 
hier nicht anwendbar nnd Pastor Grimm in diesem Falle nicht für 
schuldig zu erkennen sei. Die von dem Pastor Grimm an der betr. 
griechischen Person vorgenommene Confirmation sei unter den Art. 
198 zu subsumiren, Pastor Grimm jedoch wegen Verjährung von 
einer Veahnduug dafür freizusprechen. Mittels Entscheidung vom 
19. F e b r u a r 18 9 1 hat der Dirigirende Senat den Protest des 
Procureurs der St. Ptbg. Palate wider das obenangeführte Urtheil 
zurückgewiesen. Mittels Allerhöchsten Befehls wurde darnach die 
«,-tnonatliche Gefängnißstrafe in Verbannung aus deu Ostseenrovinzen 
umgewandelt. 

165. Der Pastor-Adjunct an der Walkschen Kirche, L e z i u s , 
war wegen Vollziehung der Trauung an zwei griechisch getauften 
Personen nach lutherischem M u s auf Grund des Art. 1575 für 
Vollziehung einer nichtigen Ehe in Anklage versetzt worden. Die 
betr. Personen waren schon früher lutherisch eonfirmirt worden nnd 
es hatten dem Pastor Lezius die resp. Confirmationsscheine bei der 
Trauung vorgelegen. Das Rig. Bez.-Ger. erkannte am 27. Septbr. 
1890 den Pastor Lezius schuldig, 2 Glieder der griechischen .Arche 
nach lutherischen: Ritus getraut zu haben und uerurtheilte ihn auf 
Grund des Art. 1575 für Vollziehung einer nichtigen Ehe zur 
Cassation und 2 Monaten Gefängniß. Nachdem in Folge Appellation 
seitens des Beklagten die St. Petersb. Palate am 1«. December 
1890 das Urtheil des Bez.-Ger. bestätigt hatte, entschied der 
Dirigirende Senat auf die Cassationsklage des Pastor Lezius am 
12. März 1 8 9 1 , daß, da der Abfall von der griechischen 
Konfession gesetzlich verboten sei und auch nicht der Ber-
j äh rung unterliege, der Uebertr i t t von der griechischen 
zu einer anderen Konfession einen gesetzlichen Zustand, 
also auch die Zugehörigkeit zu einer nichtgriechischen 
Kirche, nicht begründen könne, weshalb denn auch die 
griechische Kirche die von ihr Abgefallenen immer noch 
zu ihren Gliedern zähle. Wenn demzufolge die betr. von dem 
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Pastor Lezius getrauten Personen, trotz ihrer Confirmation nach 
lutherischem Ritus, gesetzlich nicht als in die euangelisch-luthcrische 
Konfession aufgenommen und zu ihr gehörig anerkannt werden können, 
sondern ihrer Geburt und Taufe uach als Griechen anzusehen sind, 
so durfte Pastor Lezius, da gesetzmäßige Trauungen zwischen Griechen 
untereinander oder mit Personen anderer christlichen Confcssionen 
gemäß Art. \, 25, 31 u. a. des I. Th. des X. Bandes des R.-G. 
und Art. 20 des Sta tuts der geistlichen lgriech.) Consistorien von 
einem griechischen Geistlichen vollzogen werden müssen, die betr. 
Personen nicht copulireu und erweist sich deshalb diese Ehe nicht 
nur als widergesetzlich, sondern auch als nichtig, weil hier die 
Trauung an gesetzlich zur griechischen Confession gehörigen Personen 
von einem lutherischen Geistlichen, dem das Gesetz direct die Vor-
nähme von Kopulationen griechischer Personen verbietet, vollzogen 
worden ist. Unter Feststellung dessen, daß auf Grundlage solcher 
Ausführungen die von dem Pastor Lezius uollzogeue Trauung sich 
nicht nur als widergesetzlich erweist, sondern überhaupt nicht die 
Bedeutung einer Eheschließung hat und deshalb nichtig ist, wies der 
Senat die Cassationsklage zurück und nnirde Pastor Lezüls gemäß 
rechtskräftig gewordenem Urtheil der Palate von dem Livländischen 
Consistorium am 20. April 1892 der geistlichen Würde entkleidet 
und darauf von der weltlichen Behörde einer zweimonatlichen Gefängniß-
haft unterzogen. (8. ist z. Z. Privatdocent in Greifswald.) 

B e r i c h t i g u n g . 
Die Daten, die uns behufs Zusamwenstellunss des Verzeichnisses der 

Pastorenprocesse (S . 3 t ff.) zur Verfügung gestellt wurden, haben sich leider 
nicht durchweg als fehlerfrei und vollständig erwiesen. Bei einer ?iach-
Prüfung im Archiv des Rigafcheir Bezirksgerichts unter Zuhilfenahme der 
Manualacten der Vertheidigung ist festgestellt nwrden, daß erstens 4 der 
im Verzeichnis? genannten Processe ganz fortzufallen haben, zwei tens '2b 
von uns nicht erwähnte Fälle dein Verzeichnis hinzuzufügen sind, so das; 
also im Ganzen nicht 178 sondern 199 Pastorenvrocesse innerhalb der 
Zeit vom Jahre 1884 bis zum Jahre 1894 inet, vorliegen. D r i t t e n s ist 
der Satz „delirt e eatologo pendentirnn :c." in 14 Fällen des Verzeichnisses 
zu streichen. Endlich sind v ie r tens 40 Fälle zu ergänzen resp, zurecht-
zustellen. 
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I. Aus dem Verzeichnis find auszuscheiden: 
5,9 (Marnitz), 97 (Weyrich), 127 (Paslack), 149 (Maurach juii.). 

H. Teni Verzeichnis, sind hinzuzufügen: 
(Aus der Zeit vor der Fustizreform) 

lüa. Schwartz zu Pölwe. Anklago-Art. 1570. Senatsentfch. 
vorn 27. Mai 1893: 4 Mon. Suspension. (Consumirt durch die sub 129 
erwähnte Strafe). 

41:». Sokolowski zu Feuuern, Anklage-Art. 1570. Senats-
Entfch. uoiu 20. Febr. 1892: 4 Mon. Suspension. (Consumirt dura) die 
sah 41 erwähnte Strafe). 

43H. Vogel zu Laudohn. Anklage-Art. 1570. Senatsentfch. 
von» 7. Juni 1889: 4 Mon. Suspension. Vollstreckung vom 7. Iuli 1889. 

47a. Schläger zu Schufen 7. Anklage-Art. 1576. Scnats-
Entsch. vom 14. Iuli 1889: 4 Mon. Suspension. Vollstreckring von» 
9. August 1889. 

(Aus der Zeit nach der äristizrefurin). 
78a. Meyer zu Allendorf. Anklage auf Grund des Art. 1441. 

Wegen mangelnder Begründung uorn. Bez.-Ger. niedergeschlagen. 
80a. Moltrecht zu Matthiae. Anklage-Art^ 193,' 1570. Telirt 

e ciit. pend. auf Grund des Gnadenmanifestec, vom 14. November 1894. 
83 a. Schlau zu S a l i s . Anklage-Art. Urtheil des Petersb. 

(Gerichtshofes, vom 19. October 1894: 1 Jahr Suspension. 
103a. Keußler zu SchwanellUrg 1 Anklage» aus Aninb de5 3li-t. 19«. 

. , _ ' rr , Dclirt e Cut. pend. auf N«und bec» 
103 b. derselbe ) Vnadenmanifches ». i4.Nou. 1884. 
103a. Sokolowski , Pnftor-Adjunct zu Schwaneburg. Anklage 

auf Grund der Art. 193 und 191 
109a Bosse zu Wohlfahrt . Anklage auf Grund des Art. 193. 
1091>. Walter zu Ermes 
1090. Derselbe 
l i l a . Eisenschmidt zu Torpn t 
1111». Derselbe 
l l l e . Derselbe 
119a. Wöhrmann , Pastor-Adjunct zu R a n g e 

Grund des Art. 193. 
123 a. Masing zu Neuhausen. Anklage auf Grund des Art. 193 

Delirt e eat. pend. (Gnadeunianifest vorn 14. November 1894). 
143a. Rädle in zn Torgel. Anklage auf Grund des Art. 194, l 

147a. Vehfe z11 tzelmet. Anklage 
ans Grund der Art. 193 und 157(i. 

151 a. Mickwitz znPill istfer. An-
klage auf Grund des Art. 157«. 

153a. Vloßfeldt zu Wolde. An-
klage auf Grund des Art. 193. 

Anllagen auf Wniiib dos Artikels 
1570. Telirt e cat. pend. auf 
ssrimd des ssnadenmanifestes vorn 

14. ^tonember 1534. 

Anklage auf 

Telirt ,? cataJa#o pendcntiuni, 
auf Orund des Gnadenmanifestes 

vom 14. November 1894. 



Die Kuländischen Pastorellprocesse. 138 

170a. Schläger 7. Anklage auf Grund des Art. 193. 
175a. Cnrlblom zu Gudmnnsbach. Anklage auf Grund des 

Art. 157(>. 
175h. Derselbe. Anklage-Art. 1575 und 1576. Urtheil des Vez.-

Ger. vom 6. Sept. 1890: Cassation und 2 Monate Gefäiugniß. 

III. I n dem Verzeichniß ist der Salz „Delirt e catalogo penslen-
tiuia :c." zu streichen, in den Fällen sab Nr.: 

48 (Bergmann), 50 (Walter), 55 (Haffner), 64 (Großberg ,̂ 69 (Kuglet, 
74 (Krüger), 78 (Meyer), 91 (Dsirne), 95 (Irbe), 99 (Weyrich), 104 (Kupffer), 
109 «Treu), 11« (Hesse), 133 'Stein,,. 

IV. Zu ergänzen refp. zurechtzustellen sind folgende Fälle: 
7. <u. Hirschlieydt, Anklage-Art. 193 und 157 6. 

12. (Bosse) Anklage-Art. 1570 und 193. 
25. (Anders) zu Versöhn statt ^audohn. Anklage-Art. 1575 

(statt 187). 
20. »Bernhardt» Anklaqe-Art. 1575. Senatsentscheidunss: Cassation 

und Gefängniß. 
28. «Brenner! Vollstreckung vom 13. Januar 1891. 
29. (Carbloin) Senatsentscheid. uom 2l. Jau. 1891: Cassation und 

8 Monate Gefängniß. Umwandlung der Strafe in Verbannung aus 
den ball Provinzen auf Allerh. Befehl uom 21. Febr. 1891. 

30. (Christian!) Cassation und 8 Monate Gefängniß. Cl,. lebt 
in Pleskau, bekleidet aber dort kein Amt. 

39. (Pobrt) Anklage-Art. 1570. Senatsentsch. vom 7. Fum 1889. 
Vollstreckung vom 7. I u l i 1889. 

42. (Sunte) Vollstreckung uom 28. Febr. 1892. 
44. (Vogel) Cassation und 8 Mon. Gefängniß. Unnvandlung 

dieser Strafe auf Allerhöchsten Befehl in Cassation und Verbannung 
aus Livland. (1891.» 

46. (Wegener) Anklage-Art. 1576. Vollstreckung uom 3. Fe-
bruar 1891. 

51 und 52. (Croon) Consuintion durch die sali 53 erwähnte Strafe. 
61. (Baer) das Urtheil des Vez.-Ger. ist uom Petersb. Gerichts--

Hof am 13. xian. 1895 bestätigt worden. 
62. (Großberg) das Urtheil des Bez.-Ger. ist uom Petersburger-

Gerichtshof am 19. Nov. 1893 bestätigt worden. 
63. (Großberg) Urtheil des Petersburger Gerichtshofs uom 

13. Jan. 1895: Freisprechung. 
65. (u. Hirschheydt) das Urtheil des Vez.-Ger. ist vom Petersb. 

Gerichtshof am 26. Nou. 1893 bestätigt worden. 
72. (Mgier) vom Vez.-Ger. am 19. Nov. 1894 auf Grund 

des Gnadeinnanifestes vom 14. Nou. 1894 e catalogo penden-
tium delirt. 
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75. (Meyer) Anklage nur auf Grund dco Art. 1576 (nicht 193). 
70. (Meyer) Anklage-Art. 1575 (statt 193,1575und 1576)Urtheil 

des Bez.-Ger.: Cassation und 3 <statt 4) Monate Gefängniß. Von dom 
Petersburger Gericktsbof am 24. Sept. 1893 und vom Senat nni 
25. Nou. 1894 bestätigt. 

83. (Schlau) Urtheil des Bez.-Ger. uonl 19. Wai 1893 (statt 
24. Bett): 8 Monate ('statt 1 Fahr) Suspension. 

103. (Keußler) Anklage auf Grund der Art. 193, 1575 und 157(i. 
Der Satz „Delirt JC." bat fortzufallen. 

109. (Treu) Anklage blos ans Grund des Art. 194, K 
111. (Eisenschmidt) zu 0 Mon. Suspension verurtheill auf Grund 

des Art. 193 (nicht 1441). 
123. (Masing) Urtheil dec> Gerichtshofs uom 18. Februar 1892. 
120. (Paslack» uom Bez.-Ger. auf Grund des Gnaden mani-

festes uom 14. Nov. 1894 e catalogo pondeiitiuin delirt. 
130. (Sperrlingk) Anklage-Art. 1575 »nicht 1570) Urtheil des 

Bez.-Ger.: Cassation (nicjjt Remotion». 
130 und 137. «Girgensohn) Consumtion in beiden Fä l len 

durch die sull 135 ermähnte Strafe . 
142, (Rädlein) Urtheil des Bez.-Ger. uom Petersb . Gerichtshof 

am 2. Oct. 1891 bestätigt. Vollstreckung vom 20. Nov. 1892. 
143 (Rädlein) durch die «ab 142 ermähnte S t r a f e consumirt 
144 (Vehse, Bestätigung des Gerichtshofs vom 20. N o -

uember 1893. 
155. (Baron Nolcken) Cassation und 2 Monate Gefängniß. 
157. (Bergmann) Urtheil des Bez.-Ger. vom 9. März 1894: 

7 Monate Suspension (nicht Remotion). 
158. (Brenner) Vollstreckung vom 13. F u n ! 1893. 
100. (Maurach86n.)Urtheild.Bez.-Ger.: Remotion (nichtCassation). 
109. (Pohrt) Vollstreckung vom 2. I u l i 1892. 
175. Wegener) Anklage-Art. 1575 und 1570. Urtheil des 

Bez.-Ger. uom 0. Sept . 1890: Cassation und 2 Mon. Gefängniß. 
170. Brandt ist z. Z. Pastor zu Weimar (Gouv. Samara). 
178. Pohrt ist z. Z. Pastor zu Uetersen bei Lübeck. 

D r u c k f e h l e r : 

1. lies Lennemarden statt Lennewaden. 
4, 39, 109, 178. lies Pohrt statt Porth. 
20. lies Bernhardt statt Bernhard. 
124 und 171 lies Sokolowski statt Sokolowski). 



An finnisches Volkslied auf Die w i e m g 3tM's 
(im J a h r e 1621> 

Mitgetheilt von Friedrich v. Keußler. 

U 
W i e Finnen besitzen bekanntlich eine sehr alte, nngewöhiüich reiche 
?M und schöne nationale Poesie, aber nur Wenigen dürfte es be-
kaant sein, daß die Er innerang an ein dem siebenzehnten Jahrhunder t 
aagehörendcs bedentsmnes Ereigniß ans der Geschichte der liv-
ländischen Hauptstadt in einem finnischen Volksliede sich erhalten 
(jeti n'elches als „Ba l l ade" seit geramner Zeit, in deutscher Ueber-
setzung uon H e r m a n n P a u l , veröffentlicht worden ist in dessen 
Sammlung „Kanteletar. Die Volkslyrik der F i n n e n " r ) . Dieses 
Gedicht ist vielleicht das einzige, dessen Stoff sich zeitlich genau 
firiren läßt : D i e Handlung spielt im J a h r e 1 6 2 1 . Schwedens 
„Feinde" sind die Polen , und a ls Eroberer R i g a ' s erscheint hier 
nicht der große König Gustav Adolf, sondern ein „He ld" aus dessen 
Begleitung, der sowohl als Eroberer Inge rmann lands , wie um seiner 
kühnen Kriegszüge nullen bis tief in das Centrmn des russischen 
Reiches eine dem sinnischen Volke näherstehende Persönlichkeit gewesen 
sein wird: J a c o b d e l a G a r d i e , (geboren 1 5 8 3 , gestorben 
1650) , welchem hier auch der Vorname des Va te r s „ P o n t u s " 
beigefügt ist2). 

1) üelsingfors 1882, S . 251 f. Nach S . VI daselbst ist „Kanteletar" 
eine tzerleitnnss von Knntola, dem Nationalinstrument der Finnen, und 
würde als Personifieation die Gesangesgöttin Srloinis (Finlüands) bezeichnen. 

2) Siehe Johannes Lossius, Die Urkunden des Grafen de la Gardie, 
in der Universitätsbibliothek zu Dorpat, namentlich die Einleitung — Dorpnt 
1882. Vergl. Venj. Cordt, Zur Geschichte des Adelsgeschlechts und Familien-
archivs der Grafen de la Gardie, Dorpat 1892 (Sonderabdruck ano den 
Sitzungsberichten der Gelehrten estnischen Gesellschaft!. 
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Zur Orientirung über die geschilderten Vorgänge sei u. ct. auf 
„Bodeckers Chronik livländischer und Rigascher Ereignisse 1593 bis 
1638", herausgegeben uon Leonh. Napiersky <Riga 1890), hin-
gewiesen, wo es gleich zu Beginn des Berichtes über die Belagerung 
der Stadt S . 70 heißt: „Den 9. ditto [d. li. Augusti 1621] 
ist Gustavus Adolplius König in Schweden mit seinem Herrn 
Bruder Carolo Philip imnd mit dem Feld therm Jacobo de Ja 
Gardie mit anderm Volck und Reuter von der Pernaw bei 
den Mühlgraben ins Lager angekommen." 

Das volkstümliche Lied lautet: 

Lange drohteu schoa die Feiude, 
Schaarteu sich die loisben Horden, 
Schweden's Länder zu verheeren. 
Zu zerstören und zu morden; 
Könige und Volk zu tobten, 
Bürgermeister, Rath und Sä^reiber, 
Priester, Bauern und Soldaten, 
Ja die Kindel- selbst und Weiber. 

Da erhob sich Jacob Pontus, 
Wiborg's Schutz, der mächt'ge Führer, 
Ordnete die stolzen Schiffe, 
Wie das Hühnchen seine Eier. 
Masten drängten sich an Masten, 
Dichter, als im Wald die Tannen, 
Und beim ersteil günst'gen Winde 
Ließ er flink die Segel spannen; 
Fuhr hinaus, den Feind zu strafen. 
Steuerte uach Rigas Hafen. 

Und der mächt'ige Jacob Pontus 
Schickte Boten in die Festung, 
Ließ durch Schrift und Briefe fragen: 
Habt ihr Bier genug im Städtchen, 
Mets) für meine Kriegskamraden? 
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„Bier ist reichlich hier zu finden, 
Meth für deine >iriegsgesellen; 
Laß sie aus dem Rinnstein trinken 
I n den Kuh- und Pferdeställen!" 

Und der nuicht'ge Iaeob Pontuo 
Ließ es Blei in Riga hageln. 
Ließ die Kugeln niederschlagen. 

Sieh, da kam der Feind, der stolze. 
Nahte weinend sich den: Sieger, 
Neigte sich und sprach in Demuth: 
„Jacob Pontus, großer Krieger! 
Zieh in Frieden ein in Riga, 
Laß uns allen Streit vergessen; 
Sollst DOM besten Biere trinken 
Und vom besten Honig essen; 
Alles wird Dir gern gegeben. 
Laß uns allen nur das Leben!" 

Vallifche Monalsschvist. Ad. VI IU. . Hest 2 5 



M W e Lllltchollllenz. 

W a s Jahr 1895 verspricht ein Jahr großer Ueberraschungen zu 
M werden; kaum ist seine Schwelle überschritten, so uollzieht sich 
in Frankreich ein überraschender Umschwung unerwartetster Art. 
Noch hat sich die Aufregung über den „Verräther" Dreyfus, trotz 
dessen harter Verurthcilung, nicht gelegt, noch treten immer wieder 
versteckte Angriffe auf dm deutschen Militärbeuollmächtigtcn nnd die 
deutsche Botschaft, trotz aller kategorischen Erklärungen des Grafen 
Münster gegen jede uon der Presse immer wieder angedentete Ver-
bindung des Hauptmannes Dreyfus mit der deutschen Votschaft 
heruor, da tritt plötzlich am 14. Januar der Sturz des Ministeriums 
Dupuy ein. Der Rücktritt eines Ministerinms ist in Frankreich 
nichts Besonderes und da Dupuy schon seit einen: halben Jahre an 
der Spitze der Negierung stand, auch schon mehrfach Neigung ge-
zeigt hatte, sich seines Amts zu entledigen, so. konnte sein Fall kein 
besonderes Aufsehen erregen, wohl aber die Umstände, unter denen 
er eintrat. Da geschah nun plötzlich das Unerwartete: über Nacht 
trat an die Stelle der Vlinisterkrisis eine Präsidentenkrisis, Casimir 
Perler erklärte am 15. in einem nwtiuirten Schreiben der Kammer 
und dem Senat seinen Rücktritt von dem hohen Amte, das ihm vor 
6 Monaten erst übertragen worden war. Wie ein Blitz aus heiterm 
Himmel überraschte die Demission des Präsidenten alle Welt und 
das ebeir gestürzte Ministerium nrnhte nun bis zur Wahl eines neuen 
Staatsoberhauptes die Regierung weiterführen. Als Kandidaten für 
die Würde eines Präsidenten der französischen Repnblik schienen nur 
zwei Mälurer ernstlich in Frage zu kommen: der radikale Kamnier-
präsident Brisson und der Opportunist Waldcck-Ronssean, der Freund 
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und begeisterte Anhänger Gambetta's. Doch die Wahl nahm dieses 
Mal einen ebenso nnerwartetcn Ausgang wie 1887 bei der Eiche-
bung Carnot's anf den Präsidentenstuhl; wie damals Iales Ferry 
gegen den wenig bedeutenden Carnot unterlag, so erging es dieses 
Mal Brisson. Der Kongreß wählte am 17. Januar mit 435 von 
794 Stimmen im zweiten Wahlgange, also mit absoluter Majorität, 
den Marineminister in: Kabinet Dupuy, Felix Faure, zum Präsidenten 
der Republik. Dieses Resultat wurde uon den Socialisten und 
Radikalen mit heftiger Erbitterung und wildem Lärm begrüßt. So 
hat denn Frankreich wieder ein Oberhaupt. Dieses ist kurz zusammen-
gefaßt, der Verlauf der überraschenden Krisis in Frankreich; es 
verlohnt sich aber wohl den inneren Zusammenhang und die Beden-
tnng dieser Ereignisse näher ins Auge zu fassen. 

Fragt man zunächst, welches die eigentlich bewegende Kraft 
bei diesem Regierungswechsel gewesen ist, welche Partei die eigentliche 
Siegerin ist, so kann die Antwort darauf nicht zweifelhaft sein: die 
Socialisten, mit vollem Rechte rühmen sie sich, den Sturz Casinür 
Perier's herbeigeführt zu haben. Sie bilden in der Kanuner nur 
eine kleine Minderheit, aber dnrch ihr agitatorisches Treiben, ihr 
rücksichtsloses Vorgehen, ihre leidenschaftlichen Angriffe, ihre schonungs-
lose Sprache, die wilde Heftigkeit ihres Auftretens erringen sie immer 
neue Erfolge und reißen einen Theil der Kannner nur allzu häufig 
zu unüberlegten und bedenklichen Beschlüssen mit sich fort. Sie sind 
eine zielbewußte, keiue Rücksichten kennende Partei, wie einst die 
Bergpartei im Nationalkonuent, und beweisen wieder einmal, welche 
Macht in einen: energischen, auf ein bcstinnntes Ziel gerichteten 
Handeln liegt. Das im Grande doch unnatürliche Bündniß zwischen 
den Ralliirten, d. h. den zur Republik bekehrten Monarchisten, den 
Opportnnisten und Radikalen, vermag auf die Dauer ihnen gegen-
über nicht Stand zu halten; immer wieder neigen sich die Radikalen 
auf die Seite der Socialisten. Was aber den Angriffen dieser die 
Stärke giebt und zugleich die Widerstandskraft der gemäßigten 
Republikaner lähmt, ist die dnrch die Panamaskandale enthüllte 
furchtbare Corruption der angesehensten parlamentarischen Kreise und 
ihrer Führer. An den schmählichen finanziellen Manipnlatianen und 
Operationen der Reinach, Herz, Arton und wie sie alle heißen, wie 
an der Ausbeutung des Staates durch die von diesen und andern 

5* 
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gleich strnpcl und gewissenlosen ©ye sii (ernten qcgrülidcten und o/= 
leiteteir Gesellschaften, haben sich aftiv oder passiv so viele NegierungQ-
männer, Minister wie Parlanrentarier betheiligt, daß die Furcht uor 
neuen Enthüllungen und iveiterer Coinpronüttirung angesehener 
Politiker, einen großen Theil der Depntirten ängstigt und ein-
schüchtert. Das wissen die Socialisten in der .Slammer sehr genarl 
und benutzen diese Lage der Dinge zu immer neuen Angriffen auf 
die Personen nicht nur, sondern auf die herrschende, bürgerliche Ge-
scllschaft überhaupt. Die Republikaner aber. Gemäßigte wie Radikale, 
wagen es in: Gefühle der auf ihnen lastenden Vergangenheit nicht, 
ihnen mit der Entschiedenheit uorwurfsfreien politischen Lebens ent-
gegenzutreteil und die ohnehin nicht sehr zahlreichen Monarchisten 
sehen mit Schadenfreude die bedrängte Lage der Republikaner und 
stinunen oft, nur die ))iepublik zu schädigen, mit der äußersten Linken. 
To rückt der Schwerpunkt der parlamentarischen Entscheidung immer 
mehr nach links und da die Regierung aus der .'.ianuner hervorgeht, 
gelangt die Leituug des Staates in immer radikalere Hände. Es 
ist ein jammervolles Schauspiel, wie einer nach dem andern von den 
früHeren Ministern, Staatsmännern und Parlamentarierir als an 
betrügerischen finanziellen Unternehmungen ans Kosten des Staates 
betheiligt, oder durch große Geldsummen zur Connivenz gegen sie 
bestochen, enthüllt und abgethan irnrd. Und jedes Mal schreien die 
Socialisten in der Kammer und noch lauter in ihrer Presse, wild 
triunvphirend: „Seht, das ist die kapitalistische Gesellschaft, das sind 
ihre Vertreter, Spitzbnben, Staatsausbeuter, Räuber und Blut-
aussauger des Volks!" Ruch bei dem Sturze des Ministeriums 
Dupuy spielte die, zwei Eisenbahilgesellschaften, der des Südens 
und der von Orleans, gewährte Staatsgarantie eine entscheidende 
Rolle. Und wieder wurde gegen einen früheren Minister von der 
äußersten Linken nicht unbegründete Anklage erhoben. Es handelte 
sich um die Frage, ob die Garantie des Staates mit dem Jahre 
1914 ihr Ende erreiche, oder, wie die Gesellschaften behaupteten, bis 
zum Jahre IN60 fortdauere. Das Ministerium, insbesondere der 
Verkehrsminister Barthou, wollte von den: Letzteren nichts wissen 
und brachte die Sache zur Entscheidung an den Staatsrath irnd 
dieser hat entschieden, daß nach dem Wortlaut des Vertrages die 
Gesellschaften 'mit ihren Forderungen im Recht seien; das bedeutet 
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für ben Staat eine Gesammtsumme von 1̂ /2 Milliarden Francs. 
In Folge dieser Entscheidung legte, Barthou sein Amt nieder und 
die Mmmer beschloß auf Antrag des Socialisten Millerand eine 
Untersuchung gegen die bei dein Abschluß jener unglücklichen Visen̂  
bahnverträge betheiligten Staatsbeamten, insbesondere gegen den 
damaligen Verkehrsminister und jetzigen Deputirten Tauid Naynal. 
Dieser, ein Jude, steht in naher Beziehung zu Casimir Perier und 
war Minister des Inneren in des letztern .ttabiitet. Naynal trug 
große Znucrsicht zur Schau und stimmte selbst für den Antrag 
Hlillerand, da die Untersuchung seine Unschuld klar ans Licht stellen 
werde, doch ist schon jetzt nachgewiesen, daß er 1883 als VerkchrQ-
»ünister sich bei der Frage nach der Dauer der Staatsgarantie in 
ein tiefes, kaum absichtsloses Schweigen gehüllt hat; wahrscheinlich 
wird er also wohl auch bald wie Floquet, Rouuier, Freyeinet, Cle-
menceau und viele andere mit einem Makel von der politischen 
Bühne uerschiuinden. Der Ministerpräsident Dupuy bezeichnete Mille-
rands Antrag als einen Eingriff in die Exekutive und Justiz und 
erklärte die Demission des Cabinets als derselbe dennoch angenommen 
wurde. Die Ansicht einiger Pariser Blättter, daß das Vorgehen 
der Socialisten gegen ^taynal seine eigentliche Spitze gegen Perier, 
ben Freund des Angeschuldigten, gerichtet habe, ist sehr wahrscheinlich. 
Des Präsidenten Perier Lage war jetzt in der That eine schwierige. 
Da das Cabinet Dupuy wesentlich durch die Socialisten und 3tadi-
kalen gestützt war, so hätte er das neue Ministerium aus lauter 
Radikalen bilden müßen; die Socialisten konnten selbstuerstäirdlich 
nicht in Betracht kommen. Dagegen sträubte sich der gemäßigt 
republikanische Sinn des Präsidenten aufs Aeußerstc. Vermochte er 
diese einfachste, den Staatswagen allerdings immer weiter auf der 
abschüssigen Bahn nach links führende Lösung nicht zu acceptiren, so 
blieb ihm noch ein Mittel: er konnte sich der Zustimmung des Senats 
uersichern und zur Kammerauflösung schreiten. Es wäre dies unter 
den gegebenen Verhältnissen allerdings ein gewagtes Experiment 
gewesen, aber ein entschlossener Staatsnmnn mußte diesen Versuch 
wagen, wenn er keine radikale Regierung wollte. Statt dessen that 
Casimier Perier das Unerwartetste, und man kann nicht anders sagen. 
Falscheste: er legte sein Amt nieder 'und begründete diesen Schritt 
mit einer halb wehmüthigen, halb zornigen Erklärung,, in der er die 
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Angriffe der Socialisten auf alle bestehenden Ordnungen und auf ihn 
selbst slnuie ihre fortwährenden Versuche zu Eingriffen in die Ber-
waltung und Justiz anklagt und sich bitter über die Lässigkeit, Zcr-
fahrenheit und Gleichgültigkeit feiner Anhänger in der Kammer be-
schmeil. So wahr das alles ist, das ganze Schreiben macht doch 
mehr den Eindruck eines, in seinen Gefühlen verletzten Privatmannes, 
als es der Ausdruck der Gesinnungen eines selbstbewußten Staats-
mannes ist. Es ist ja richtig, die socialistische Presse hat von Anfang 
seiner Präsidentschaft an Casimir Pcrier unablässig in aller nur er-
denklichcn Weise angegriffen, ihn mit den gehässigsten Schmähungen 
überschüttet, die Bevölkerung in der raffinirtesten Weise gegen ihn 
und seine Reichthümer aufzuhetzen gesucht, die giftigsten Pfeile der 
Verlänmdung auch gegen seine Vorfahren und seine Familie gerichtet, 
kurz unablässig alle Mittel perfider Bosheit und schrankenlosen Hasses 
aufgeboten, um ihn verhaßt, lächerlich und verächtlich zu machen. 
Die vereinzelt gegen die Blätter solcher Art erhobenen Anklagen haben 
meist zur Freisprechung durch die Geschworenen, nur iu wenigen 
Fällen zur Verurteilung der Schuldigen geführt. Es gelang den 
ewigen Hetzereien nnd Wühlereien zuletzt doch in der Pariser niederen 
Bevölkerung eine dem Präsidenten abgeneigte Stimmung hervorzu-
rufen, es verbreiteten sich sogar Gerüchte, die Socialisten hätten die 
Absicht, Periers Tochter bei ihrer Rückkehr aus der Schule zu ent-
führen, um die Begnadiguug verurtheilter Genossen zu erzwingen. Es 
ist begreiflich, daß alles dieses Perier, der sich seines Patriotismus, 
seines redlichen Willens, seiner aufrichtig republikanischen Gesinnung, 
seiner vollständigen Integrität bewußt war, tief kränken und bitter 
verletzen mußte. Aber solche Angriffe und Verläumdungen mußte er 
voraussehen, als er die Würde eines Präsidenten übernahm; wie 
war Jules Ferry, einer der am meisten um die Republik verdienten 
Männer, von der öffentlichen Meinung und der Presse mißhandelt 
worden! Und hatte nicht Carnot vielfach Aehnliches zu erdulden, war 
nicht Grevn Zuletzt mit Hohn und Spott zur Niederlegung seines 
Amtes genöthigt worden? Das sind nun einmal die politischen Sitten 
in einer demokratische Republik, iu ihr ist jeder öffentliche Charakter, 
jeder Staatsmann solchen Schmähungen und Verunglimpfungen, 
solchen persönlichen Angriffen durch die Gegner ausgesetzt; wer da 
eine öffentliche Rolle spielen, eine hervorragende Stellung einnehmen 
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will, muß dagegen sich eine Elephantenhaut anlegen, an der alle 
Pfeile der Verlänmdnng spnrlos abprallen. Eine solche harte Haut 
hat Perier trotz seiner langjährigen politischen Thätigkeit nicht, wie 
sich jetzt zeigt, überhaupt ist er nicht der Mann, für den ihn bei 
seiner Wahl nicht blos die große Vtasse, sondern auch seiue Frcuude 
gehalten haben. Er ist eine jener im Leben nicht selten begegnender 
Natnren, deren äußeres Wesen Energie und rauhe Willenskraft zu 
bekunden scheint, die aber in Wirklichkeit leicht bestimmbar sind und 
nou Gemüthsanfwallungen und äußeren Einflüßen sich beherrschen 
lassen. Er ist iuohl ein Mam von leidenschaftlichern, rasch aufwallen­
dem Temperament, von lebhaftem und feinem Empfinden, aber kein 
energischer Charakter. Daraus erklärt sich der Einfluß der Frauen 
auf ihn: seine Mutter hat ihn zur Annahme der Präsidentenivürde 
bestimmt und seine Gattin hat jetzt, wie verlautet, seinen Entschluß 
zurückzutreten, stark beeinflußt. Wäre er eine thatkräftige Person-
lichkeit, so würde er wenigstens versucht haben, die Zustimmung des 
Senats zur Auflösung der Kammer zu erlangen; nnßlang ihn: das 
oder fielen die Wahlen nngünstig gegen ihn aus, dann konnte er mit 
guten: Gewissen sein An:t niederlegen. Jetzt aber ist sein Zurück-
weichen, sein Preisgeben des Staatsschiffes an die Stürme und 
Wogen nichts anderes als Fahnenflucht, Desertion, wie es die Pariser-
Presse in ihrer großen Mehrzahl bezeichnet, und die Frage ist be-
rechtigt: warum übernahm Perier das Auu, wenn er nicht Kraft 
und Muth in sich fühlte, den Stürmen zu trotzen? Er ist, wie sich 
jetzt erweist, doch nur eiu Alltagspolitiker von ehrenhafter Gesinnung, 
aber von: Staatsmann ist nichts in ihm, dazu fehlt es ihn: ebenso 
vollständig an Menschenkenntniß und Initiative, wie an den: noth-
wendigen Wagemuth; er scheidet nou der politischen Bühne, wie ein 
schlechter Schauspieler, der ohne seine Rolle zu Ende zu führeu, ab-
tritt. Wie anders hätte in: vorliegenden Falle sein stolzer Groß-
vater gehandelt, der Aufruhr und Opposition mit eiserner Faust 
uicderschlug! Noch näher liegt ein anderer Vergleich. Wie völlig 
verschieden hat Crispi gegenüber den:, anf ihn eindringenden parla-
n:cntarifchen Sturm, dem Vündniß seiner Gegner von rechts und 
links gegenüber gehandelt! Er hat allen Angrissen die Stirn geboten, 
hat allen Schmähungen ilnd Drohungen, die jedenfalls mehr Anhalts-
punkte, wenn auch nicht Begründung hatten als die gegen Perier 
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gerichteten Verunglimpfungen unerschüttert Stand gehalten und wird 
sich, wie es begründeten Anschein hat, schließlich doch in seiner 
Stellung behaupten; denn das Glück wie die Stimmung des Voltes 
wendet sich schließlich doch dem Tapfern und Muthigen zu. Aber 
Crispi verhält sich auch zu Perier, wie ein wirklicher zielbewußter 
Staatsmann zum politischen Dilettanten. Als ein politisch todter 
Mann verläßt Casimir Perier das Elysse, von Freunden und Feinden 
gleichmäßig mit Vorwürfen und Anklagen überschüttet. Die Ersten 
sind dazu freilich nicht im Geringsten berechtigt, denn sie haben durch 
ihre Lauheit und Gleichgiiltigkeit an: meisten zum Entschluß ihres 
früheren Führers beigetragen. Die Gefahr, daß durch Brissous 
Wahl der reine Radikalismus die Herrschaft über Frankreich gewinne, 
ist noch einmal beseitigt worden. Brisson, der Aristides der Republik, 
wie ihn seine Freunde nennen, der abstrakte Doktrinär, erinnert leb­
haft an Robespierre; ein selbstbewußter Charakter von strenger Un-
bescholtenheit, extrem demokratischen Theorien huldigend, noll Würde 
und unerschütterlich von der Richtigkeit seiner Ideen überzeugt, ist er 
das Muster jener radikalen Politiker, die im Besitze der Macht rück-
sichtslos das, luas sie für richtig halten, durchführen, mag auch Staat 
und Gesellschaft dabei ins Verderben gerathen. Felix Faure, der neue, 
Präsident war gewiß vor seiner Erhebung den ineisten Franzosen 
selbst den: Reimen nach rmbekannt. Mit ihn: gelangt ein eigentlicher 
Plebejer an die Spitze des frmlzösischen Staats , vom Gerberlehrling 
und Schreiber hat er sich durch Arbeit, Thatkraft und praktische 
Klugheit zum reichen Schiffsrheder in Havre einporgeschnnmgen. 
Politisch ist der neue Präsident bisher kaum hervorgetreten, er war 
Opportunist und hat Zuletzt mehr der Linken des Abgeordnetenhauses 
angehört. Die Schwierigkeit der Lage hat er sogleich zur Genüge 
kennen gelernt, indem es ihm trotz aller Bemühungen nicht gelungen 
ist, den radikalen früheren Minister Leon Bourgeois zur Bilduug 
eines neuen Kabinets zu bewegen. Wie der Telegraph soeben meldet, 
ist nun der ftühere Minister Ribot mit dieser Aufgabe betraut 
luorden; ob es ihm gelingen wird, sie befriedigend zu lösen, werden 
die nächsten Tage zeigen. Seine erste Aeußerung nach der Wahl 
ivar nichts weniger, als staatsmännisch und wohlüberlegt; er erklärte, 
er gehöre fortan keiner Partei an und wolle als Schiedsrichter über 
allen stehen. Mit solchen Phrasen wird er die Socialisten, die ihn 
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vom ersten Augenblick an mit ihrem Haß «erfolgen, gewiß nicht ge-
n'innen, es siitne gerade darauf an, fest und entschlossen die gemäßigten 
Elemente unter den Republikanern nm sich zu schaaren zum Kampf 
gegen die Parteien des Umsturzes. Faure ist gewiß ein vortrefflicher 
Geschäftsmann, ein tüchtiger Administrator, aber diese Eigenschaften 
sind nicht genügend, um die gegemuärtige, ganz unfähige Kannner 
zu beeinflussen und dein Vordringen des extremen )tadikalismus und 
Socialismus feste Schranken zu setzen. Freilich würde auch ein großer 
Staatsmann ohne Aenderung der Verfassung keine geordneten und 
gedeihlichen Znstände in der französischen Republik herzustellen ucr-
mögen. Wenn in deutschen Blättern immer wieder über die in dem 
französischem Parlamente herrschende Corrnption, die brntale Selbst-
sucht, das Strebcrthmn und die den größten Theil der Deputirten 
beherrschende Neigung sich ans Kosten des Staats zu bereichern, ge-
niehklagt und moralische Entrüstung kundgethan wird, so müssen wir 
unser Erstaunen über diese Naivetät aussprechen. Das sind eben 
Dinge, die unt einer demokratischen Republik1 nothwendig zusammen-
hängen und sich überall fiuden, wo diese Staatsform herrscht, man 
denke nur an Nordamerika; der Fehler liegt in der Staatsforin 
selbst und die von ihr unzertrennlichen Mißbrauche werden, wenn sie 
für einen Augenblick zurückgedräugt sind, doch innner von Neuen: 
auftauchend Frankreich ist ein lehrreicher Beweis dafür, daß die 
Republik für große Länder und mächtige Völker unseres Welttheils 
nicht paßt, am wenigsten in ihrer rein demokratischen Gestalt. Für-
kleine Ländergebiete, wenig zahlreiche Menschengemeinschaften mag 
sie angemessen sein, aber auch nur für diese, für große Reiche war 
die Republik stets nur in der Form der Aristokratie lebensfähig und 
lebenskräftig, so in Rom, so in Venedig. Doch die Aristokratie ist 
ja in dem Europa der Gegenwart undenkbar und unmöglich. Der 
alte Thiers hat die Unmöglichkeit der demokratischen Herrschaft in 
Frankreich sehr richtig erkannt, wie sein bekanntes Wort: J a 
repulique sera conservatrice ou eile ne sera pas ; ' beweist. Aber 
wo sind in dem modernen Frankreich die konservativen Elemente zu 
finden? Die große Revolution hat alle lebenskräftigen selbstständigen 
Bildungen zerstört: die Monarchie, die Aristokratie, die Kirche, die 
alten Institutionen der Verwaltung, die alten Provinzen und nur 
eine Gesammtheit vollkommen gleichberechtigter Bürger geschaffen. 
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über bellen eine straffe, bis In'fl Einzelnste sorgfältig geregelte 
centralisirte Adnünistration waltet UND herrscht. I n andern Ländern 
bleibt auch in Zeiten des Umsturzes und der Umwälzungen noch 
irgend ein fester Halt alter Ordnung, an den sich die Gegner der 
Revolution anschließen, um den sie sich schaaren können, in Frankreich 
fehlt ein solcher gänzlich. Tio alte Monarchie ist todt, die Monarchisten 
entweder Orleanisten, d. h. Anhänger eines Königthums, das doch 
nur ein kümmerlicher Rest wahrer Monarchie ist, oder Bonapartisten, 
die natürlich auf wirklich konseruatiuem Boden nicht stehen können, 
die kleine Zahl ultramontaner Politiker hat etwas von: konservativen 
Geist, aber sie dient ausschließlich hierarchischen Tendenzen und ist 
im gegenwärtigen Frankreich nou keiner Bedeutuug. Eine eigen-
thümliche Art konservativen Sinnes findet sich freilich bei der großen 
Masse der gemäßigten Republikaner, die mit dein wahren Konser­
vatismus aber kaum etiuas gemein hat. Unter den: Bürgerthum, 
das sich noch hente wie zur Zeit der großen Revolution als den 
eigentlichen Vertreter des Ttaats betrachtet, hat sich eine angesehene 
weitverzweigte mächtige Plutokratie gebildet, welche die Herrschaft 
und die Macht fest in ihren Händen zu halten sacht, den Staat 
vollständig beherrscht und mit großer Eifersucht über die Erhaltung 
ihrer Machtstellung wacht. Darin zeigt sie eine zähe konservative 
Gesinnung, die des rücksichtslosesten Egoismus. Dieses plutokratische 
Bürgerthun: voll harter Selbstsucht und ohne Spur idealer Gesiunnng, 
ohne große Vergangenheit und höhere Ziele, als die der Herrschaft, 
beherrscht jetzt Frankreich. Gegen dieses Bürgerthum, für welches 
das Geld der einzige Werthmesser und das höchste Ziel des Strebens 
ist, das den Staat als Donrnme für seine Bereicherung betrachtet, 
das irreligiös und materialistisch durch und durch ist, erhebt sich 
nun der Socialismus. I n ihn: pocht der vierte Stand wild und 
begehrlich mit rauher Faust an die Pforten des Staates, um die 
bürgerliche Gesellschaft zu vernichten und selbst die Herrschaft über 
den Staat zu erringen. Das würde aber nicht nur die Veriüchtung 
des Bestehenden bedeute::, sondern die Zerstörnng der gesammten 
bisherigen Kultur, die in Blut und Fener untergehen würden; die 
Commune von 1871 giebt ein Vorspiel davon, was dann eintreten 
würde. Obgleich sie diese drohende Gefahr vor Augen haben, uer-
mögen die republikanischen Parteien sich doch nicht zu einigen und 
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zusannnenzuschließen, der persönliche Ehrgeiz der Einzelnen und die 
Interessenpolitik der Vielen stehen sich stets zn sehr entgegen. Auch 
der gewaltigste Staatsmann wäre nicht im Stande die Zerrissenheit 
der Parteien zu besiegen, selbst Gambetta ist daran gescheitert. Weil 
in Frankreich gar kein Versuch socialer Reform gemacht worden ist, 
steht hier wie in Belgien das Proletariat, die Masse der Arbeiter 
der besitzenden Gesellschaft ganz besonders erbittert gegenüber und 
und der Socialismus, obgleich in verschiedene Parteien gespalten, 
zeigt sich hier in der wildesten Gestalt und verliert sich in dein Alles 
zerstörenden Anarchismus. Die jetzige Republik, religionsfeindlich, 
ja atheistisch, hat keine andere Grundlage ihrer Eristenz als die 
Macht, die besitzenden Klassen verfügen noch über die Verwaltung 
und das Heer. Das Schlimmste ist, daß die herrschenden Klassen 
zu einem nicht geringen Theile selbst den Glauben an die Fort-
bauer der jetzigeu Zustände verloren haben und damit schon halb 
besiegt sind. Der neue Präsident Faure ist, das kann man voraus-
sagen, geiuiß nicht der Mann die furchtbaren Schwierigkeiten, an 
denen die dritte Republik leidet, erfolgreich zu überwinden und dem 
parlamentarischen Regiment eine hoffnungsvolle Zukunft zu sichern. 
Dazu ist die Macht des Präsidenten, wie sie die Verfassung bestimmt, 
viel zu gering; er ist eigentlich nur ein krönendes Ornament an dem 
Staatsgebäude. Ernste Franzosen verhehlen sich nicht das Ver-
zweifelte der Lage; „nur sind reif zur ivnechtschaft", ruft eiu so an-
gesehenes Blatt wie der Temps im Hinblick auf die letzten Vorgänge 
aus. I u der That, nur das kann die Frage fein, ob sich nicht doch 
ein energischer, verwegener Mann finden würd, der die Verfassung 
umwirft, der Parlamentsherrschaft ein Ende macht und mit fester 
Hand die Zügel des Staats ergreift, oder ob zuerst die sociale 
Revolution hereinbricht, deren zerstörendem staatsauflösendem Treiben 
dann sicherlich durch einen Dictator und eine rücksichtslose Säbel-
Herrschaft eine Ende gemacht werden würde. Der Mangel an her-
vorragenden thatkräftigen Persönlichkeiten macht leider die erste 
Alternative unwahrscheinlich und so ist das Eintreten des socialen 
Umsturzes wahrscheinlicher. Das also wäre das Endresultat der 
demokratischen Republik und der parlamentarischen Regierung! Und 
doch ist diese Republik so vielen verblendeten Doctrinären und ver-
rannten Theoretikern in Deutschland und anderswo die ideale 
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Staatsform und der Inbegriff Der Freiheit und die Parlamente-
Herrschaft das erstrebenswerteste Ziel politischer Weisheit; während 
man doch an den französischen Zuständen umgekehrt lernen sollte, 
welcher Segen für die Völker die Monarchie ist. Die tiefste Grund-
Ursache der trostlosen politischen Zustände Frankreichs liegt aber 
nirgend anders als in der Revolution von 1789, die das organische 
Staatswesen zerstört und ein rein mechanisches, durch menschliche 
Reflexion ausgeklügeltes an dessen Stelle zu setzen versucht hat. Nichts 
lehrt eindringlicher und überzeugender die Nothioendigkeit historisch 
überlieferter Grundlagen für das Gedeihen der Staaten, nichts zeigt 
deutlicher die Bedeutung und Uncntbehrlichkcit der konservativen Ele-
mente und der konservativen Ideen im Staate als die Geschichte 
Frankreichs seit 1789. Wer aber lernt aus der Geschichte, vier be-
hcrzigt ihre ernsten Lehren und läßt sein politisches Handeln durch 
sie bestimmen? Die Völker thun es nicht, und die Vtachthaber achten 
ebenso wenig auf sie, zu allen Zeiten hören nur Wenige auf ihre 
Stimme und selten einmal ein großer Staatsmann, der dann eine 
neue Epoche heraufführt. 

I n D e u t s c h l a n d hat der Reichstag seine Thätigkeit am 
8. Januar wieder begonnen und am 15. ist der preußische Landtag 
mit einer sehr trockenen und alle Parteien wenig befriedigenden 
Thronrede eröffnet worden. Die Gerüchte von weiterem Minister-
Wechsel haben sich bis jetzt nicht bewahrheitet, sind sogar kategorisch 
vom Reichsanzeiger und von: Ministerpräsidenten Fürsten Hohcnlohc 
in: Abgeordnetenhause dementia worden. Das schließt freilich nach 
den bisherigen Erfahrungen nicht ans, daß doch eines Tages einer 
oder der andere Minister seine Entlassung erhält. Herrn u. Bötticher 
wäre die Versetzung in den Ruhestaud sehr zu gönnen, wie krampfhaft 
er sich auch an sein Ministerportefeuille klammert. Erfreulich ist es 
wahrzunehmen, wie auf allen Gebieten mit dem Cnprivischen Regiment 
gebrochen wird. I m preußischen Staatsrath sollen Maßregeln zur 
Abhülfe der bedrängten Landwirthschaft ernstlich berathen werden; 
zu seinen Mitgliedern gehört jetzt, beiläufig bemerkt, nach der be-
stilnmtcn Erkläuug der „Norddeutschen Allgemeinen Zeitung", auch 
Fürst Bismarck, was vor zwei Jahren von demselben Blatte unter 
der Zieichskanzlerschaft Caprivis entschieden in Abrede gestellt wurde. 
Selbst des so lauge von ihr gänzlich vernachlässigten und zurück-
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gesetzten Handwerkerstandes scheint sich jotzt endlich die Regjenuu] 
annehmen zu wollen und bic beabsichtigte Errichtung von Handwerker-
kannnern, über deren Zusannnensetzung und Befugnisse die Ansichten 
freilich iveit auseinandergehn, ist ein erster Schritt zur Hebung und 
Stärkung dieses für den Staat so wichtigen Standes. Sa lange 
freilich Herr von Bötticher Stnatsseeretär des Innern ist, sind durch-
greifende Maßregeln zur Hebung des Handwerks schwerlich zu er-
warten. Auch die Gesetzvorlage über den unlauteren Wettbewerb 
wird von allen Seiten, gewisse jüdische und ihnen nacheifernde christliche 
Händler natürlich abgerechnet, mit Freuden begrüßt und ist eine für 
das Gesammtintcresse des Volkes sehr heilsame, das redliche Gewerbe 
schützende Maßregel, die nnfraglich im Reichstage ohne ernstlichen 
Widersprach znr Annahme gelangen wird. Manche Minister haben 
wohl in kurzer Zeit merkwürdige innere Wandelnngen durchgemacht: 
der Staatsseeretär Graf Posadowsky hat sich als überzeugter Agrarier 
deeouvrirt, was er in: Vertrauen freilich auch schon dem Grafen 
©aprilil erklärt zu haben versichert und der Staatsseeretär des Aus-
wärtigen, Herr von MarfchalT, der einen Hauptantheil an dein 
traurigen Vertrage mit England über die Abtretung des Küstenlandes 
von Sansibar hat und ein redegewandter Vertreter der jammervollen 
auswärtigen Politik des Grafen Caprivi war, ist auf einnml ein 
ganz nationaler Staatsmann geworden, der den unfähigen und energie-
losen deutschen Gesandten in Centralamerika, Herrn Peyer, völlig 
preisgiebt und unter allgemeiner Zustimmung des Reichstages für 
eine nachdrückliche Vertretung des Reiches in den fernen Welttheilen 
durch Vermehrung der deutschen Kreuzerflottille eintritt. Wie mühsam 
wurde dagegen Graf Caprivi vor ein paar Jahren vom Reichstage 
zur Absendung eines Kriegsschiffes nach Chile, zum Schutze der 
dortigen Dentfchen beinahe gezwungen! So lenkt die Regierung 
Preußens und des Reiches, feit Fürst Hohenlohe an ihrer Spitze 
steht, immer mehr in die Bahnen des alten Curses zurück, welchen 
das Regiment des Grafen Caprivi so lange verlassen hat. Es wird 
freilich nicht leicht sein und großer Anstrengungen bedürfen alle die 
falschen und verkehrten Hiahregeln, alle die Versäumnisse und Unter-
lassungssünden, die schweren politischen Fehler, die in den traurigen 
letzten fünf Jahren seit Bismarcks Sturz dem Reiche und dem 
monarchischen Ansehen unübersehbaren Schaden zugefügt haben, einiger-
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maßen gutzumachen und zu beseitigen. Man kann sich aber nur 
freuen, daß wirklich mit der unheilvollen Acra Caprivi gebrochen 
worden und der bloß persönlichen Aussöhnung Kaiser Wilhelm II . 
mit Bismarck am 26. Januar 1894 nun zur Genugthuung aller 
patriotischen Deutschen die politische Aussöhnung, die sachlich doch 
allein Werth hat, gefolgt ist. Das beweisen offenkundig für Jeder-
mann zwei Thatsachen. Am 13. Januar ist der Reichskanzler Fürst 
Hohenlohe mit Genehmigung des Kaisers nach Friedrichsruh zmn 
Fürsten Bismarck gereist, um ihn: seinen Besuch zu machen und 
unt ihm sich über die augenblicklich im Vordergründe des öffentlichen 
Interesses stehenden politischen Fragen zu unterreden; das Letztere 
wird, wenn es nicht ohnehin selbstverständlich wäre, dadurch völlig 
sichergestellt, daß gleich am frühen Morgen nach der Rückkehr Hohen-
lohes der Kaiser sich im Reichskanzlerpalais einfand, um sich uou 
dem Fürsten über feine, Besprechung mit Bismarck Bericht erstatten 
zu lassen. Den zweiten Beweis für den eingetretenen völligen Um­
schwung in der Stellung des Monarchen zum Fürsteil Bismarck 
liefert die Aeußerung des Kaisers auf jenem vielbesprochenen Herren-
abend im Berliner Schlosse, wo Wilhelm II . wieder einmal seinen 
eigenen Reichskanzler vorstellend, einer großen Anzahl von Reichstags-
Mitgliedern in längeren: Vortrage die Nothwendigkeit einer Ver-
mehrung der deutschen Kreuzerflotille nachwies: die Reichstags-
abgeordneten möchten doch dem Fürsten Bismarck, dem Begründer 
der deutschen Kolonialpolitik, zu seinem achtzigsten Geburtstag, die 
Freude machen, die zur Erbauung neuer Kreuzer nothwendigen 
Summen zu bewilligen. Es wird in dieser Aeußerung, wenn auch 
nur in rednerischer Form, das Ansehen und das Urtheil Vismarcks 
zur Durchbriugung des kaiserlichen Wunsches als maßgebend und 
entscheidend geltend gemacht und anerkannt, daß in politischen Dingen 
Bismarcks Autorität auch in den Augen seines kaiserlichen Herrn 
die höchste ist. Kaiser Wilhelm II . hat in den ^jz Jahren seit 
dem Tage, da er den großen Meister der Staatskunst in so brüsker 
Weise von der Spitze des Reiches entfernte, durch vielfache Er-
fahrung und die zahllosen Kundgebungen aus allen Gegenden des 
deutschen Reiches gelernt, daß Bismarck in Ungnaden entlassen, doch 
immer noch Bismarck blieb und das ist, wie jener Franzose sagt, 
nicht wenig. Daß der große Meister in seinem Alter in irgend 
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einer Form an die Spitze des Staats zurückkehren könne, ist selbst-
verständlich ausgeschlossen, aber mit Befriedigung wird es jeder gute 
Deutsche begrüßen, daß die ihm im Reiche gebührende Stellung vom 
Kaiser und der Regierung endlich anerkannt wird und daß zwischen 
ihm und der Staatsleitung durch seineu zweiten Nachfolger wieder 
die naturgemäßen Beziehungen hergestellt sind. Dem Fürsten Bismarck 
ist jetzt endlich die politische Genugthuung zu Theil geworden, ans 
die er uollbegründeten Anspruch hat und den: Fürsten Hohenlohe 
wird es rils bleibendes Verdienst angerechnet werden, daß er die 
dazu nothwendigen Schritte gethan hat. Wie weit es freilich den 
jetzt an der Spitze des Reiches stehenden Staatsmännern gelingen 
wird die Staatsgeschäfte nach Innen und nach Außen im Geiste 
und Sinne Bismarcks zu führen, erscheint zweifelhaft. Wäre Fürst 
Hohenlohe zehn Jahre jünger, so würde sich von dein bewährten 
Mitarbeiter Bismarcks eine, wenn auch nicht geniale, so doch 
gewandte und kluge Führung des Steuers erwarten lassen, jetzt aber 
ist er doch gar zu sehr schon ein hinfälliger Greis und der Last der 
Geschäfte nicht gewachsen. Dazu kommt, daß ihn: jede direete und 
persönliche Eiinuirkung ans den Reichstag unmöglich ist, da ihm alle 
und jede Rednergabe abgeht und er stets Alles, was er zu sagen 
hat, mit schwer vernehmlicher, leiser Stimme abliest. Und doch be-
dürfte es bei diesem so höchst unbefriedigend zusammengesetzten, zer-
klüfteten Reichstage, in dem das Centrum den Ausschlag giebt, ganz 
besonders einer machtvollen, redemächtigen Persönlichkeit an der 
Spitze der Regierung. Freilich giebt es gegenwärtig keinen hervor-
ragenden Mann in Deutschland, von dem man sagen könnte, daß er 
dazu berufen wäre, das hohe verantwortungsvolle Ann des Reichs-
kanzlers git übernehmen, wenigstens weiß man von keinem solchen 
und die paar, die sich alleufalls dazu eignen würden, sind entweder 
unmöglich oder in andern Stellungen nöthig. Auch der neue 
preußische Minister des Innern v. Koller steht, wie sich's schon jetzt 
zeigt, seinem früheren Vorgänger, dem Minister v. Pnttkamer an 
Begabung^ parlamentarischer Gewandtheit und Energie weit nach. 
Die Verhandlungen des Reichstages über das sogenannte Umsturz-
gesetz haben fünf Tage, vom 8. bis zum 12. Januar gedauert und 
mit einer Ueberweisung der Vorlage an eine Commission von 26 Mit-
gliedern geendet. Man kann nicht sagen, daß dnrch die vielen und 
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langen Reden die Ansichten übet öie Nothwondigteit oder Entbehr-
lichkeit dieses gcsetzgeberischeil Versuchs die Uinsturzbeweguiigen durch 
Verschärfung eiuzeluer Bestimmungen des Ttrafgcsetzbuches zu be-
kämpfen, wesentlich geklärt worden sind. Die Vertreter der Regierung 
vermieden es ängstlich zu erklären, daß die Vorlage gegen die Social-
demokraten gerichtet sei- den im Jahr 1880 durch das Fallenlassen 
des Socialistengesetzes begangenen Fehler offen einZugeftehn, kann 
man sich oben doch noch nicht cntsäiließen. Die bedeutendsten Reden 
hielten der Socialdemokrat Auer, einer der Gcmäßigsten der Partei, 
der den ersten Tag ganz allein für sich in Anspruch nahm, der Frei-
Herr uon Stumm und der Kriegsminister Bronsart uon Schellendorf; 
Veningsens Rede, die von seinen Parteigenossen wie immer für eine 
wahrhaft staatsrnännischc Leistung erklärt wird, enthielt vieles Richtige 
UND Treffende, verlor sich aber nicht selten in doktrinäre Nuseiu-
andersetzungen ilud vage liberale Theorien, versiel auch in manche 
Widersprüche. Auer sagte den herrschenden Gesellschaftskreisen viele 
bittere, wohlbegründete Wahrheiteil, die von den Gegnern der Social-
demokratie recht beherzigt werden sollten, schade, daß von den bürger-
lichen Parteien Niemand den Muth und die Ueberzeugungskraft zu 
einer solchen Selbstkritik besaß. Der Freiherr von Stumm vertrat 
den Standpunkt des angesehenen Arbeitgebers, des mächtigen Fabrik-
Herr,:, der wohlwollend für seine Arbeiter sorgt, aber sie auch in 
unbedingter patriarchalischer Abhängigkeit von seinem Willen erhält 
und von Rechten der Arbeiter nichts wissen mag. Er sprach mit 
entschiedener Ueberzeugung und daher wirkungsvoll; seine Anklagen 
gegen die jetzigen akademischen Lehrer der Nationalökonomie und die 
socialreformatorisch wirkenden Geistlichen als Beförderer der Social-
demokratie erregten in, und noch viel mehr außerhalb des Reichs-
tages heftigen, begründeten Widerspruch. Wir wollen auf die 
Controverfe das nächste Mal näher eingehen. Der Kriegsminister 
sprach klar, scharf und nachdrucksuoll gegen die Socialdemokraten, er 
erinnert in seinem Auftreten und der entschiedenen Vertretung des 
militärischen Standpunkts an Roon; jedenfalls war feine Rede das 
Beste, was vom Ministertisch in dieser Sache gesagt worden ist. 
Das Schicksal der Umsturzvorlagen ist sehr unsicher und die Ent-
scheidung liegt in den Händen des Centrums. Dieses, das seinen 
Antrag auf Aufhebung des Iesuitengesetzes soeben im Reichstage 
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wieder zur Annahme gebracht hat, scheint in der Commission eine 
Verschleppungstaktik anwenden zu wollen, um eine Pression ans den 
Bundesrath auszuüben. Für die Zustimmung der uerbiindeten 
Regierungen zur Wiederzulassung der Jesuiten würde das Centruin 
wohl die Umsturzvorlage bewilligen. Ob die Reichsregierung ans 
diesen demüthigenden Handel eingehn wird, läßt sich zur Zeit noch 
nicht absehn. Verweigert sie die Zustimmung, so fällt die Umsturz-
vorläge ganz sicherlich und die Regierung erleidet eine schwere 
Niederlage. Mcrn kann gespannt sein, welchen Ausweg der Reichs-
kanzler nnd der Bundesrath ans dieser schwierigen Situation finden 
werden; von entscheidendem Gewicht wird dabei sein, wie weit die 
Regierung von der absoluten Ätothwendigkeit dieses Gesetzes über-
zeugt ist. 

I n Oesterreich ist die Wahlreform ihrer Verwirklichung 
noch nicht einen Schritt näher gerückt und die Wünsche und 
Forderungen der verschiedenen Coalitionsparteien gleichmäßig zu be-
friedigen, erscheint fast so schwer wie die Quadratur des Zirkels zu 
finden. Gegenwärtig sind sämmtliche sechszehn Prouinziallandtage 
der Monarchie versammelt und da fehlt es weder in Böhmen noch 
in Istrien, weder in Wien noch in Graz an Lärm und tumultuarischen 
Auftritten, die in: Grunde aber nicht viel zu bedeuten haben. Die 
Italiener in Istrien setzen Alles daran, die zweisprachigen Schilder 
an den Gerichtsgebänden wieder zu beseitigen und es wird ihnen das 
wahrscheinlich auch gelingen. In Ungarn hat die Ministerkrisis einen 
überraschenden Ausgang genommen. Wieder wurde vom Kaiser-
Könige der Banns von Kroatien Graf Khuen Hedervary unt der 
Bildung eines neuen Ministeriums betraut und abermals hat er, 
wie im Inli vorigen Jahres, den ihn: gegebenen Auftrag in die 
Hände des Herrschers resultatlos zurückgeben müssen. Wahrlich, den 
Banns muß ein mächtiger Ehrgeiz oder ein hoher Patriotismus er-
füllen, daß er zweimal kurz nacheinander sich einem solchen Miß-
erfolge auszusetzen geneigt war! Die liberale Partei hat wieder den 
Monarchen zur Unterordnung unter ihren Willen genöthigt; der bis­
herige Präsident des Abgeordnetenhauses Banffy hat, vom Könige 
dazu berufen, am 10. Januar ein Kabinet gebildet, das genau auf 
dem Standpunkt des Ministeriums Wekerle steht und sich von diesem 
nur dadurch unterscheidet, daß es aus weniger hervorragenden Männern 
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zusammengesetzt ist. Der König hat es auch geschehen lassen, daß 
der ihm besonders unangenehme Instizniinister Szilagyi zum Präsi-
denten des Abgeordnetenhauses gewählt worden ist, worin man dach 
nur eine offene Demonstration gegen den Herrscher sehen kann. S o 
ist denn die parlamentarische .Herrschaft in Ungarn von neuen: be-
festigt. Wie lauge die Krone diesen Zustand, bei dem ihre Macht-
stellung immer mehr in den Schatten gestellt wird, ertragen wird, 
läßt sich nicht abschen. Es ist die Meinung laut geworden, man 
wolle das liberale Regiment völlig abnürthschaften lassen, um dann 
eine entschiedene Reaction zur Gcltuug zu briugcu, Banffy, ein wenig 
bedeutender Politiker, sei sehr ehrgeizig und werde möglicherweise sia* 
das Interesse, der Krone gewonnen werden können. Allein diese 
Voraussetzung scheint uns doch höchst unsicher und das Experiment 
sehr gewagt und außerordentlich gefährlich. Sicher ist, daß Nauffy 
eiu entschiedener Feind der Deutschen ist und seine gewaltthätigc, kein 
Gesetz achtende Wirksamkeit als Obergespann von Siebenbürgen steht 
bei den Sachsen im schlimmsten Gedächtniß. Unter diesem Ministcrinm 
werden für die 9tationalitäten wohl noch schwerere Tage als bisher 
eintreten. Älatürlich sollen jetzt die beiden rückständigen kircheu-poli-
tischeu Reformgesetze mit aller Macht in: Magnatenhause durchgesetzt 
nierdcn, trotz der Erregung des katholischen Klerus und des von 
diesem aufgereizten Volkes. 

I n S e r b i e n ist die Lage sehr unsicher und beunruhigend. 
Wieder soll eine Verschwörung gegen das Leben des jungen Königs 
Alexander entdeckt fein und wie verlautet, deukt sogar Nikola Chri-
stitsch, der treueste Anhänger des Hauses Obrenowitsch, au den Rück-
tritt uou seiuem Amt. Das würde bedcuteu, daß auch in seinen 
Augen die Verhältnisse völlig unhaltbar geworden sind. An eine 
wirkliche Cousolidirung der gegenwärtigen Zustande kann selbstuer-
ständlicl) nicht gedacht werden, so lange die Leitung des Staates in 
den Händen eines so gewissen- und charakterlosen Mannes liegt, wie 
König Milan es ist; tein Wuudcr, wenn er zuletzt auch unt seinem 
Sohne in offenes Zerwürfniß geräth. Wenn der Stern der Obre-
nowitsche doch endlich erbleichen und die Aussichten der Karageorge-
witsche sich günstiger gestalten sollten, so würde dieser unheilvolle 
Fürst allein die Verantwortung dafür tragen. 
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In B u l g a r i e n ist bei* Umschwung ein so außerordentlicher, 
daß er wahrhaft Staunen erregt. Dragan Zankow, der alte Ver-« 
bannte, ist im Triunrph zurückgekehrt nnd uom Prinzen und dem 
.vofc gnädig empfangen worden, Stainbnloiv dagegen, vor Kurzem 
noch der allgenialtige Dictator, der mächtigste Mann in Bulgarien, 
der den Prinzen Ferdinand auf den Fürstenstuhl gesetzt hat, wird zu 
derselben Zeit mit einer Anklage wegen Anstiftung der Ermordung 
seines früheren H'cinistereollegen Beltschew bedroht und eine ans 
seinen Feinden nnd Gegnern zusammengesetzte Untersnchnngscommission 
ist eingesetzt, die alle wahrend seiner Ministerpräsidentschaft von ihm 
begangenen gesetzwidrigen Handlangen feststellen nnd untersuchen soll! 
Man mag über Stambulow und seine politische Thätigkeit denken 
wie man will, ein so maaßlos gehässiges Vorgehen gegen den hervor-
ragcndsten Mann Bulgariens ist nnuerzeihlich nnd zugleich ein grober 
politischer Fehler. Das leicht erkennbare Ziel, dem Prinz Ferdinand 
auf diese Weise näher zu konnnen glaubt, wird er schwerlich erreichen, 
nnd wenn diejenigen, auf die er jetzt vertraut und sich stützen zu 
können meint, sich nou ihm abwenden, wird er sich in völliger Iso-
lierung befinden nnd dann wird ihn dieselbe Nemesis ereilen, der 
Ttainbnlow nicht entgangen ist. r 

16./28. Januar. 



Lin Brief der Kaiserin Katharina II . 
an den Generalgouverneuren Grafen Braun.*) 

ITTosfcw, 4 Februar i7<>~>. 
Bete General Vraun. 

Ich bin wahrlich böß auf thuen, mein alter lieber Freund Hai mir 
nuninehro vergessen oder denkt nicht das Ich noch eben dieselbe gegen 
ihm, die ich jeder Zeit gewesen bin. Ich habe ihre briefe an den 
Geheimen Recht pernin gesehen und gelesen über die Ankunft des von 
Vorg in Riga und ich bin jaloux das sie nicht gerade an mir schreiben, 
wie lieb solte es nur seyn wenn sie in Vertraulichkeit »nit Raht und taht 
wohl wollen mir beistehen und von wem solte es mir angenehmer seyn 
al? von meinen Ehrlichen nnd braven General braun, schreiben Sie an 
wem sie wollen aber vergessen sie nur nicht und in was vor öchprache 
es ihnen am coiuodestc ist über alles daßjenige so sie nöhtig finden Zu 
meiner wissenschafft mit voller Freyheit ohne irgendts einen Zweifel, ich 
kan auch Zur Zeit schweigen und werde niemals ihnen cornproiuetrireii. 
Jie Zeit ist nun beinahe herbey die Arenden in liefland zu renouvelliron 
und Zu vergeben, sie wissen hierüber meine Meinung aber ich weiß noch 
nicht die ihrige wem in Tiefland von Adel sie hierZu verdient halten, 
schicken sie mir eine liste von solche Teule die Armuth und Verdienste 
ilisthigireii und seyn sie versichert von meiner immer dauernden aftoction. 

Catoi'ine. 
l'. S. Ich Habe befohlen die Konfirmation derer liständischen 

Privilegien ohne chioanim nach Peter des Großen sey ne zu richten denn 
ich bin nicht inteiitionirct jemanden was Zn benehmen nnd wünsche weiter 
nichts als ineine Unterthahnen in Friede Ruhe und Vergnügen leben 
möchten, dieses schreibe ich ihnen damit das der Zerr General Guber-
nater möge was Zu erZählen Habens Ich wünsche auch wohl Zu wissen 
ob dieser öerr und seine untergebene Province unt mir Zufrieden ist und 
worin sich Zu bessern wäre, ich -prüfe ihnen ob sie noch auf gut Englisch 
die Wahrheit sagen können welche mir jederZeit die angenehmste ist, dieses 
werde ich aus der Antwort wahrnehmen. Ichreiben sie mir auch wie es 
mit ihrer Gesundheit gehet, sie sehen das ich vor ihnen das unmögliche 
thue, da ich einen Äeutschen brief geschrieben so mir in meinen leben 
nicht offt geshieht auch wohl nicht Zn rahten ist weil ich sehr schlecht 
schreibe aber was thut mau nicht vor feine Freunde. 

*) Aus ber Handschrift ensammlung der Universität«tnbliothel 311 Porpat mitgetheilt 
Don p . wiskmvataw int Fekruarbeft der „Russk. Sictrintt* 1895. Der Vrief ist mit gothischen 
tettern geschrieben. 



Alexander Stieda, Riga, 
liiililiiiiiWimg iütit HtttiPlnoillt. 

- (»egriiiHlet 1865. 

Speciai-Abtheilung für Landwirthschaft 
Oresses Lager landwirtbsch. Werke. 

.Mein laiMlwirtlisrhaftliches Bsiclierverzeichniss, 1890 
eL'äel'iietiei'!, 1*20 Seiten', stark, steht gratis und franeo. zu 
Diensten. •• Niciitvort'äthiges wird in kürzester Zeit besorgt. 
Durch nieine Verbind im gen im Auslande bin ieh in den 
Stand geseizl. nueh seltene Werke zu angemessenen Preisen 
'Mi beschaffen. ' " . ; ' . ; ' .. ,: .'•... 

'MT"•. Für eine vollständige Ooiieetiou laiidwirfchsehatt;-
lielter Werke wurde mir im Jahre 1890 in W e n d e n als 
l. Preis, die Anerkennung I. (xrades, gleichbedeutend der 

Silbernen Medaille 
zuerkannt., . 

W e r r e 1891 wurde, mir eine 

m Theil. 
Dankende Anerkennung 

Alexander Stieda, Riga, 
BüililiiiiiiMiiiig und Kn t iMWt . 

;i,o3Jis>;feiio i!,t;rs;;y]M»i<>. P m a . 1 <fo>ujta tu MK> i . — )){. R u e tz Buchdrucker« , R i g a . 

M ^ l. 


